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Editorial

Warten auf die sieben fetten Jahre
I. Boom im Euroland?

Die Jubelmeldungen tiberschlagen sich: Nicht nur in Osterreich miis-
sen die Wirtschaftsforschungsinstitute ihre Wachstumsprognosen von
Quartal zu Quartal aufwarts revidieren, auch internationale Konjunk-
turprognosen wie von der EU-Kommission oder von der OECD werden
seit einigen Quartalen regelmafig von der realen Entwicklung tber-
troffen. Selbst die Wirtschaft in Deutschland, Uber viele Jahre grol3es
Sorgenkind der europaischen Konjunktur, ist kraftig in die Gange ge-
kommen.

Das globale Wachstum lauft auf Hochtouren, angetrieben von
Schwellenlandern wie China und Indien, wo es trotz angeblicher damp-
fender Bemuhungen der Geld- bzw. Fiskalpolitik nicht gelingt, das BIP-
Wachstum zu drosseln. Die von hohen Rohstoffpreisen profitierenden,
insbesondere Erddl produzierenden Lander sorgen durch investives
und konsumtives Recycling ihrer Petro-Dollars fur eine Exportbelebung
in den OECD-Landern, und auch der gesparte Anteil ihrer Einnahmen
sorgt fir Wachstumsstimuli, indem die globalen Finanzmarkte mit Li-
quiditat versorgt werden und zu gunstigen Finanzierungsbedingungen
beitragen. Der drastische Olpreisanstieg konnte daher die globale
Wachstumsdynamik kaum beeintrachtigen und zog auch keine Be-
sorgnis erregenden Inflationsraten nach sich.

Der seit vier Jahren boomenden US-Wirtschaft scheint eine sanfte
Landung zu gelingen, womit sie zu einer Verringerung der Wachstums-
unterschiede zwischen den Weltregionen beitragt. Der Einbruch der
Wohnbauinvestitionen rief zwar eine gewisse Besorgnis Uber eine mog-
liche Rezession als Folge des Platzens einer Blase hervor, allerdings
waren die Auswirkungen (zumindest bislang) weit weniger dramatisch,
als der 25-prozentige Riickgang beim Neubau von Einfamilienhdusern
erwarten lie. Denn die Immobilienpreise liegen nach dem Hoéhenflug
noch immer etwa auf dem im historischen Vergleich hohen Niveau von
vor ca. drei Jahren, ebenso wie sich die Zahlen von Neubau und Ver-
kauf von Einfamilienhausern wieder auf diesem Niveau einpendelten.
Weiters muss bericksichtigt werden, dass im Wesentlichen nur das
Segment des Neubaus von Einfamilienhdausern von der Krise betroffen
ist, Ubrige Baubereiche aber weiter durchaus kraftig zulegen, nicht zu-
letzt da sie von den freiwerdenden Ressourcen der Bauunternehmen
profitieren. Die Korrektur von Preisen und Investitionen bei Immobilien
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dirfte aber nun langsam ausgelaufen sein, der Markt sollte sich somit
langsam stabilisieren und 2008 wieder eine Belebung des BIP-Wachs-
tums auf knapp 3 Prozent ermoglichen.

Der Abbau der globalen Wachstumsunterschiede ist aber nicht nur
der Abschwachung der US-Konjunktur zuzuschreiben. Nachdem die
Eurozone im bisherigen Verlauf des Jahrzehntes mit weit unterdurch-
schnittlichem Wirtschaftswachstum konfrontiert war, wurde 2006 mit
2,7 Prozent erstmals seit vielen Jahren wieder ein Wachstum uber
dem Potenzial erreicht, und 2007 konnte mit einem &hnlichen Wert
sogar die USA Uberholt werden (Frihjahrsprognose der EU-Kommissi-
on). Denn seit dem Konjunktureinbruch zu Beginn des Jahrzehnts war
Europa Trittbrettfahrer der Weltwirtschaft. Die Binnennachfrage blieb
— zumindest in den groRen Landern der Eurozone — relativ schwach,
und es waren die Exporte nach Ubersee, die zumindest ein schlep-
pendes Wachstum ermdglichten.

Die Entwicklung in Deutschland, das noch mit Altlasten der Wieder-
vereinigung, ganz besonders an der Lage der Bauwirtschaft ersichtlich,
zu kdmpfen hatte, ist fur die gesamte Eurozone von grof3er Bedeutung:
Eine gnadenlos auf internationalen Kostenwettbewerb ausgerichtete
Strategie fihrte zu einer Zweiteilung der Wirtschaft. Die Panikma-
che vor einer Abwanderung zu teurer Produktionen in den naheren
oder ferneren Osten fuhrte zu Umstrukturierungen, die Deutschland
wieder zum Exportweltmeister machten und zu Rekordgewinnen der
Unternehmen fihrten, wahrend die Binnennachfrage weiterhin unter
der fehlenden Kaufkraft der Haushalte litt. Doch 2006 scheint man es
geschafft zu haben. Ein Wachstum von fast 3 Prozent zeigte endlich
auch positive Wirkungen auf Beschaftigung und Konsumnachfrage. Al-
lerdings sollten dabei die Vorzieheffekte der Mehrwertsteuererhéhung
um 3 Prozentpunkte ab Jahresbeginn 2007 nicht Ubersehen werden,
welche die Nachfrage im letzten Quartal 2006 aufblahten, dafir aber
zu Jahresbeginn 2007 fehlen. Derzeit sieht es aber danach aus, als
ob diese Steuererhéhung keinen Abbruch des Aufschwunges bewirkt,
sondern blol3 eine Delle im unterjahrigen Wachstumsverlauf verur-
sacht. Der IFO-Indikator fur die zukunftige Entwicklung gab im Frih-
jahr 2007 jedenfalls Anlass zu weiterem Optimismus. Erst fur 2008 wird
wieder eine leichte Wachstumsabschwachung, sowohl fir Deutsch-
land als auch fir die Eurozone, prognostiziert, aber immer noch mit
Raten (lUber 2%), welche jene ersten Halfte des Jahrzehnts deutlich
Ubertreffen.
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I1. Hochstimmung unbegriindet?

Es ist erstaunlich zu beobachten, wie sehr die 6ffentliche Wahrneh-
mung von (massen-)psychologischen Faktoren gepragt wird. Betrach-
ten wir wieder Deutschland als pars pro toto: Viele Jahre herrschten
kollektive Depression und Pessimismus. Die Lage war zwar in der Tat
nicht rosig, aber doch nicht so hoffnungs- und perspektivios, wie sie
vielfach dargestellt wurde. Im Jahr 2006 anderte sich das Bild schlag-
artig: Mit 2,9 Prozent wuchs die Wirtschaft etwas Gber dem langfris-
tigen Durchschnitt, und schon schlug der kollektive Pessimismus in
kollektive Euphorie um. Nach den Schlagzeilen auf den Titelseiten der
Medien scheint die deutsche Wirtschaft aus allen Nahten zu platzen.

Doch wie ist — bei naherer Betrachtung — die Lage realistisch einzu-
schatzen? In der gesamten ersten Halfte des Jahrzehnts wuchs die
deutsche Wirtschaft mit Jahresraten um kiimmerliche 1 Prozent. Im
Jubeljahr 2006 wurde — nicht zuletzt wegen der Vorzieheffekte der
Mehrwertsteuererhohung und eines extrem milden Winters — ein BIP-
Wachstum erzielt, das zwar leicht Uberdurchschnittlich ist, das aber
nicht einmal die mittelfristige 3-Prozent-Vorgabe der Lissabon-Strate-
gie erreicht. Und in den Jahren danach folgt wieder eine Wachstums-
verlangsamung auf nur noch knapp Uber 2 Prozent. Als grof3en Erfolg
kdnnen dies wohl nur diejenigen bejubeln, deren historisches Denkver-
mdgen auf das laufende Jahrzehnt beschrankt ist.

Auch die Tatsache, dass endlich wieder Arbeitsplatze, zum Teil so-
gar regulare Vollzeitarbeitsplatze, entstehen, ist zwar grundsatzlich er-
freulich, aber nicht wirklich verwunderlich und kein Grund fir Gberbor-
dende Begeisterung, halt man sich die Arbeitsmarktentwicklung des
letzten Jahrzehnts vor Augen.

II1. Der Euro: eine Erfolgsgeschichte?

In jingerer Vergangenheit wurden vielerorts auch Bilanzen Uber die
Zeit seit der EinflUhrung der Gemeinschaftswahrung erstellt. Die meis-
ten davon fallen auf3erst positiv aus: Der Preisanstieg sei geringer als
in den Jahren zuvor, der Euro sei tatsachlich eine starke und stabi-
le Weltwahrung geworden, der Teufelskreis von periodischen Abwer-
tungsrunden konnte durchbrochen werden, Kosten wurden gesenkt.
Wie der massive Anstieg des Olpreises bewaltigt wurde, ohne mas-
siven Inflationsdruck und eine Lohn-Preis-Spirale auszulésen, wie es
bei friiheren Olpreisschocks der Fall war, sei ein deutliches Zeichen
fur die Leistungsfahigkeit der Wahrung, also der Wahrungsunion und
deren Geldpolitik.

Dass der Euro fir manche Exporteure vielleicht etwas zu stabil ist,
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musse angesichts der generell hervorragenden Exportentwicklung
verkraftet werden kénnen. Auch die Tatsache, dass einige schwarze
Schafe, insbesondere in der Gastronomie und anderen Dienstleistun-
gen, die Wahrungsumstellung flr saftige Preiserh6hungen nutzten und
daher zu dessen Ruf als , Teuro® beitrugen, solle nicht von der generell
preisdampfenden Wirkung der neuen Wahrung ablenken. Und wenn
darauf hingewiesen wird, dass auch Lander wie etwa Danemark oder
Schweden eine aulerst erfolgreiche Entwicklung zeigen, ohne der Eu-
rozone anzugehdren, dann musse klargestellt werden, dass dies nicht
ihrer Euro-Abstinenz zuzuschreiben sei, sondern — ganz im Gegenteil
— der Tatsache, dass sie quasi als Trittbrettfahrer kraftig an den Vor-
teilen der Gemeinschaftswahrung partizipieren, ohne Mitglied in der
Eurozone zu sein und sie daher etwaigen negativen Wirkungen nicht
ausgesetzt seien. Auch flr die nicht der Eurozone angehdrigen Lander
innerhalb und auerhalb der Europaischen Union wirkt der Euro als
Stabilitatsanker.

Eine Einheitswahrung bendétigt, um erfolgreich zu sein, naturgeman
bestimmte wirtschaftspolitische Voraussetzungen zur Koordination
und Stabilisierung. Die dementsprechend vorwiegend auf Stabilisie-
rung ausgelegte wirtschaftspolitische Konzeption in der Eurozone
habe sich — so ist in vielen Bilanzen zu lesen — als richtig und erfolg-
reich erwiesen, wie ein Blick auf die aktuellen Wachstums- und Be-
schéaftigungsdaten zeige.

Auf den ersten Blick scheint der Euro damit durchaus als Erfolgssto-
ry gelten zu kénnen. Aber halt diese Beurteilung auch einem zweiten,
kritischeren Blick stand?

IV. Aufschwung trotz europiischer Wirtschaftspolitik?

Aus monetarer Sicht hat der Euro im Grofden und Ganzen durchaus
die Erwartungen erfiillt. Insbesondere die Skepsis gegenliber einer
moglicherweise zu geringen Stabilitat war offensichtlich unbegrindet.
Die reale Entwicklung bietet dagegen, wie im zweiten Abschnitt be-
schrieben, weniger Grund zum Jubeln, und dies trotz der gegenwartig
durchaus erfreulichen Wirtschaftsdaten. Man kénnte dazu provokant
die These vertreten, der momentane Aufschwung sei frotz und nicht
wegen der Wirtschaftspolitik im Euroland zu verzeichnen.

Uberraschenderweise scheint die EU-Kommission die skeptische
Beurteilung der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung zu teilen. Denn
von dieser Seite unerwartet kritische Tone enthalt deren ,Bilanz 2006
in Kom(2006) 714, in welcher ,nach wie vor verhaltenes Wachstum®
beklagt und festgestellt wird, ,dass der Euro noch nicht in der Lage war,
hohes Wirtschaftswachstum und hohe Beschaftigung tber einen lan-
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geren Zeitraum zu erreichen®. Wohl von jeder anderen Institution wir-
den angesichts einer solch enttduschenden Bilanz die Fragen gestellt
werden, ob die Konzeption der Politik und das angewendete Mal3nah-
menbundel angemessen waren, ob von den die Rahmenbedingungen
gestaltenden Instanzen Fehler gemacht wurden, ob man etwas hatte
besser machen kénnen, und welche Anderungen notwendig sind, um
in Zukunft erfolgreicher bilanzieren zu kénnen.

Doch die Europaische Kommission ist anders. Sie halt unverandert
an ihrer jahrelang propagierten Strategie fest, Stabilitdt und Kosten-
senkung seien der Schlussel zu Wachstum und Beschaftigung, also
Haushaltskonsolidierung, Strukturreformen und eine mit beiden Fu-
Ren auf der Bremse stehende EZB. Stellt sich der gewiinschte Erfolg
nicht ein, sei dennoch die Rezeptur richtig gewesen, nur die Dosierung
musse erhoht werden. Dabei liegt das Hauptproblem der Wirtschafts-
politik in der EU darin, dass makrodkonomisches Verstandnis durch
mikrodkonomisches Denken ersetzt wurde, womit die Kreislaufzusam-
menhange der Volkswirtschaft und die Bedeutung der Nachfrage aus-
geblendet bleiben (zur ausfihrlicheren Analyse dieser europdischen
Politik-Konzeption siehe das Editorial in Wirtschaft und Gesellschaft
2/2005). Das Wort ,Nachfrage® ist im neunseitigen Kommissionsdoku-
ment Ubrigens gezahlte zweimal zu finden.

Ein illustratives Beispiel davon gibt das oben zitierte Kommissions-
dokument ,Die Wirtschaft der EU: Bilanz 2006“. Nachdem dort die
enttduschende Entwicklung beklagt wird, stellt die Kommission fest:
.Man kénnte versucht sein, derartige Anpassungsschwierigkeiten voll-
standig auf den Umstand zurickzufihren, dass einige Mitglieder der
Euro-Zone erst verspatet MalRnahmen zur Haushaltskonsolidierung
und Durchfuhrung struktureller Reformen ergriffen haben.“ Durch die
Worte ,Man kdnnte versucht sein“ keimt Hoffnrung auf eine — wenn
auch spate — Einsicht auf. Doch diese Hoffnung ist verfriiht, denn in der
Folge ist blof3 zu lesen: ,So leisteten zum Beispiel Entwicklungen auf
den Finanzmarkten Ungleichgewichten mehr Vorschub und beeinfluss-
ten Konsum- und Investitionsverhalten starker als erwartet. Aulerdem
entstanden aus dem Zusammenwirken wirtschaftlicher Entwicklungen
untereinander und mit politischen Initiativen Folgen, die sich haufig ge-
genseitig verstarkten®.

Neben der unzureichenden Umsetzung der EU-Politikempfehlungen
werden also verschiedenste andere, teils etwas kryptische Erklarungs-
ansatze geboten. Das Kernproblem wird aber nicht einmal angedeutet,
namlich dass das Wachstum durch eine schwache Binnennachfrage
gedampft wurde (siehe dazu den Beitrag von Engelbert Stockhammer
in diesem Heft). Die Konsumlust der Haushalte ist verstandlicherweise
wegen schlechter Einkommensentwicklung und Arbeitsmarktlage so-
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wie wegen der Verunsicherung durch zahlreiche so genannte Struktur-
reformen, also durch die Folgen der Wirtschaftspolitik gedampft. Und
dies bremst natirlich die Absatzerwartungen und damit die Investiti-
onsbereitschaft der Unternehmen.

Aus diesem unzureichenden Verstandnis der gesamtwirtschaftlichen
Zusammenhange resultieren dann auch unzureichende Empfehlungen
an die Wirtschaftspolitik. Dies zeigen deutlich zwei Beispiele aus dem
betreffenden Kommissionsdokument. Von den Sozialpartnern wird
verlangt: ,Die Implikationen der Wahrungsunion mussen sich im Lohn-
setzungsverhalten niederschlagen®, und es ,... muss sichergestellt
werden, dass die Implikationen und Konsequenzen verschiedener
Handlungsoptionen den am Lohnfindungsprozess Beteiligten bewusst
sind. Damit sollte in erster Linie besser beurteilt werden konnen, ob
die derzeitigen und absehbaren Lohn- und Preisentwicklungen mit
Blick auf die Anpassungserfordernisse unproblematisch sind.“ Im
Klartext: Wahrend Haushalts- und Geldpolitik geradezu autistisch an
ihrem nachfragebremsenden Stabilitdtskurs festhalten, sollen die So-
zialpartner gefalligst die gesamtwirtschaftlichen Erfordernisse bertck-
sichtigen, also durch noch mehr Flexibilitat in der Lohnpolitik die Feh-
ler der anderen Bereiche der Makro-Politik ausbessern. Soll das etwa
die dringend notwendige bessere Koordinierung der Wirtschaftspolitik
sein? Erlaubt diese Einstellung einen dringend notwendigen, offenen
makrodkonomischen Dialog zwischen den Tragern der Wirtschaftspo-
litik?

Ein weiteres Beispiel fur die etwas seltsamen wirtschaftspolitischen
Rezepte, die aus der einseitig angebotsorientierten Konzeption der
Wirtschaftspolitik resultieren, findet sich in der Passage, in der die
Kommission eine Verbesserung des Wachstumspotenzials fordert.
Dieses hangt bekanntermalien nicht unwesentlich mit dem Kapital-
stock, also mit den in der Vergangenheit getatigten Investitionen zu-
sammen, die wiederum (u. a.) mit Kaufkraft, Nachfrage und Absatz-
erwartungen in engem Zusammenhang stehen. Es ist daher nicht
verwunderlich, dass angesichts der schwachen Binnennachfrage im
Euroraum das Wachstumspotenzial in den letzten Jahren tendenziell
gesunken ist. Doch wie soll nach den Vorstellungen der Kommission
dieses an sich unterstitzenswerte Ziel der Anhebung des Wachstums-
potenzials erreicht werden? Mit einer ,Beschleunigung des Tempos
der Strukturreformen®! Natirlich wird dieses mysteridse Zaubermittel,
das von der Kommission offensichtlich als Geheimrezept gegen jedes
Ubel, sei es Wachstumsschwiache, Arbeitslosigkeit, Cholera oder Heu-
schreckenplage, wieder einmal bemuht, ohne naher darzustellen, was
damit konkret gemeint sein soll. Aber es ist kurios genug, dass eine
Politik, die massiv zur Schwachung von Nachfrage, Investitionen und
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damit Wachstumspotenzial beigetragen hat, nun zur Anhebung des
letzteren herangezogen worden soll — das grenzt in der Tat an Voodoo
economics!

V. Perspektiven

Weder angesichts der erst seit Kurzem und gemaf den Prognosen
nicht mehr allzu lange recht kraftigen Konjunktur noch bezuglich der
Bilanz seit der Einfihrung der Einheitswahrung ist daher besondere Ju-
belstimmung angebracht. Von der Wirtschaftspolitik ist jedenfalls kaum
ein Kurswechsel weg von Inflationspsychose und Strukturreformen zu
erwarten, der die Entwicklung verbessern kénnte. Auch dass ange-
sichts eines prognostizierten Sinkens der BIP-Wachstumsraten die
EZB paradoxerweise offensichtlich weitere Schritte der Zinsanhebung
plant, verwundert nach den bisherigen Erfahrungen nicht mehr wirk-
lich. Die Zentralbank kdnnte wieder gefahrlich in die Nahe der Rolle
eines Konjunkturkillers riicken.

Ein weiterer Hemmschuh fir ein anhaltendes kraftiges Wachstum
liegt in der Entwicklung der Einkommensverteilung. Zwar hat sich in
jungster Vergangenheit die Lage am Arbeitsmarkt spirbar verbessert,
kaum aber die finanzielle Situation der Haushalte. Denn die Unterneh-
men jammern zwar Uber den kaum noch bewaltigbaren Konkurrenz-
druck durch die Globalisierung, welche zu radikalen Kostensenkungen
zwinge, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu kénnen und
um Auslagerungen zu vermeiden. Wie die seit Jahren in Osterreich,
Deutschland, der gesamten Eurozone und auch in den USA einge-
fahrenen Rekordgewinne mit diesem Globalisierungsdruck zusam-
menpassen, bleibt dabei allerdings offen. Beachtlicherweise ist dies
offenbar auch schon den Spitzen der EU bewusst geworden, heil3t es
doch in den Schlussfolgerungen des Rates ,Beschaftigung” vom Ja-
nuar 2007 sowie in den Schlussfolgerungen der Eurogruppe vom Feb-
ruar 2007, dass annehmbare Lohnbedingungen geschaffen und die
Frichte des Wachstums besser verteilt werden missen.

Wenn diese Aussagen von EU-Spitzen getroffen werden, dann kann
wohl daraus geschlossen werden, dass sich dahinter nicht nur ein
Problem der Verteilungsgerechtigkeit verbirgt. Mittlerweile ist durch das
jahrelange Ignorieren der Bedeutung der Nachfrage, durch Lohnzu-
rickhaltung und Umverteilung der Einkommen hin zu den Gewinnen,
ein reales 6konomisches Problem entstanden. Wie formulierte es das
WIFO in seiner Frihjahrsprognose 2007 so treffend: ,Die Beschleuni-
gung (des privaten Konsums) fallt allerdings fir diese Phase des Kon-
junkturzyklus relativ schwach aus. Erst wenn die Konsumnachfrage
kraftig zu wachsen beginnt, kann von einem vollstandigen Aufschwung
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gesprochen werden.”

Es scheint also, als hatten wir zwar die sieben mageren Jahre hin-
ter uns. Ohne Anderung der europaischen Wirtschaftspolitik und ohne
eine Korrektur der Einkommensverteilung, die auch die Arbeithnehmer
angemessen am wirtschaftlichen Erfolg teilhaben Iasst, sind entgegen
dem alttestamentarischen Beispiel der moglicherweise ersten Juglar-
Welle aber keine sieben fetten Jahre in Sicht.

Korrekturen zu WuG 33/1 (2007)
Auf dem Umschlag wurde M. Six falschlicherweise als Koautor des
Beitrags ,Besteuerung von Korperschaften...” angefiihrt.

Seite 2: Autor der Besprechung des Bandes Maria Mesner (Hrsg.),
~Entnazifizierung...”, ist Klaus Mulley.

Seite 2: Markus Leibrecht ist Mitarbeiter des Instituts fiir Finanzwissen-
schaft und offentliche Wirtschaft der Wirtschaftsuniversitat Wien.
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Funktionale Einkommensverteilung und
aggregierte Nachfrage im Euro-Raum

Engelbert Stockhammer*

1. Einleitung

Wahrend die Lohnquote im Euro-Raum seit 1981 stark (um 11,6 Pro-
zentpunkte) gefallen ist, hat sich die Arbeitslosenrate seitdem von hohem
Niveau um weitere 1,2 Prozentpunkte erhoht (siehe Abbildung 1)." Europa
erlebt seit 25 Jahren Lohnzurlickhaltung — ohne dass die Arbeitslosigkeit
deswegen sinken wiirde. Wie ist das maoglich? Lehrt nicht jedes Mikro-
dkonomie-Lehrbuch, dass (bei Arbeitslosigkeit) Lohnsenkungen zu einer
Steigerung der Beschéaftigung fUhren? Auch die aktuelle NAIRU-Theorie
vertritt diese These. Aber nicht nur alte und neue Lehrblcher, auch die
EU-Kommission fordert gerne ,employment-friendly labour cost develop-
ments and wage setting mechanisms“?und meint damit Lohnzurtickhal-
tung. Moderate Lohnentwicklung (gepaart mit dynamischer Produktivitat-
sentwicklung) wiirde die Wettbewerbsfahigkeit Europas starken und damit
zu Wachstum und Beschaftigung fihren.

Abbildung 1: Lohnzuriickhaltung ohne Beschaftigungswachstum im
Euro-Raum
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Und wer wuirde bestreiten, dass Lohnzurlickhaltung die Wettbewerbs-
fahigkeit verbessert? Niemand. Aber bedeutet eine Verbesserung der
Wettbewerbsfahigkeit auch bereits mehr Wachstum und Beschaftigung?
Der Auflenhandel ist nur ein Teil der volkwirtschaftlichen Nachfrage, die
anderen Komponenten sind der private Konsum, die privaten Investiti-
onen und der 6ffentliche Konsum sowie die dffentlichen Investitionen. Um
die gesamtwirtschaftlichen Nachfrageeffekte einer Lohnzurlickhaltung zu
verstehen, ist die Frage zu beantworten, wie alle diese Komponenten auf
eine Veranderung der Einkommensverteilung reagieren.

Genau dies, d. h. Effekte einer Anderung der funktionalen Einkommens-
verteilung auf die aggregierte Nachfrage, soll im Folgenden empirisch fur
den Euro-Raum untersucht werden. Die Studie ist wie folgt gegliedert:
Zunéachst (Abschnitt 2) wird der theoretische Hintergrund fur die empi-
rische Arbeit geklart. Dabei handelt es sich um ein neo-kaleckianisches
Makromodell, in dem sowohl lohngetriebene als auch profitgetriebene
Nachfrageregime mdglich sind. Danach werden im Abschnitt 3 die 6kono-
metrischen Schatzungen fur den Euro-Raum vorgestellt. Dort werden die
Effekte der Anderung der Lohnquote auf den privaten Konsum, die priva-
ten Investitionen und den Auflenhandel analysiert. In Abschnitt 4 werden
die wirtschaftspolitischen Implikationen der Ergebnisse diskutiert. Dabei
steht die Frage der Lohnkoordinierung im Zentrum. Es werden einerseits
Implikationen fur die aggregierte Lohnentwicklung und andererseits das
Design und mogliche Probleme einer Lohnkoordination erortert. Beson-
deres Augenmerk wird der Rolle der Lohnpolitik im wirtschaftspolitischen
Regime der EU geschenkt.

2. Theoretischer Hintergrund: lohngetriebene und
profitgetriebene Nachfrageregime

Um den Effekt einer Anderung der funktionalen Einkommensverteilung
auf die aggregierte Nachfrage zu untersuchen, wird in dieser Studie ein
allgemeines neo-kaleckianisches Modell verwendet, das auf Marglin und
Bhaduri (1990) basiert. Wahrend in klassischen Kaleckianischen Model-
len (fir geschlossene Wirtschaften) eine Erhéhung der Lohnquote immer
zu einer Erhéhung der Nachfrage fuhrt, ist im Rahmen dieses Modells
sowohl ein profitgetriebenes als auch ein lohngetriebenes Wachstums-
regime maoglich, da ein positiver Effekt der Profite auf die Investitionen
zugelassen wird. Die Frage nach den Gesamteffekten einer Anderung der
funktionalen Einkommensverteilung auf die Nachfrage wird damit eine
empirische Frage. In diesem Abschnitt soll der theoretische Hintergrund
fur die empirische Untersuchung dargestellt werden.

Die aggregierte Nachfrage (Y) ist die Summe aus Konsum (C), Investi-
tionen (I), Nettoexporten (NX) und staatlichen Ausgaben (G). Alle diese
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Variablen, mit Ausnahme der Staatsausgaben, sind eine direkte Funktion
der Profitquote (). Die Staatsausgaben und -einnahmen kénnen zwar
ebenfalls auf Anderungen der Einkommensverteilung reagieren, dies
wird jedoch im Folgenden ignoriert. Das Modell (dargestellt in Tabelle 1)
ist damit vom Typ einer privaten offenen Volkswirtschaft und hat mehrere
Vereinfachungen. Die Einkommensverteilung, namentlich die Profitquo-
te ()3, wird als exogen unterstellt. Riickkopplungen von Wachstum auf
die Einkommensverteilung, z. B. Uber niedrigere Arbeitslosigkeit und eine
bessere Verhandlungsposition der Arbeitnehmer, werden also in diesem
Stadium nicht bertcksichtigt®.

Tabelle 1: Uberblick iiber das Modell

BIP Y = C(m) + I(m) + NX(m) + G
Profitquote w ==R/Y

Konsum C=f(WR)

Investitionen I=f(R,Y,i)

Exporte X=f(ULC, P, Y, E)
Importe M=f (ULC, P,..Y)

Y: BIR, C: Privater Konsum, I: Private Investitionen, NX: Nettoexporte, G: Staatsausgaben,
w: Profitquote, W: Lohnsumme, R: Profite, i: Langfristiger Realzinssatz, X: Exporte, M:
Importe, ULC: Lohnstiickkosten, P, : Importpreis-Deflator, Y,,: BIP der anderen Lander®.

Der Effekt eines Anstiegs der Profitquote auf aggregierte Nachfrage
und Produktion ist a priori unbestimmt und hangt von der Summe der
Reaktionen der Komponenten des BIP, namentlich von Konsum, Investi-
tionen und Nettoexporten ab. Um den Effekt einer Anderung in der funk-
tionalen Einkommensverteilung auf den Konsum zu ermitteln, wird das
Einkommen auf Léhne (W) und Profite (R) aufgeteilt und werden deren
marginale Konsumneigungen geschatzt. Da die Sparneigung aus Kapital-
einkommen hdher ist als die der Arbeiter, wird erwartet, dass der Konsum
abnimmt, wenn die Profitquote steigt.

Die Investitionsfunktion hangt von den Profiten (R), dem Output (Y) und
dem langfristigen realen Zinssatz (i) ab. Die Investitionen werden steigen,
wenn die Profitquote ansteigt, weil die erwarteten zukinftigen Profite gro-
Rer werden. In Ubereinstimmung mit der Standard-Theorie werden ein
positiver Outputeffekt und ein negativer Zinseffekt erwartet.

In einer offenen Volkswirtschaft sind Exporte und Importe in die Analy-
se einzubeziehen. Die Exporte sind eine Funktion der Lohnstiickkosten
(ULC), die die Wettbewerbsfahigkeit der heimischen Wirtschaft auf dem
Weltmarkt bestimmen. Die Lohnstlckkosten sind definitorisch eng mit
der Lohnquote verbunden. Wenn die relativen Lohnstiickkosten anstei-
gen, wird die Nachfrage nach heimischen Produkten sowohl im Inland als
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auch im Ausland zuriickgehen, weil die heimischen Preise relativ zu den
auslandischen Preisen steigen. Die Exporte hangen aufierdem vom BIP
der Handelspartner ab. Dieses wird daher in die Exportfunktion integriert.
Die Lohnstlickkosten sind definitionsgemal negativ mit der Profitquote
verbunden. Die Importe hdngen ebenfalls von den Lohnstlckkosten in
Relation zum auslandischen Preisniveau und vom heimischen BIP ab.

Die Exporte sollten positiv auf einen Anstieg der Profitquote reagieren,
weil dieser per Definition einen Rickgang der Lohnstiickkosten verur-
sacht. Wenn die Lohnstlickkosten relativ zu den auslandischen Preisen
zurlickgehen, werden heimische Guter wettbewerbsfahiger auf dem
Weltmarkt. Die Exporte werden daher stimuliert. Die Importe werden aus
demselben Grund negativ auf einen Anstieg der Lohnquote reagieren. Da
die Nettoexporte die Summe aus Exporte minus Importe sind, wird der
Gesamteffekt auf die Nettoexporte voraussichtlich positiv sein.

Die erwarteten Teileffekte einer Anderung in der Einkommensverteilung
auf die Nachfrage® in einer offenen Volkswirtschaft sind hier zusammen-

gefasst:
e 3C/dw<0m
e Jdl/dw>0
e OJ3NX/dmw>0
o J3Y/dw="7

Der Gesamteffekt einer Anderung der funktionalen Einkommensvertei-
lung auf die aggregierte Nachfrage hangt von der GroRe der Teileffekte
ab und kann nur empirisch ermittelt werden. Wenn er positiv (8Y/3w > 0)
ausfallt, ist das Nachfrage-Regime profitgetrieben (profit-led). Bei einem
negativen Effekt (3Y/dm < 0) ist es lohngetrieben (wage-led)’.

Empirisch wird erwartet, dass aufgrund des starken internationalen
Handels die Nettoexporte eine starke Rolle bei der Bestimmung des Ge-
samtergebnisses spielen. Wahrend jedoch einzelne Lander ihre Nach-
frage durch eine Ausweitung der Exporte steigern kénnen, kann die Welt
als ganzes das nicht. Es ist daher wichtig, zwischen dem Binnensektor
einer Volkswirtschaft und einer offenen Volkswirtschaft zu unterscheiden.
Der Binnensektor wird in diesem Fall als Summe aus Konsum und Investi-
tionen definiert, unter der Annahme dass sich die Nettoexporte nicht &ndern
(so wie das Resultat bei einer simultanen Lohnanderung in allen Landern
ware). Wenn der Konsum sensibler auf einen Anstieg der Profitquote reagi-
ert als die Investitionen, dann ist der Binnensektor lohngetrieben.

Die angewandte Okonometrische Schatzstrategie ist ahnlich wie bei
Bowles und Boyer (1995). Das Modell wird Uber die Einzelgleichungen fir
Sparen, Investitionen und Nettoexporte geschatzt. Die wichtigsten Unter-
schiede zu Bowles und Boyer sind die folgenden: Erstens unterscheiden
sich die 6konometrischen Spezifikationen. Bowles und Boyer diskutieren
keine Zeitreiheneigenschaften der 6konomischen Variablen und vernach-
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Iassigen das Thema der Unit Roots. Als Konsequenz verwenden sie keine
Differenzen- oder Error-Correction-Modelle, die den Kern der modernen
Zeitreihen-Okonometrie bilden. Zweitens verwenden Bowles und Boyer
die Beschaftigungsquote als eine Naherungsvariable fir die Kapazitats-
auslastung. Fir einige europaische Lander mit einer lang anhaltenden
Arbeitslosigkeit ist das ein irrefiihrender Indikator, daher wird an seiner
Stelle das Outputwachstum verwendet.

Die empirische Literatur zu neo-kaleckianischen Modellen sei hier nur
kurz erwahnt. Gordon (1995a) schatzt Konsum und Investitionen als eine
Funktion der Einkommensverteilung fur die USA. In einem VAR-Modell
werden zahlreiche exogene Schocks simuliert. Gordon (1995b) weitet
dieses Modell auf die offene Volkswirtschaft aus und untersucht die
Reaktionen der aggregierten Nachfrage auf Anderungen in der funktio-
nalen Einkommensverteilung empirisch fir die USA. Das Ergebnis ist ein
profitgetriebenes Wachstumsregime fiir die USA.

Sowohl Hein und Kramer (1997) als auch Hein und Ochsen (2003) ver-
wenden in ihren Studien ein Modell fur eine geschlossene Volkswirtschaft
basierend auf Marglin und Bhaduri (1990). Hein und Ochsen (2003) er-
weitern das Modell um den monetéaren Zinssatz als exogene Variable und
arbeiten verschiedene Akkumulationsregime aus, je nach der Sensibil-
itat der Sparfunktion und der Investitionsfunktion auf den Zinssatz. Im
empirischen Teil schatzen sie die Sparfunktion und Investitionsfunktion
Okonometrisch und versuchen die Akkumulationsregime von Frankreich,
Deutschland, den USA und GroRbritannien zu charakterisieren.

Stockhammer und Onaran (2004) schatzen ein strukturelles VAR-Mo-
dell, das aus Variablen fir Kapitalakkumulation, Kapazitatsauslastung,
Profitquote, Arbeitslosenrate und Wachstum der Arbeitsproduktivitat
besteht, fur die USA, GroRbritannien und Frankreich. Durch die Anwen-
dung eines VAR-Modells wird die gegenseitige Interaktion der Variablen
bericksichtigt. Der Gutermarkt wird durch ein Modell simuliert, das auf
Marglin und Bhaduri (1990) basiert. Es wird durch eine Gleichung fir die
Einkommensverteilung, eine Produktivitatsfunktion und eine Funktion fir
die Arbeitslosigkeit erganzt. Aus der empirischen Untersuchung wird ge-
schlossen, dass die Arbeitslosigkeit vom Gutermarkt bestimmt wird, dass
aber der Einfluss der Einkommensverteilung auf Nachfrage und Beschéf-
tigung sehr schwach ist. Der technische Fortschritt verschiebt die Einkom-
mensverteilung zu Gunsten der Profite. Onaran und Stockhammer (2005)
wenden ein dhnliches Modell auf die Turkei und Korea an.

Naastepad (2006) prasentiert und schatzt ein erweitertes Modell fir
die Niederlande, in dem das Wachstum der Arbeitsproduktivitat explizit
modelliert wird. Produktivitat, Sparen, Investitionen und Exporte werden
als einzelne Gleichungen geschatzt. Das Ergebnis ist, dass das nieder-
landische Nachfrageregime wahrend dem Zeitraum von 1960 bis 2000
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lohngetrieben ist, wenn auch nur sehr knapp. Insgesamt schliel3t sie, dass
in der Nachkriegsperiode die Wachstumsrate der niederlandischen Nach-
frage relativ unsensibel gegenliber Anderungen im Wachstum der Real-
I6hne ist.

3. Empirische Untersuchung fiir die EU

Nun soll der Frage nach den Effekten der Veranderung der funktionalen
Einkommensverteilung empirisch nachgegangen werden. Dazu werden
fir den Euro-Raum gemaf dem in Abschnitt 2 vorgestellten Modell eine
Konsum-, eine Investitions- und eine Aufenhandelsfunktion 6konomet-
risch geschatzt.

Grundsatzlich wurde versucht, die Modellierung pragmatisch zu gestal-
ten und, sofern madglich, von breit akzeptierten Verhaltensfunktionen aus-
zugehen und diese dann um Verteilungsvariablen zu erweitern. Leider
gibt es kaum Referenzmodelle fir die geschatzten Verhaltensgleichun-
gen: Es mangelt derzeit noch an makrodkonomischen Studien zu den
zentralen Verhaltensgleichungen fur den Euro-Raum (Uber einen I&dngeren
Zeitraum mit Jahresdaten). Ein offensichtlicher Referenzpunkt ware das
Area-wide Model der EZB (AWM) von Fagan, Henry und Mestre (2001).
Dieses ist jedoch stark theoretisch ausgerichtet und enthalt eine Vielzahl
von (theoretisch motivierten) Restriktionen, sodass die Koeffizienten mit
den hier vorgelegten Schatzungen nicht vergleichbar sind. Daher wurde
das WIFO-Makromodell als Ausgangspunkt fir die Schatzungen zum
Euro-Raum genommen.

Auch bei der Zeitreihenspezifikation wurde pragmatisch vorgegangen.
Soweit moglich wurden Error-Correction-Modelle (ECM) verwendet, die
die derzeit gangigste Zeitreihenspezifikation sind. Wo die diagnostischen
Statistiken andere Spezifikationen, in der Praxis vor allem Differenzen-
spezifikationen, nahe legten, wurden diese angewandt.

In den gesamten Schéatzungen wurde die Einkommensverteilung als
exogen angenommen. Dies ist natirlich nicht ganzlich korrekt. Sowohl
prozyklische Preisaufschlage (z. B. durch konstante mark-ups auf die
normalen Stlickkosten) als auch der negative Effekt der Arbeitslosigkeit
auf die Lohne bleiben also unbericksichtigt. Dies ist theoretisch nicht zu
rechtfertigen, sondern blol3 mit der begrenzten Aufgabenstellung dieser
Studie. Eine Endogenisierung der Einkommensverteilung ware Teil eines
weiterfihrenden Forschungsprojekis.

Die Datenbasis fur die Schatzungen bildet die AMECO-Datenbank, die
fir die meisten relevanten Zeitreihen (aggregierte) Werte fiir die zwolf
Staaten des Euro-Raums (Euro-12) ausweist. Variablendefinitionen sind
im Anhang zu finden. Der Euro-Raum wird im Zuge der Schatzungen fur
den gesamten Zeitraum (ca. 1960 bis 2004), also auch vor der Wahrungs-
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union, als eine Einheit betrachtet. Deshalb wurde dem Test auf Struktur-
briche besonderes Augenmerk geschenkt.

3.1 Konsumfunktion

Die Konsumfunktion wurde, nachdem die ADL-Spezifikation klar eine
Differenzen-Spezifikation nahe legte, in den ersten Differenzen (der Log-
arithmen) geschatzt. Der ADF-Test auf die Residuen der Schatzung in
logarithmierten Werten legte keinen Kointegrationszusammenhang nahe.
Dies ist etwas Uberraschend, da Konsumfunktionen Ublicherweise durch
ECM-Modelle gut modellierbar sind.

Die Hypothese unterschiedlicher Konsumneigungen erhalt klare Unter-
stitzung (siehe Tabelle 2). Diese wurde auf 0,49 (statistisch signifikant
auf dem 1%-Niveau) bei den Léhnen und 0,11 (statistisch signifikant
knapp uber dem 10%-Niveau) bei den Profiten geschatzt.

Tabelle 2: Konsumfunktion

ADL Differenzen
Abh. Variable: In (C) Aln (C)
Variable Koeff. Wsk. Koeff. Wsk.
C 0,16 0,68 0,01 0,00
In (W) 0,38 0,00
In (W(-1)) -0,39 0,00
In (R) 0,12 0,12
In (R(-1)) -0,11 0,12
In (C(-1)) 0,98 0,00
Aln (W) 0,49 0,00
Aln (R) 0,11 0,10
Adj. R? 1,00 0,78
DW-Stat. 1,62 1,45

Die Koeffizienten stellen Elastizitdten dar und entsprechen marginalen
Konsumneigungen von 0,52 (aus Léhnen) und 0,15 (aus Profiten). Das
Konsumdifferenzial zwischen Léhnen und Profiten liegt daher bei 0,37.°
Eine Umverteilung von Lohnen zu Profiten in der Hohe eines Prozent-
punkts des BIP reduziert demgemaf die Konsumausgaben um 0,37 Pro-
zentpunkte des BIP.

3.2 Investitionen

Die Investitionsfunktion wurde (angelehnt an die WIFO-Spezifikation)
als ECM geschatzt, in dem die Restriktion, dass langfristig die Investi-
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tionsquote konstant ist, technisch gesprochen, dass der Koeffizient auf
die Investitionen und den Output ident sind, auferlegt wurde. Zusatzlich
wurden die Profite inkludiert, wie dies bei diversen aktuellen Investitions-
gleichungen Ublich ist (allerdings nicht im WIFO-Makromodell).

Tabelle 3: Investitionsfunktion

ECM ECM mit Lags

Abh. Variable:  Aln (l) Aln (1)

Variable Koeff. Wsk. Koeff. Wsk.
C -0,30 0,00 -0,59 0,00
Aln (Y) 1,89 0,00 1,85 0,00
Aln (Y(-1)) 0,84 0,03
Aln (R) 0,13 0,49 0,38 0,06
Aln (R(-1)) -0,18 0,38
In (I-1)/Y(-1)) -0,14 0,01 -0,21 0,00
In (R(-1)) 0,01 0,61 0,03 0,07
i(-1)) 0,00 0,43
Adj. R? 0,72 0,73

DW-Stat. 1,73 1,75

Tabelle 3 fasst die Regressionsergebnisse zusammen. Neben der Ub-
lichen ECM-Spezifikation wurde auch eine mit groRztigigerer Struktur der
Verzdgerungen geschatzt, was den Koeffizienten der Profite erhdhte und
dessen statistische Signifikanz verbesserte, die jedoch nur auf dem 10%-
Niveau gegeben ist. Die Elastitizitat der Investitionen in Bezug auf die
Profite ist bescheiden und liegt damit langfristig bei 0,15 (=0,03/0,21). Der
marginale Effekt liegt bei 0,07. Eine Erhéhung der Profite um 1 Prozent-
punkt des BIP fuhrt ceteris paribus zu einer Erhéhung der Investitionen
um 0,07 Prozentpunkte des BIP.

3.3 Nettoexporte

Da die Schatzung des Effekts auf die Nettoexporte wohl der sensibelste
Bereich bei der Ermittlung des Gesamteffekts einer Anderung der Ein-
kommensverteilung ist, wurde hier besonders vorsichtig verfahren und
eine zweifache Strategie gewahlt. Erstens wurde eine Nettoexportfunktion
direkt als Funktion des heimischen BIP-Wachstums, des BIP-Wachtums
der wichtigsten Handelspartner, der (nominellen) Wechselkurse sowie
der Lohnstlickkosten geschatzt. Diese Schatzung hat den Vorteil, dass
sie einfach und direkt die relevante Frage beantwortet. Sie hat jedoch
den Nachteil, nicht kompatibel mit den Aulienhandelsfunktionen aktueller
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makrodkonometrischer Modelle (wie dem WIFO-Makromodell) zu sein.
Dort gehen die Lohnkosten Ublicherweise nicht direkt in die Import- und
Exportfunktionen ein, sondern indirekt Gber die Preise.

Als zweite Variante wurde daher, angelehnt an das WIFO-Modell, das
hier als typisch fur die moderne Modellierung betrachtet werden kann, in
einem ersten Schritt die Exporte und Importe getrennt als Funktionen des
Preisniveaus (und anderer Kontrollvariablen) geschatzt. In einem zweiten
Schritt wurden dann die Preise auf die nominellen Lohnstlickkosten (und
die Importpreise) regressiert. Die Preisgleichung enthalt implizit auch die
Information, wie hoch eine Nominallohnsteigerung sein muss, um die re-
alen Lohnstlckkosten um einen Prozentpunkt zu erhdhen. Letzteres ist
hier relevant.

Datendefinitionen: Es existieren zwar Daten zu den Exporten und Impor-
ten von Gitern aus dem Euro-Raum zu Nicht-Euro-Staaten, aber leider
keine zu Dienstleistungen. Daher wurden alle Schatzungen fiir Exporte
und Importe von Gutern durchgefiihrt und anschlielend die Ergebnisse
mit einem Faktor fur die relative Grofle der Dienstleistungsexporte (im
Jahr 2005) gewichtet. Der entstehende Fehler ist vermutlich gering. Fur
die USA sind die Daten fur Guter und Dienstleistungen Gber einen langen
Zeitraum verflugbar, und es findet sich kein Trend, im Durchschnitt liegt der
Wert bei 1,25.

Das BIP-Wachstum der Handelpartner wurde aus den gewichteten
Wachstumsraten der BIPs von USA, Schweiz, Japan, Norwegen und Tur-
kei berechnet. Die Gewichte entsprechen dem relativen Anteil am Au-
Renhandel (der letzten Jahre). Analog wurde der Wechselkurs aus den
gewichteten Wachstumsraten der Wechselkurse errechnet.

Tabelle 4 fasst die Ergebnisse der direkten Schatzung der Nettoexport-
quote, also der ersten Schatzstrategie, zusammen. Alle Variablen haben
die erwarteten Vorzeichen und sind, mit Ausnahme des Wechselkurses,
auch statistisch signifikant auf dem 5%-Niveau. Aufgrund der hohen Au-
tokorrelation der Residuen der urspriinglichen Schatzgleichung wurde
die Schatzung mit einer AR(1)-Korrektur wiederholt. Die Ergebnisse ver-
andern sich substanziell kaum. Trotz einer deutlichen Verbesserung der
DW-Statistik bleiben Autokorrelationsprobleme bestehen. Eine Erhéhung
der realen Lohnstlickkosten um einen Prozentpunkt reduziert die Nettoex-
porte um rund 0,1 Prozentpunkte des BIP. Nach der notwendigen Trans-
formation zur Berlicksichtigung der Dienstleistungsexporte und -importe,
entspricht dies einem Effekte von -0,15 Prozentpunkten des BIP bei einer
einprozentigen Erhéhung der Lohnquote.°

Die zweite Variante der Schatzung des Effekts einer Veranderung
der funktionalen Einkommensverteilung auf die Nettoexporte ist um-
standlicher. Im ersten Schritt werden die Exporte auf die relativen Prei-
se (Exportpreise im Verhaltnis zu Importpreisen) sowie den Output der
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Tabelle 4: Nettoexportquote
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ohne AR1-Korr. mit AR1-Korr.

Abh. Variable: NX/Y NX/Y

Variable Koeff. Wsk. Koeff. Wsk.

C 0,06 0,00 0,05 0,06

Aln (Y) -0,15 0,01 -0,18 0,00

Aln (YW) 0,16 0,01 0,12 0,01

Aln (E) 0,01 0,58 0,01 0,28

ULC -0,11 0,00 -0,10 0,03

Adj. R? 0,43 0,70

DW-Stat. 0,68 1,53

Tabelle 5: Exporte und Importe

Exporte Importe

Abh. Variable: Aln X Abh. Variable: Aln M

Variable Koeff. Wsk. Variable Koeff. Wsk.

C 0,03 0,22 C -0,03 0,11

Aln (YW) 0,92 0,10 AlnY 2,32 0,00

Aln (E) -0,28 0,07 Aln E -0,33 0,02

Aln (PX/PM) -1,14 0,00 Aln E (-1)

AR(1) 0,37 0,02 AIn(P(-1)/PM(-1)) 0,29 0,13
T95 0,06 0,00

Adj. R? 0,37 Adj. R? 0,46

DW-Stat. 1,69 DW-Stat. 1,74

Handelspartner und den Wechselkurs (zu den Haupthandelspartnern)
regressiert (Tabelle 5). Da es keine Hinweise auf Kointegration gab, wur-
de eine Differenzenspezifikation (mit Autokorrelationskorrektur) gewahlt.
Die Koeffizienten weisen die erwarteten Vorzeichen auf, allerdings auf
einem schwachen statistischen Signifikanzniveau (bei 10% beim BIP der
Handelpartner und unter dem 10%-Niveau bei den Wechselkursen). Der
Koeffizient auf die relativen Preise ist statistisch signifikant auf dem 1%-
Niveau und weist eine Elastizitat von -1,1 aus.

Auch in der Importregression musste eine Differenzenspezifikation
verwendet werden, zusatzlich wurde eine Dummy-Variable fir die Jahre
nach 1995 inkludiert um einen Strukturbruch (wenn auch etwas ad hoc)
abzufangen'. Die Gleichung enthalt das BIP der Euro-12-Staaten und
die Wechselkurse sowie die relativen Preise. Wahrend das Wirtschafts-
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wachstum das erwartete Vorzeichen hat und statistisch signifikant (auf
dem 1%-Niveau) ist, weist der Wechselkurs ein perverses Vorzeichen auf
(und ist statistisch signifikant auf dem 5%-Niveau). Da weder Spezifika-
tionen mit anderen Lag-Strukturen noch solche ohne die Wechselkurse
eine Verbesserung brachten, wurde der Wert aus der urspringlichen
Spezifikation GUbernommen, obwohl er nicht statistisch signifikant ist. Der
Koeffizient der relativen Preise ist mit 0,3 klein. Die Importe reagieren
daher nur schwach auf Anderungen des Preisniveaus.

In zwei Hilfsschatzungen wurde dann das Preisniveau durch die nomi-
nellen Lohnstlickkosten, die Importpreise und das BIP-Wachstum erklart
und die Exportpreise durch das heimische Preisniveau und die Import-
preise. Beide Schatzungen wurden in Differenzen durchgefuhrt und mit
Autokorrelationskorrektur geschatzt. Eine Erhéhung der nominellen Lohn-
stiickkosten um 1% erhdht die heimische Inflation um 0,54 Prozentpunkte,
eine Erhdhung der heimischen Inflation um einen Prozentpunkt erhéht die
Exportpreise um 0,47%. Aus der Preisgleichung lasst sich auch ableiten,
dass eine Erhéhung der nominellen Lohnstickkosten um 2,2% notwendig
ist, um die realen Lohnstlickkosten um einen Prozentpunkt zu erhéhen.
Die Preise wiirden dadurch um 1,2% steigen.

Tabelle 6: Preise und Exportpreise

Abh. Variable: Aln P Abh. Variable: Aln PX
Variable Koeff. Wsk. Variable Koeff. Wsk.
C 0,02 0,01 C 0,00 0,36
AlnY 0,16 0,04 Aln PM 0,51 0,00
Aln PM 0,03 0,11 Aln P 0,47 0,00
Aln ULC 0,54 0 AR(1) 0,44 0,00
AR(1) 0,85 0

Adj. R? 0,95 Adj. R? 0,94

DW-Stat. 2,12 DW-Stat. 2,15

Tabelle 7: Exporte und Importe

Exporte AX/BPx  3Px/3P  3P/BRULC  1/RULC XY ET/ED G&S/G  Effekt

X/Y 2005 -1,14 047 1,19 0,63 0,10 1,25 1,27 -0,07
XY @ -1,14 047 1,19 0,63 0,07 1,25 1,27 -0,05
Importe 3M/sP 8P/BRULC  1/RULC M7y ET/ED G&S/G  Effekt
M7Y 2005 0,29 1,19 0,63 0,11 1,25 1,27 0,04
MY @ 0,29 1,19 0,63 0,08 1,25 1,27 0,03
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Da die Berechnung der Effekte der Einkommensverteilung auf die Ex-
porte und Importe mehrere Schritte umfasst, sind zur Ubersicht die rele-
vanten Parameter in Tabelle 7 zusammengefasst. Da die Export- und die
Importquote einen Trend aufweisen, kann die Umwandlung von Elastizi-
taten in marginale Effekte auf unterschiedliche Arten erfolgen: entweder
zum Mittelwert, was dem Durchschnittseffekt in der Periode entspricht,
oder zum Wert des letzten Jahres (2005), was dem Effekt am Ende der
Periode entspricht.

Der Gesamteffekt der funktionalen Einkommensverteilung auf die Ex-
porte umfasst den Effekt der realen Lohnstlickkosten auf die Preise und
die Effekte der Preise auf die Exportpreise. Dann wird dieser Wert der
Elastizitdt in einen marginalen Wert umgewandelt, und schlief3lich sind
die Lohnstlickkosten in die Lohnquote umzuwandeln und das Ergebnis
mit dem relativen Anteil der Dienstleistungen an den Gesamtexporten zu
gewichten. Insgesamt fihrt eine Erhéhung der Lohnquote um 1 Prozent-
punkt heute zu einer Reduktion der Exporte um 0,07 Prozentpunkte des
BIP Im Durchschnitt der Beobachtungsperiode war der Effekt nur rund
0,05. Die analogen Werte fur die Importe betragen 0,04 bzw. 0,03 Pro-
zentpunkte des BIP.

Der Effekt einer Erhéhung der Lohnquote um einen Prozentpunkt auf
die Nettoexportquote betragt damit -0,11 im letzten Jahr und -0,08 im
Durchschnitt. Die Differenz zwischen beiden Werten deutet auf die Zu-
nahme durch das Anwachsen des Auf3enhandels, also die Globalisierung,
hin. Beide Werte sind unter dem, den die erste, direkte, Schatzmethode
ergab. Dafur gibt es keine offensichtliche Erklarung. Wie sich zeigen wird,
ergibt sich durch diesen Unterschied jedoch keine qualitative Verande-
rung des Gesamtergebnisses.

3.4 Gesamteffekte

Nun kdnnen die Teilergebnisse zusammengefiuhrt werden. Dabei sind
die unterschiedlichen Berechnungsmethoden fir den Effekt auf die Net-
toexporte separat angefiihrt. Der (positive) Effekt einer Erhéhung der
Lohnquote auf den privaten Konsum ist deutlich gréf3er (0,37 Prozent-
punkte des BIP) als der (negative) Effekt auf die Investitionen (0,07 Pro-
zentpunkte des BIP). Der heimische Sektor im Euro-Raum ist klar lohn-
getrieben.

Der Nettoexporteffekt ist starker als jener der Investitionen (je nach
Schatzmethode zwischen 0,07 und 0,15 Prozentpunkten des BIP). In Ta-
belle 8 sind drei Varianten der Schatzung bzw. Berechnung des Netto-
exporteffekts angefihrt. Erstens die direkte Variante, in der die Nettoex-
portquote auf die realen Lohnstlickkosten und andere Kontrollvariablen
regressiert wurde. Diese Methode gibt den starksten Effekt auf die Netto-
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exporte. Zweitens die indirekte Methode in der die Exporte und Importe auf
das Preisniveau (und andere Variablen) regressiert wurde und in einem
zweiten Schritte das Preisniveau durch die nominellen Lohnstiickkosten
(und andere Variablen) erklart wurde. Diese Methode entspricht eher der
derzeit Ublichen Modellierungsstrategie. Sie ergibt Elastizitaten, die dann
mit den aktuellen (Spalte ,XM-Quote 2005%) oder mit den durchschnitt-
lichen (Spalte ,XM-Quote @) Export- und Importquoten in marginale Ef-
fekte transformiert werden. Erstere gibt den ,heutigen” Nettoexporteffekt
(0,1), letztere den Effekt (0,07) im Durchschnitt der Periode. Die Werte
der unterschiedlichen Methoden unterscheiden sich zwar, aber nicht allzu
stark. Fur die Gesamtinterpretation ist wohl jener der indirekten Methode
mit ,heutiger* Umrechnung mit dem Wert von 0,1 der Gberzeugendste.

Tabelle 8: Nettoexporteffekte

NX-Quote  XM-Quote XM-Quote

direkt 2005 @
Konsumeffekt 0,37 0,37 0,37
Investitionseffekt -0,07 -0,07 -0,07
Binneneffekt 0,30 0,30 0,30
Nettoexporteffekt -0,15 -0,10 -0,07
Gesamteffekt 0,15 0,20 0,23

Der Gesamteffekt einer Veranderung der Lohnquote um 1% schwankt
dabei zwischen +0,15 (gemal der direkten Schatzung der Nettoexport-
quote) und +0,23 Prozentpunkte des BIP (gemal der indirekten Schatz-
methode bei Zugrundelegung der durchschnittlichen AulRenhandelsver-
flechtung). Der Gesamteffekt ist damit in jedem Fall positiv. Das qualitative
Ergebnis der Untersuchung ist daher, dass die Eurozone ein lohngetrie-
benes Nachfrageregime darstellt. Lohnzurickhaltung auf der EU-Ebene
hat damit nachfrageseitig negative Effekte auf die Wachstumsdynamik.
Die plausibelste Punktschatzung des Nachfrageeffekts ist 0,2 Prozent-
punkte des BIP

4. Wirtschaftspolitische Implikationen fiir die Lohnpolitik

Nun sollen die wirtschaftspolitischen Implikationen der Ergebnisse der
empirischen Untersuchung der Nachfrageffekte einer Veranderung der
Einkommensverteilung herausgearbeitet werden. Davor wird noch eine
Zusammenfassung der Ergebnisse gegeben, die auch ohne dkonomet-
rische Vorkenntnisse verstandlich ist. Das Faktum, dass der Euro-Raum
ein lohngetriebenes Nachfrageregime darstellt, hat nattrlich Implikationen
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fur verschiedene Politikbereiche. Im Folgenden wird speziell auf jene fir
die Lohnpolitik eingegangen.

Okonomisch gesehen hat die Lohnpolitik verschiedene Effekte: Vertei-
lungseffekte, Preiseffekte, Nachfrageeffekte und Innovationseffekte. Ent-
sprechend kann die Lohnpolitik Beitrage zur Stabilisierung der Einkom-
mensverteilung, zur Preisstabilitdt, zur Stimulierung der Nachfrage und
zur Belebung der Innovationstatigkeit leisten. Diese Studie widmet sich
vor allem den Nachfrageffekten.

4.1 Zusammenfassung der Ergebnisse

Eine Erh6hung der Lohnquote hat unterschiedliche Effekte auf die ver-
schiedenen Komponenten der aggregierten Nachfrage:

e Auf die privaten Konsumausgaben hat sie einen positiven Effekt, da
Bezieherlnnen von Lohneinkommen eine hdhere Konsumneigung ha-
ben als Bezieherlnnen von Kapitaleinkommen.

e Auf die (privaten) Anlageinvestitionen hat sie negative Auswirkungen,
da die Gewinne (die bei einer Erhéhung der Lohnquote definitionsge-
mal relativ verringert werden) einen positiven Effekt haben.

e Auf die Nettoexporte hat eine Erhdhung der Lohnquote ebenfalls ei-
nen negativen Einfluss, da mit der Lohnquote auch die Lohnstlickkos-
ten steigen und daher die preisliche Konkurrenzfahigkeit sinkt.

Theoretisch lasst sich also die Frage, welche Effekte eine Erhdhung der
Lohnquote auf die Nachfrage hat, nicht eindeutig beantworten, da es so-
wohl positive als auch negative Effekte gibt. Daher wurde diese Frage fir
den Euro-Raum empirisch untersucht. Beim Euro-Raum handelt es sich
um den Prototyp einer gro3en, geschlossenen Volkswirtschaft. Es ergibt
sich folgendes Bild:

eDie Effekte auf den Konsum sind im Euro-Raum deutlich starker als
jene auf die Investitionen. Der heimische Sektor ist also klar lohnge-
trieben.

eIm Euro-Raum ist die Wirkung der Lohnkosten auf die Nettoexporte
(relativ zum BIP) schwach.

Der Euro-Raum stellt damit insgesamt ein klar lohngetriebenes Nachfra-
geregime dar. Eine Erh6hung der Lohnquote um einen Prozentpunkt flhrt
demgemal zu einer Erhéhung der Nachfrage um 0,2 Prozentpunkte des
BIP. Verschiedene Schatzmethoden geben ahnliche Ergebnisse.

4.2 Lohnzuriickhaltung und Beschiiftigung in der EU — ein
Gefangenendilemma

Die erste und direkteste wirtschaftspolitische Schlussfolgerung ist, dass
auf EU-Ebene Lohnkirzungen zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit nicht
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zielfihrend sind. Die Lohnzurlickhaltung reduziert die aggregierte Nach-
frage und wird daher keine Beschaftigungsausweitung verursachen, son-
dern eher das Gegenteil. Dies ist ein wichtiges Ergebnis, da es im Wider-
spruch zur vorherrschenden Politik in Europa steht. Tatsachlich gibt es in
der EU seit 25 Jahre Lohnzurlckhaltung ohne Reduktion der Arbeitslo-
sigkeit. Die EU-Kommission spricht oft von ,beschéftigungsfreundlicher
Lohnpolitik und meint damit, mit Blick auf die Wettbewerbsfahigkeit,
Lohnzurlickhaltung. Da die Effekte einer Lohnkirzung auf die Binnen-
nachfrage aber groRer als die auf den AuRenhandel sind, wird eine Lohn-
zurlickhaltung hier nicht Wachstum und Beschaftigung ankurbeln, son-
dern das Gegenteil erreichen.

Ein vermutlich ebenso wichtiges Ergebnis dieser Studie ist jedoch, dass
es flreinzelne Lander, vor allem kleine, aul3enorientierte Volkswirtschaften
zumindest kurzfristig expansiv wirken kann, wenn sie Lohnzurtickhaltung
uben. In kleinen offenen Volkswirtschaften kann der Au3enhandeleffekt
groRer als der Binneneffekt auf die Nachfrage sein. Und tatsachlich ha-
ben etliche Lander, wie die Niederlande und Irland, oft in der Form von
Sozialpakten, wo Lohnzurlickhaltung seitens der Gewerkschaften mit
Investitionsversprechen seitens der Unternehmen und sozial-, bildungs-
oder steuerpolitischen MalRnahmen seitens des Staates kombiniert war,
Lohnmoderation betrieben und damit zumindest auf den ersten Blick gute
wirtschaftliche Ergebnisse erzielt. Im Falle der Niederlande, einem Para-
debeispiel fur Sozialpakte, fuhrte die Lohnzurlckhaltung zu einer nach-
haltigen Verschlechterung des Produktivitdtswachstums, was die entstan-
denen Wettbewerbsvorteile wieder unterminierte.'

Eine zentrale Folgerung dieser Studie ist, dass solche Politiken nicht auf
die EU-Ebene verallgemeinerbar sind. Die Haupthandelspartner dieser
kleinen, offenen EU-Staaten sind namlich andere EU-Staaten. Wahrend
also in vielen einzelnen (moglicherweise sogar in allen) EU-Staaten eine
individuelle Lohnzurickhaltung expansiv wirken mag, ist auf der EU-Ebe-
ne das Gegenteil der Fall. Das mag zunachst widersprtichlich klingen, ist
aber einfach damit erklarbar, dass der Grof3teil des Handels zwischen den
EU-Staaten betrieben wird. Ein Land, das Lohnzurlickhaltung betreibt,
exportiert in andere Lander und verdrangt dort die heimische Produktion.
Es exportiert sozusagen nicht nur Guter, sondern auch Arbeitslosigkeit.

Dies stellt blo® eine andere Version der ,beggar thy neighbour-Politik
dar, d. h. einer effektiven Abwertung Uber Lohnzurtickhaltung dar, die in
den 1930er Jahren, als sie Uber Wechselkurse und Zolle ausgetragen
wurde, zu einem Kollaps des Welthandels flhrte. Eine solche Gefahr be-
steht derzeit nicht unmittelbar, jedoch ist die heutige Situation, was die
Lohnpolitik betrifft, als ein Gefangenendilemma zu beschreiben: Selbst
wenn Lohnzuriickhaltung flr jedes einzelne Land expansiv wirkte,' ware
fur alle gemeinsam aber eine Lohnerhdhung die expansive Strategie.
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Wie bei allen als Gefangenendilemma beschreibbaren Konstellationen ist
Kooperation und Koordination ein mdglicher Ausweg. Im konkreten Fall
konnte Lohnkoordination das Problem I&sen.

4.3 Aktuelle Entwicklungen der Lohnpolitik in der EU

In allen Landern der EU (und auch den meisten anderen OECD-Lan-
dern) gab es in den letzten 25 Jahren eine klare Entwicklung von der
produktivitdtsorientierten Lohnpolitik zu einer wettbewerbsorientierten
Lohnpolitik.'* Die bereinigte Lohnquote ist seit 1980 nahezu kontinuierlich
gefallen, ebenso die Lohnstlickkosten. In ihrer ausflihrlichen Diskussion
der Arbeitsbeziehungen in Europa stellen Marginson und Sisson (2004)
fest, dass es praktisch keine europaweite, ja nicht einmal eine transnatio-
nale Lohnkoordination gibt,'® bemerken jedoch auch, dass die effektiven
Veranderungen von Realldhnen und Lohnstlickkosten sich angenahert
haben. Sie sprechen daher von einer ,Konvergenz ohne Koordination®.
Dies wiirde nahe legen, dass durch die Konvergenz der Inflationsraten im
Zuge bzw. in Vorbereitung auf die Euro-Einflihrung auch die Wachstums-
raten der Lohne konvergierten und daher kein zusatzlicher Handlungsbe-
darf besteht.

Abbildung 2: Standardabweichung des Wachstums der Nominalléh-
ne in den EU-12-Landern
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Andererseits werden die zunehmenden Au3enhandelsungleichgewichte
innerhalb der EU neben unterschiedlichen Wachstumspfaden auch auf
die deutsche Lohnzurlickhaltung zurlickgefiihrt.'® Hat nun tatsachlich
eine Konvergenz der Lohnsteigerungsraten und der Lohnstlckkosten
stattgefunden?

Ein erster Blick auf die Standardabweichung der Wachstumsraten der
Nominalléhne im Euro-Raum (Abb. 2) legt dies tatsachlich nahe. Mit der
Euro-Einfihrung kam es tatsachlich nicht nur zu einer Konvergenz der
Inflationsraten, sondern auch die Standardabweichung der Lohnwachs-
tumsraten ist deutlich gesunken. Dies gibt jedoch nur ein unvollstandiges
Bild. Zwar ist die Schwankungsbreite des Lohnwachstums gesunken. Dies
schlie3t jedoch nicht aus, dass es nennenswerte kumulierte Divergenzen
gibt. Fur die Wettbewerbsfahigkeit ist natlrlich nicht das Wachstum der
Léhne (bzw. die Veranderung der Lohnstlickkosten), sondern das Niveau
der Lohnstuckkosten relevant.

Die Entwicklung der Lohnstlckkosten seit 1994 ist in Abbildung 3 dar-
gestellt. Diese Abbildung Iasst nicht auf Konvergenz schlieRen: Wahrend
sich die Lohnstiickkosten in Deutschland kaum und in Osterreich um blo-
Re 5% erhdht haben, stiegen sie in Portugal und Irland um mehr als 25%.
Der Trend deutet dabei nicht auf eine Stabilisierung der relativen Lohn-
stlickkosten hin, sondern legt eher eine starkere Divergenz nahe.

Eine unterschiedliche Entwicklung der Lohnstlckkosten im Verhaltnis zu
einem (willkUrlichen) Basisjahr ware per se noch kein Problem, aul3er die
Lohnstlickkosten waren im Basisjahr ident. Vermutlich sind die verschie-
denen Wahrungen aber nicht mit den ,korrekten“ Wechselkursen in den
Euro eingegangen. Ein Teil der Divergenz wird daher auf die Kompensati-
on der urspringlichen Kostendifferenzen zurlickzuflihren sein. Ware dies
die Hauptursache fiir die Divergenz, wirde man allerdings eine Stabilisie-
rung der relativen Lohnstlckkosten erwarten, was nicht der Fall ist.

Zum Vergleich sind in Abbildung 4 die Entwicklungen der Lohnstlck-
kosten seit 1994 dargestellt. Dies ist das Jahr nach der Krise des eu-
ropaischen Wahrungssystems und einer splrbaren Readjustierung der
Wechselkurse, jedenfalls vor der Konvergenz der Inflationsraten im Rah-
men des Maastricht-Prozesses. Wiederum ist keine Stabilisierung der re-
lativen Lohnstiickkosten erkennbar. Wahrend sich die Lohnstlickkosten
in Deutschland und Osterreich um kaum 5% erhdht haben, stiegen sie in
Portugal und Griechenland um jeweils 45%.

Die Schlussfolgerung ist daher, dass es zwar eine Konvergenz der
Wachstumsraten der Lohne gegeben hat, jedoch haben einige Lander,
wie Deutschland, systematisch geringere Lohnabschlisse als andere. Es
ergibt sich daher eine Divergenz der Niveaus der Lohnstlckkosten. Ef-
fektiv kann daher nicht von einer impliziten Koordination der Lohnpolitik
gesprochen werden.
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Abbildung 3: Nominelle Lohnstiickkosten in den EU-12-Landern
(1999 = 100)
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Abbildung 4: Nominelle Lohnstiickkosten in den EU-12-Landern
(1994 = 100)
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4.4 Lohnkoordination

Wie kénnte nun ein System einer europaweit koordinierten Lohnpolitik
aussehen? Und was waren ihre Effekte vor dem Hintergrund der Europa-
ischen Wahrungsunion?

Sie ware eine produktivitdtsorientierte Lohnpolitik auf europaischer
Ebene. Produktivitatsorientierte Lohnpolitik bedeutet, dass die L6hne mit
der Inflation und dem Produktivitatsfortschritt wachsen.” Allerdings stellt
sich die Frage, ob die Referenzwerte fur Inflation und Arbeitsproduktivitat
die nationalen oder eben jene des Euro-Raums sein sollen. Verschiedene
Konstellationen sind denkbar. Die deklarierte Strategie des EGB ist, dass
die Lohne jeweils mit der nationalen Produktivitdt und dem européischen
(genauer: EZB-) Inflationsziel steigen sollen.’® Das bedeutet, dass die
Gewerkschaften bei ihren Lohnforderungen auf die gesamteuropaischen
Entwicklungen Bezug nehmen wirden, und nicht auf die jeweiligen nati-
onalen Entwicklungen. Dies wirde eine deutliche Einschrankung der Fle-
xibilitdt der Gewerkschaften, auf aktuelle Entwicklungen im eigenen Land
zu reagieren, bedeuten. Unter den derzeitigen Rahmenbedingungen ist
dies nur schwer vorstellbar. Auf die notwendigen Rahmenbedingungen
wird unten weiter eingegangen.

Zuvor soll das obige Argument anhand einer Gleichung illustriert wer-
den.

Wi=b X +b, XV+b,.Pl+b,. P&+ b P8 + b . u +b, . (LQ™ - LQ)

W .. Nominelles Lohnwachstum, X ... Wachstum der Arbeitsproduktivitat,

P ...Inflationsrate, P8 ... Inflationsziel der EZB, LQ ... Lohnquote,

u... Arbeitslosenrate

Superskript EU steht fir die EU, und Superskript j steht fir das jeweilige Land

In den derzeitigen, nationalen Lohnverhandlungssystemen spielen nur
die jeweiligen nationalen Werte eine Rolle. In der obigen Gleichung ware
daher b, und b,, zwischen null und eins. Die europaischen Bezugsgrofien
spielen jedoch kaum eine Rolle, b,, b,, b, und b, sind nahe bei null. Ein
flexibler Arbeitsmarkt bedeutet, dass die Lohne stark auf die (nationale)
Arbeitslosigkeit reagieren, b, hatte dann einen hohen Wert.

In einem EU-weit koordinierten Lohnsystem, wie vom EGB propagiert
(aber von den nationalen Gewerkschaften nicht notwendigerweise umge-
setzt), wirden die Léhne auf das nationale Produktivitatswachstum und
das EU-Inflationsziel reagieren. b, und b, waren gleich eins, die anderen
Parameter nahe bei null.”®

Ein solches System ist wohl sogar mittelfristig nicht allzu realistisch.
Nicht nur besteht seitens der Arbeitgeber wenig Interesse an einer euro-
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paischen Lohnkoordinierung, die Europaische Kommission propagiert
mit der Forderung nach Dezentralisierung von Kollektivvertragsverhan-
dlungen sogar das Gegenteil einer Lohnkoordinierung. Auch die natio-
nalen Gewerkschaften wirden aber in einem solchen System an Han-
dlungsspielraum verlieren. Die griechischen Arbeithnehmerinnen wirden
beispielsweise nur das europaische Inflationsziel, nicht aber die (hdhere)
griechische Inflation abgegolten bekommen. Andererseits mussten die
deutschen Arbeitgeber die Léhne gemal dem EZB-Inflationsziel anheben
und nicht nach der (niedrigeren) deutschen Inflationsrate. Es Gberrascht
wenig, dass es dagegen Widerstande gibt.

Das grofte Problem ware aber wohl der Verzicht (bzw. die einge-
schrankte Mdglichkeit), auf nationale Arbeitsmarktentwicklungen zu
reagieren. Dies ist deshalb so schwierig, weil die derzeitige wirtschafts-
politische Strategie der EU der Lohnpolitik die zentrale Rolle im Anpas-
sungsprozess an asymmetrische Schocks zuweist. Die Geldpolitik ist ja
vereinheitlicht, die Wechselkurse sind fixiert, und die Fiskalpolitik ist durch
den Stabilitats- und Wachstumspakt in ihrem Spielraum (in den meisten
Staaten) stark eingeschrankt. Die Ublichen wirtschaftspolitischen Instru-
mente sind also blockiert. Daher bleibt blo die Lohnpolitik als Anpas-
sungsmechanismus, als Puffer gegenuber Schocks sozusagen. Lander
mit negativer Leistungsbilanz missen gemal dem derzeitigen Politik-
regime Lohnzurlickhaltung betreiben, um die Auflenhandelsposition
auszugleichen.?®

Eine EU-weite Lohnkoordination miisste von einer Anderung des wirt-
schaftspolitischen Regimes flankiert werden, damit die Lohnpolitik als
Schockabsorbierer entlastet wird. Da die Wechselkurse in einer Wah-
rungsunion definitionsgeman nicht benutzt werden kénnen und die Geld-
politik ebenso definitionsgemaR vereinheitlicht ist,2' miisste eine Anderung
der Lohnpolitik vor allem von einer Neudefinition der Rolle der Fiskalpolitik
begleitet werden, deren Spielrdume auszuweiten waren.

Im Sinne von Verteilungsfunktion, Nachfragefunktion und Preisstabili-
sierungsfunktion ware Lohnkoordination wiinschenswert. Was die Ver-
teilungsseite betrifft, konnte die Lohnkoordination helfen, den Fall der
Lohnquote zu beenden. Der Fall der Lohnquote hat mehrere Ursachen,
eine davon ist, dass mit dem Binnenmarkt der Konkurrenzdruck zwischen
nationalen Arbeitsmarkten und damit die Lohnelastizitat der Arbeitsnach-
frage gestiegen ist.?2 Zumindest diesem Einfluss wirde entgegengewirkt.
Andere Ursachen, wie die Globalisierung, die Schwache der Arbeitneh-
merorganisationen usw. waren freilich nicht betroffen.

Eine zumindest teilweise Stabilisierung der Lohnquote wiirde nach den
hier vorgelegten Ergebnissen auch einen Beitrag zur Nachfragestimulie-
rung leisten. Dieser Effekt ist zwar bescheiden und damit kaum fir die
Konjunkturpolitik nutzbar, mittelfristig waren aber die Effekte durchaus
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in substanziellen GréRenordnungen. Die bereinigte Lohnquote ist in den
letzten 25 Jahren um rund 11,6 Prozentpunkte gefallen. GemaR unseren
Schatzungen hatte dies einen kumulierten negativen Nachfrageeffekt von
ca. 2,2 % des BIP gehabt.

Lohnkoordination ware grundsatzlich auch mit dem Ziel der Preissta-
bilitat vereinbar. Eine produktivitatsorientierte Lohnpolitik bewirkt per se
keinen Inflationsdruck — sofern die Arbeitgeberseite diese akzeptiert. Soll-
ten die Unternehmen die Stabilisierung der Lohnquote nicht akzeptieren
und Uber Preiserh6hungen die Profitquote zu erhéhen suchen, wirde
dies freilich die Inflation ankurbeln. Das Problem ware dann jedoch ein
mangelnder verteilungspolitischer Konsens, nicht die produktivitatsorien-
tierte Lohnpolitik. Kurzfristig wéare jedoch mit einer inflationdren Wirkung
zu rechnen. Die koordinierte, produktivitdtsorientierte Lohnpolitik wirde
z. B. in Deutschland deutlich héhere Lohnabschlisse implizieren. Es ware
daher sinnvoll, zumindest in der Phase der Etablierung der Lohnkoordi-
nation Preisstabilitat als geldpolitisches Ziel nicht durch die derzeitige
2%-Marke, die 6konomisch ohnehin willkirlich ist, sondern flexibler zu
interpretieren.

Anmerkungen

* Der Artikel beruht auf einer Studie im Auftrag der AK Wien. Der Autor ist Stefan Ederer
fir seine hervorragende Arbeit als Projektassistenten sowie Michael Mesch, Ozlem
Onaran, Werner Raza und Georg Zwiener fur Anregungen zu Dank verpflichtet. Die
Arbeit profitierte von Synergien mit dem FWF-Projekt Nr. P18419-G05. Alle Fehler sind
ausschlieRlich die des Autors.

' Datenquelle: AMECO, bereinigte Lohnquote zu Marktpreisen.

2 EC (2006) 40.

3 Die funktionale Einkommensverteilung und ihr MaB, die Profitquote, werden in diesem
Bericht synonym verwendet. Die Lohnquote ist definitionsgemaf eins minus der
Profitquote. Fir die theoretische Modellierung ist daher nebenséchlich, welche Quote
verwendet wird.

4 Okonometrisch gesprochen wird das Problem der Simultanitét ignoriert.

5 Siehe Anhang Datendefinitionen.

6 Genau genommen handelt sich dabei um eine Uberschussnachfrage; siehe auch
Bowles und Boyer (1995).

7 Die obige Diskussion bezieht sich auf die Frage, ob die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage lohn- oder profitgetrieben ist. In der Einleitung wurde die Frage aufgeworfen,
ob die Beschéftigung (bzw. die Arbeitsnachfrage) lohn- oder profitgetrieben ist. Diese
beiden Fragen sind natirlich eng verbunden. Wenn Lohnveranderungen Effekte auf
die Arbeitsproduktivitdt haben, wie z. B. von der Effizienzlohntheorie postuliert, dann
ist ein lohngetriebenes Nachfrageregime eine notwendige, aber keine hinreichende
Bedingung fur ein lohngetriebenes Beschaftigungsregime.

8 Baumgartner, Breuss, Kaniovski (2005).

® Durch die Logarithmierung der Variablen ergibt sich ein unangenehmer Unterschied
zum theoretischen Modell. Letzteres ist additiv in den Werten, das geschatzte Modell
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jedoch in logarithmierten Werten. Implizit wird daher eine Konsumfunktion der Cobb-
Douglas-Form unterstellt. Das errechnete Konsumdifferenzial kann daher nur als eine
Naherung betrachtet werden.

Die realen Lohnstiickkosten wurden um die Anderungen in der Struktur der Beschaftigten
korrigiert. Da das Verhaltnis der gesamten Beschéaftigten zu den abhangig Beschaftigen
ca. 1,25 betragt, muss mit diesem Wert multipliziert werden. Siehe Marterbauer und
Walterskirchen (2003) flr die weitere Diskussion.

Die Einbeziehung der Dummy-Variable ist vor allem statistisch motiviert. Eine mogliche
Erklarung fir diesen Bruch ist die Ost6ffnung, die die Importe erhéht hat.

Naastepad (2006).

Dies ist als theoretisches Argument, nicht als eine Beschreibung gedacht. Tatsachlich
scheint es auch EU-La&nder zu geben, bei denen Lohnzuriickhaltung nicht expansiv
wirkt: Deutschland befindet sich trotz der schwéachsten Lohnstiickkostenentwicklung im
Euro-Raum (siehe Abbildungen 3 und 4) und hohen Nettoexporten seit Jahren in einer
Stagnation. Eine mdgliche Erklarung dafir ist, dass sich Deutschland in einem lohn-
getriebenen Nachfrageregime befindet.

Schulten (2004).

Vgl. ebendort, Kapitel 11.

Flassbeck, Spieker (2005).

Die folgende Darstellung versucht die Effekte und damit potenzielle Probleme einer
effektiven Lohnkoordinierung in einer Wahrungsunion zu erértern. Dazu werden
zwangslaufig Vereinfachungen gemacht. Speziell wird nicht auf den Unterschied
zwischen Vereinheitlichung und Koordinierung der Lohnpolitik eingegangen. Weiters
wird unterstellt, dass die nationale Lohnpolitik durch nationale Lohnabschlisse
beschreibbar ist, obwohl in Realitét sektorale Lohnabschliisse oder gar welche auf
Firmen-Ebene vorherrschen.

Schulten (2004).

Sollen dariiber hinaus die nationalen Einkommensverteilungen (und damit auch die
Lohnstuckkosten) konvergieren, so mussten jene Lander, die Uberdurchschnittliche
Lohnquoten (und damit Lohnstlickkosten) aufweisen, das Lohnwachstum drosseln, und
jene, die eine unterdurchschnittliche Lohnquote haben, das Lohnwachstum erhéhen.
Andernfalls bestiinde die Gefahr, dass bestehende Kostenunterschiede (und in der
Folge Aulenhandelsungleichgewichte) zementiert werden. b, wére bei einer solchen
Strategie ungleich null.

Das Paradebeispiel fir ein solches Land ist Italien, das in der Vergangenheit
Abwertungen dazu benutzte um die AuRenhandelsposition zu stabilisieren. Dies ist
nun nicht mehr moglich, sondern der Ausgleich misste Uber die Lohnpolitik erfolgen.
Wahrend die Refinianzierungszinsen notwendigerweise vereinheitlicht sind, muss
dasselbe fiir die Kreditzinsen nicht gelten. So ware, wie von Palley (2006) vorgeschlagen,
ein System denkbar, in dem Kredite mit Sicherheiten mit regional unterschiedlichen
Mindestreservesatzen belegt werden. Damit kdnnte in Regionen mit Uberhitzen
Immobilienméarkten die Kreditzinsen effektiv erhdht werden. Ein solches System von
differenzierten Reservesatzen bietet sich vor allem bei immobilienbasierten Krediten
an. Wie gut es in der Praxis funktionieren wiirde, ist, schwer abzuschatzen. Es handelt
sich aber in jedem Fall um einen Vorschlag, der wert ist, weiterverfolgt zu werden.
Rodrik (1997), Hatzius (2000).
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Anhang: Datendefinitionen der EU

Modell- Ameco- Bezeichnung
Notation Notation

C OCPH Privater Konsum, real

E - Wechselkurs

Ep NWTD Abhangig Beschaftigte, privater Sektor
E+ NETD Beschaftigte, privater Sektor

Y OVGD BIPR real

YW - BIP der AuRenhandelspartner, real
| OIGT Private Investitionen, real
i - Zinssatz, langfristig, real, basierend auf BIP-Deflator
M - Importe, real

NX - Nettoexporte, real

R - Gross Operating surplus, real

P PVGD BIP Deflator

Pwu PXGS Import-Preisdeflator

Px PMGS Export-Preisdeflator

ULC PLCD Lohnstlickkosten

RULC ALCD Lohnstlickkosten, real
w - Lohnkompensation, real
X - Exporte, real
Zusammenfassung

Rein theoretisch lasst sich die Frage, welche Effekte eine Erhdhung der Lohnquote auf die
aggregierte Nachfrage hat, nicht eindeutig beantworten, da es sowohl positive als auch
negative Effekte gibt. Auf die privaten Konsumausgaben hat sie einen positiven Effekt,
da Bezieherlnnen von Lohneinkommen eine héhere Konsumneigung haben als Bezie-
herlnnen von Kapitaleinkommen. Auf die (privaten) Anlageinvestitionen hat sie negative
Auswirkungen, da diese positiv von den Gewinnen abhangen. Auf die Nettoexporte hat
eine Erhdéhung der Lohnquote ebenfalls einen negativen Einfluss, da mit der Lohnquote
auch die Lohnstlickkosten steigen und daher die preisliche Konkurrenzfahigkeit sinkt. Die
Frage wurde fiir den Euro-Raum empirisch untersucht. Die 6konometrische Untersuchung
ergibt folgendes Bild: Der Euro-Raum stellt insgesamt ein klar lohngetriebenes Nachfrage-
regime dar. Eine Erh6hung der Lohnquote um einen Prozentpunkt fihrt zu einer Erhéhung
der Nachfrage um 0,2 Prozentpunkte des BIP. Europaweite Lohnzuriickhaltung hat daher
kontraktive Nachfrageeffekte. Zur Stabilisierung der Lohnquote werden Lohnkoordination
und eine produktivitatsorientierte Lohnpolitik empfohlen.
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Der offentliche Sektor in der Defensive

Rainer Bartel

1. Neoliberal-konservative Hegemonie: Wer traut sich noch,
etwas anderes zu denken?

,In der konservativen Ara der achtziger Jahre waren konservative
Parteien — prominent zu nennen: USA, GroRbritannien und Deutsch-
land — nicht nur auf der parteipolitischen und institutionellen Ebene er-
folgreich. Es gelang ihnen auch Uber weite Strecken, mit konservativen
Werten und neoliberalen Ideologemen einen gesellschaftlichen main-
stream zu formulieren, mit den eigenen Themen auch den Diskurs des
politischen Gegners zu dominieren, das Normengeflige und die Vor-
stellungswelt einer Gesellschaft in einer Weise zu beeinflussen, die wir
als hegemonial bezeichnen kénnen. Das bedeutete keineswegs, dass
davon abweichende politische Wertvorstellungen in der Gesellschaft
nicht mehr existierten. Es bedeutete aber, dass es keine ernsthafte
Herausforderung des herrschenden Modells, des gesellschaftlichen
Konsenses, durch ein explizit formuliertes politisches Gegenmodell im
offentlichen Diskurs gab.™

Ersetzt man im vorigen Satz das vorletzte Wort — ,Diskurs® — durch
das Wort ,Sektor®, so kann damit die heutige Position des Staates in der
Gesellschaft auf den Punkt gebracht werden: Es gibt keine ernsthafte
Herausforderung des herrschenden Modells, des gesellschaftlichen Kon-
senses, durch ein explizit formuliertes politisches Gegenmodell im 6ffent-
lichen (besser noch: fir den 6ffentlichen) Sektor. Als die Organisations-
form offentlichen Handelns bzw. Unterlassens wird der 6ffentliche Sektor
langst an einem Modellbild gemessen, das als ,schlanker Staat®, als ,auf
seine Kernkompetenzen konzentrierter Staat“ und als solches als ,moder-
ner Staat® hinlanglich bekannt ist. Dieses neoliberale Modellbild vom Staat
wird nicht nur oberflachlich akzeptiert, sondern gar verinnerlicht, auch
weil es positiv empfundene Schlagwdrter sind, die es kennzeichnen. Sie
werden gebetsmuhlenartig als Antwort auf alle moglichen Fragen propa-
giert und so der Offentlichkeit als (wenn auch allzu einfache) Normen fiir
Denken und Handeln angeboten. Andererseits werden solche Worthllsen
und Sprachmuster (,diskursive Strukturen®) im Meinungsbildungsprozess
gern nachgefragt und — wohl aus Begeisterung fir ihre Einfachheit — zur
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eigenen, schier unumstoflllichen Norm erwahlt (,Internalisierung®). Wird
in der politischen Auseinandersetzung Gegenteiliges geauliert, lehnen
dies die Vertreterlnnen des politischen Mainstream rundweg ab, etwa so:
Wir sind fiir ewiggestrige, parteipolitische, dogmatische Losungen nicht
zu haben; wir wollen stattdessen moderne, sachgerechte, pragmatische
Lésungen, die gut sind fur die Wirtschaft und also fiir die Menschen. Der
Mainstream gibt Losungsansatze exklusiv vor, als waren alle Alternativen
zu ihm wabhrlich unhaltbare Positionen, sowohl wissenschaftlich als auch
politisch verfehlt.

Allzu menschliche, aber deshalb nicht unbedingt zutreffende Vorbehalte
von Steuerzahlerlnnen gegen die zu leistenden Abgaben werden vom
Mainstream geschurt. Es sind dies, gesamtgesellschaftlich betrachtet,
falsche Vorbehalte, wie etwa: Wir dirfen unseren Kindern keine Staats-
schulden hinterlassen; es ist schade um jeden Steuereuro. Es sind dies
Positionen von Steuerzahlerinnen, die besonders die Abgabenseite, nicht
aber die Leistungsseite des Staates im Auge haben. Oder es sind Sicht-
weisen jener Steuerzahlerlnnen, welche in ihren Kosten-Nutzen-Bezie-
hungen zum Staat fir sich héchstpersoénlich — und nur fir sich — einen
maximalen Uberschuss ihrer privaten Nutzen (ber ihre privaten Kosten
anstreben — koste es flir das Gesamtsystem, was es wolle (etwa wie das
maximale ,Ausnltzen® einer privaten Haushaltsversicherung). Private
Nutzen erwachsen neben dem Konsum privater Glter auch aus staatli-
chen Leistungen, von denen man hofft, dass sie ohnedies von anderen
finanziert werden, und zwar von jenen, die staatliche Leistungen nétiger
brauchen. So sollen die privaten Kosten des Staates flir einen oder eine
selbst mdglichst niedrig gehalten werden. Dabei geht die betreffende
Person davon aus, dass keine gesellschaftlichen Kosten entstehen, weil
der Staat ohnedies gegen die Schattenseiten des Wirtschaftssystems
vorkehre. Folglich tut eine solche Person kund, wenig zur Finanzierung
staatlicher Leistungen beitragen zu wollen (Steuersenkungen fir die eige-
ne soziale Gruppe!), indem sie vorgibt, jene staatlichen Leistungen nicht
zu brauchen und nicht zu schatzen, die der Staat fir die Allgemeinheit
erbringt (,6ffentliche Guter®), also auch fiir diese Einzelperson, die per-
sonlich davon profitiert. Zum Beispiel kbnnte man behaupten, man solle
bei den Leistungen der Arbeitslosenversicherung einsparen und dafur die
Lohnsteuer senken, denn wer Arbeit finden wolle, kdnne dies auch; ande-
rerseits ist man froh, im Fall eigener Arbeitslosigkeit annehmbar abgesi-
chert zu sein oder als Unternehmerin Arbeitskrafte ohne viel schlechtes
Gewissen entlassen zu koénnen. Ein solches strategisches Verhalten
(,Schwarzfahren®, ,Trittbrettfahren®) macht es dem Staat schwer, 6ffent-
liche Guter aus 6ffentlichen Einnahmen zu finanzieren.

Auf der anderen Seite gibt es Subjekte des Staates (Steuerzahlerinnen,
Wahlerlnnen und Zielpersonen staatlicher Leistungen), die fur gesell-
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schaftliche Kosten (die Unbill des Wirtschaftssystems) empfindlicher und
daher starker auf die staatlichen Leistungen privater und 6ffentlicher Na-
tur (Arbeitslosenunterstiitzung bzw. Vollbeschaftigung) angewiesen sind,
ohne aber gerade deshalb fir die Finanzierung der staatlichen Leistun-
gen besonders geeignet zu sein. So besteht flr den Staat das Problem,
dass manche seiner Subjekte — zu Recht oder Unrecht (wer kann das
exakt abgrenzen?) viel mehr und Besseres fir sich und die Gemeinschaft
fordern, als die Gemeinschaft insgesamt zu finanzieren bereit oder gewillt
ist. Wir haben demnach ein wesentliches Verteilungsproblem. In neoli-
beraler Sichtweise stellt sich dies speziell so dar, dass manche Subjekte
sich unverantwortlicher verhalten und beispielsweise Gesundheitsrisiken
eingehen, Sparen vernachlassigen oder Stellenangebote ausschlagen,
wenn sie wissen, dass staatliche Gesundheits-, Pensions- oder Unter-
stitzungsleistungen in unbegrenztem Malf} zur Verfligung stehen, fir die
ein begrenzter Finanzierungsbeitrag zu leisten ist, ob man sie nun in An-
spruch nimmt oder nicht. Der Staat sieht sich insofern einer ,moralischen
Versuchung® (moral hazard) seiner Staatsburgerinnen gegenuber. Es ist
somit wahrlich nicht leicht, fir einen Sozial- oder Wohlfahrtsstaat zu argu-
mentieren und ihn gerecht (was ist das genau?) auszugestalten.

Eine (zu) einfache Ldsung ist das klassisch wirtschaftsliberale ,Aquiva-
lenzprinzip der Besteuerung®. Das bedeutet, dass jede Person so viele
Abgaben zahlen soll, wie es ihrem Vorteil aus den personlich erhaltenen
Leistungen gleichkommt (,&quivalent” ist). Flapsig formuliert: Der Staat
ist ein Supermarkt, wo sich jeder Mensch das kaufen kann, was er oder
sie nicht bei einem Privatunternehmen kaufen will, weil es der Staat bes-
ser und/oder gunstiger bereitstellen kann als seine private Konkurrenz.
Das Ergebnis der ,modernen® Problemlésung im politischen Prozess ist
folgendes: Marktwettbewerb und betriebswirtschaftliche Kostenminimie-
rung halten Einzug in den oOffentlichen Sektor, den eigentlichen Nicht-
Marktbereich der Wirtschaft. Die Kehrseite sieht so aus: Typisch gemein-
schaftliche Anliegen (6ffentliche Guter) — Anliegen, die seine Subjekte
eigentlich haben mussten, hatten sie nicht die individualistische, sondern
die gemeinschaftliche ,Brille“ aufgesetzt — sind hinsichtlich ihrer Finanzie-
rung in einer relativ aussichtslosen Position: relativ zu jenen staatlichen
Leistungen, die sich seine Subjekte weitestgehend selber aneignen, die
sie unmittelbar und personlich nitzen kénnen. Das macht den wesent-
lichen Unterschied zwischen den ,6ffentlichen Gitern® und den ,privaten
Gitern* aus: Offentliche Giiter setzen Solidaritat und Umverteilung im
Entscheidungsprozess uber ihre Bereitstellung und Finanzierung voraus,
wahrend Privatguter optimal nachgefragt werden, indem ein individuelles
Kosten-Nutzen-Kalkul angestellt wird, das Umverteilung nur innerhalb des
Einzelhaushalts kennt: von seinen Ersparnissen zu seinem Konsum, von
seiner Freizeit zu seiner Arbeitszeit u. dgl. Das bedarf keiner Solidaritat.2
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Auf Grund von strategischem Verhalten und moralischer Versuchung
wird die Bereitstellung 6ffentlicher Gulter nicht ausschlief3lich dem 6ffent-
lichen Sektor Uberlassen und der Verkauf privater Guter nicht blo3 vom
privaten Sektor wahrgenommen: Einerseits hofft man, 6ffentliche Guter
wie Vollbeschéftigung und Nachhaltigkeit unter Umstédnden dem Markt-
mechanismus moglichst weitgehend Uberantworten zu kdnnen. Ande-
rerseits meint man, die Akzeptanz des o6ffentlichen Sektors dadurch zu
erreichen, dass ein eher hoher Anteil staatlicher Leistungen in der Abga-
be privater Glter gegen Bezahlung moglichst glinstiger, blo kostende-
ckender Geblhren besteht. Der Trend geht, so wird als Hypothese fest-
gehalten, vom 6ffentlichen Gut zum privaten Gut im &ffentlichen Sektor:
Offentliche Giiter werden mehr und mehr der Produktion durch den pri-
vaten Marktmechanismus Uberlassen, da der Wettbewerb zwischen kom-
merziellen Konkurrentinnen das Héchste an 6konomischer Effizienz und
daher an materiellem Wohlistand und auch immateriellem Wohlergehen
fur alle (d. h. fir alle zusammen genommen, nicht fir jeden einzelnen
Menschen) ergebe. Das System des Marktwettbewerbs (gleichsam als
eine ,spontane Ordnung“ in Wirtschaft und Gesellschaft) sei einer staat-
lich ,gesetzten Ordnung® Uberlegen, die auf den geistigen und ethischen
Kapazitaten einzelner, allzu schwacher Menschen beruht und daher den
genialen Lésungen des (entpersonlichten) Systems nicht nahe kommen
kann. Dieses wunderbare Ergebnis kann auf Grund des fir die Gemein-
schaft segensreichen wirtschaftlichen Wettbewerbs zwischen den (als
Einzelne unzuldnglichen) Menschen zustande kommen. Produktivitats-
maximierung, Kostenminimierung und Leistungsgerechtigkeit bringt allein
der Preismechanismus auf perfekten Markten. Andererseits sind die vom
offentlichen Sektor bereitgestellten Glter zunehmend private Glter. Da-
durch lassen sich namlich das strategische Verhalten der Staatssubjekte
und die moralische Versuchung des Staates minimieren. Dann kriegt der
Einzelmensch letztlich fur den Preis, den er oder sie dem Staat wie einem
Marktunternehmen bezahlt, wenigsten das Gut, das ihm oder ihr den zu
bezahlenden Preis zumindest wert ist. Streng genommen bekommt er
oder sie dariber hinaus allerdings nichts vom Staat. Das Charakteristi-
sche am Staat — Gemeinschaftsfinanzierung der Gemeinschaftsaktionen
(,Geld hat kein Mascherl®) ware verloren gegangen (jeder dem Staat be-
zahlte Euro hatte dann sein ,Mascherl®).

Freilich gibt es Menschen — bei den schiefen Verteilungsverhaltnissen
wohl eine absolute, wenn nicht sogar eine qualifizierte Mehrheit —, denen
offentliche Guter wie Vollbeschaftigung, Nachhaltigkeit des Wachstums
oder solidarische Umverteilung personliche Anliegen sind. Doch sie als
Einzelne kénnen diese o6ffentlichen Guter nicht fir sich oder flir ande-
re kaufen, weil ihnen der Staat keinen ihnen angemessenen Arbeitsplatz
verkauft (er handelt so etwas nicht) oder weil der vom Staat angebotene
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Arbeitsplatz fur den oder die Betreffende finanziell unerschwinglich, ndm-
lich ohne solidarische Aufteilung der Arbeitsplatzfinanzierung zu teuer ist
(konkret: der Lohn ist zum Leben zu niedrig). Warum kaufen diese Men-
schen aber nicht gemeinsam die 6ffentlichen Giter, indem sie bei demo-
kratischen Wahlen ihre Stimme daflr abgeben? Die geistige Hegemonie
des in Wirtschafts- und Sozialfragen neoliberal ausgerichteten Konserva-
tismus durfte in den Képfen einer Mehrheit der Wahlerlnnen schon so sehr
internalisiert und existent sein, dass diese Menschen zwar ihren Wunsch-
traumen nachhangen, aber in Wirklichkeit die Erflillung dieser Wiinsche
wegen vermeintlicher Unrealisierbarkeit durch die Wirtschaftspolitik gar
nicht mehr demokratisch einfordern. Dann wahlen sie vielmehr jene Par-
teien, welche die Marktmechanismen und deren Krafte zu Sachzwangen
erklaren und ihnen in der Folge die politische Gestaltung unterordnen.?
Oder die neoliberale Hegemonie hat langst die politische Grundsatz- und
Wahlprogrammatik der eigentlich nicht wirtschaftsliberalen, nicht kon-
servativen und nicht reaktionaren Parteien durchwirkt, so dass die lin-
ken Wahlerlnnen (fassen wir sie einmal als ,links“ zusammen) gar keine
Partei mehr finden und wahlen kénnen, die links wéare und zugleich eine
Chance auf Regierungsbildung oder Regierungsbeteiligung hatte. Dieser
gesuchten Partei fehlte namlich der gesellschaftliche Zeitgeist und poli-
tische Erfolgstrick der neoliberalen Ara. Die Politik des Neoliberalismus ist
und wirkt gleichzeitig konservativ bis reaktionar, weil sie alte Herrschafts-
verhaltnisse festigt oder wiederherstellt.*

,oie (die Wirtschaftswissenschaft; Anm.) erzahlt den Jungen und
Empfanglichen und den Alten und Empfindlichen, dass das Wirt-
schaftsleben keinen Gehalt an Macht und Parteipolitik aufweist, weil
die Unternehmen dem Markt und dem Staat unterworfen sind und
zuverlassig unter der dem Kommando der Konsumentinnen stehen.

Eine solche Wirtschaftswissenschaft ist nicht neutral. Sie ist eine ein-
flussreiche und unschatzbare Verblindete von jenen, deren Machtaus-
Ubung auf einer manipulierbaren Offentlichkeit beruht.“®

,Neoliberalismus (hat) zu keiner wirtschaftspolitischen Verbesserung
der Lage gefuihrt. Es stellt sich daher die Frage, warum er dennoch
eingefuhrt wurde. Blickt man auf die Lohnentwicklung, erscheint es
als eine plausible These, dass er aus verteilungspolitischen Griinden
eingeflihrt wurde."®

Daher durfte der in der Politik langst verschwiegene (wenn auch fak-
tisch weiter verfolgte), in der Wissenschaft immer noch diskutierte ,Dritte
Weg“ insofern ein politischer Holzweg sein, als Linke — trotz der in poli-
tischem Marketing und Wahlkampf Gbernommenen Rhetorik — nicht die
besseren Rechten sein kénnen; sie sind eben nicht das Original. Dazu ist
es zu spat, das Rad der Geschichte kann nicht zuriickgedreht werden.
Uberdies kann der Dritte Weg auch insoweit eine Sackgasse fiir eine fort-
schrittliche Wirtschafts- und Sozialentwicklung sein, als eine neoliberale
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(letztlich konservative oder reaktionare) Politik durch solidarische Maf3-
nahmen nicht in ihrer inhaltlichen Substanz gewandelt werden kann, son-
dern nur graduell, vor allem in ihren Auswirkungen, abgefedert zu werden
vermag. Durch einen sozialeren Anstrich wirde der reaktiondre Prozess
verlangsamt, aber nicht ersetzt, seine Konflikttrachtigkeit und Verwerflich-
keit nicht verdeutlicht, nur seine sozialpolitische Flankierung angemahnt,
um dadurch — willentlich oder nicht — den Trend an sich zu schénen, zu
wahren und fortzusetzen.’
LZielpunkt war (...) eine Gesellschaft, an der alle zusammen an einem
gemeinsamen Aufbauwerk mitwirken. Diese Gesellschaft beruht nicht
auf Konflikt, sondern auf Konsens. (...) Gesellschaftliche Umverteilung
und die mit der alten Labour Party verbundene tax-and-spend-Strate-
gie sollten der Vergangenheit angehdéren. Eigeninitiative und soziale
Verantwortung wurden hingegen starker betont (...) Das Schroder-
Blair-Papier definierte den Markt geradezu als sozialdemokratische
Kategorie. Flexible Markte werden darin als ,modernes sozialdemo-
kratisches Ziel' gesehen. Im Gegensatz zum Neoliberalismus sollte
der Sozialstaat aber de facto nicht abgeschafft werden, sondern in ein
System ,positiver Wohlfahrt transformiert werden. Partnerschaftliche
Modelle zwischen dem o6ffentlichen und dem privaten Sektor wurden
als Ziel formuliert.”®
Ein weiteres Erklarungsangebot fir neoliberal-konservative politische
Mehrheiten betrifft die spiralartige Eigendynamik, die ein finanzielles
,Schlankmachen® des angeblich im UbermaR Ressourcen verschlin-
genden ,Ungeheuers Staat* (nach dem Motto ,starve the beast!”) entwi-
ckelt. Gehen wir davon aus, dass weder unbegrenzte noch grof3e Ratio-
nalisierungsspielrdume im o6ffentlichen Sektor vorhanden sind, so dass
seine bisherigen Leistungen bei nunmehr abnehmenden Finanzmitteln
friher oder spater weniger und/oder schlechter werden missen. Dadurch
wird eines verstandlich: Viele Staatssubjekte wollen fur die quantitativ
und/oder qualitativimmer weniger befriedigenden staatlichen Leistungen
weniger bezahlen.® Oder sie wollen sich — und hier ist die Verbindung zum
Aquivalenzprinzip — die privaten Giiter aussuchen wollen, die sie dem
Staat (ohne Konsumzwang) abkaufen kénnen sollen, weil sie bei solchen
Gutern ihr personliches Preis-Leistungs-Verhaltnis am ehesten einschat-
zen, kontrollieren und reklamieren kdnnen. So wird der 6ffentliche Sek-
tor an Ressourcen und Leistungsrenommee einbul3en. In der Folge dreht
sich die Spirale von Ressourcen und Ergebnissen des 6ffentlichen Sek-
tors nach unten und wird weder bald genug noch hinreichend rasch um-
gekehrt werden kdnnen, um das alte Versorgungs- und Qualitatsniveau
kurz- bis mittelfristig wieder herstellen zu kénnen.
Der Staat wird im Zug des neoliberalen Prozesses tendenziell auch
an Regelungskompetenzen verlieren; sie bedeuten ja einen ungeliebten
Konsumzwang flir die Zielpersonen, deren Verhalten in gesellschaftlich
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erwlnschte Bahnen gelenkt werden soll, und die daher ungern finanziell
zur flr sie schmerzhaften staatlichen Ordnung beitragen. So unterbleiben
gesellschaftlich erwlinschte Verhaltensweisen zusehends. Deregulierung
und Privatisierung werden mittlerweile bereits gleichsam reflexartig auf
die politische Agenda gesetzt, denn es besteht der Druck oder (wie im
GATS-Vertrag der WTO) der Zwang, Nichtliberalisierung rechtfertigen zu
mussen. Liberalisierung ist als Sachzwang bereits von den meisten so
sehr internalisiert, also zu ihrer Pflicht, zu ihrem eigenen (aber nicht ei-
gentlichen) Anliegen geworden, dass Reformen — angesichts gesamtwirt-
schaftlich und gesellschaftlich nicht schmeichelhafter Ergebnisse — schon
zum Selbstzweck, zu einem — wirtschaftlich und sozial erfolgsunabhan-
gigen — politischen Erfolgsindikator geworden sein dirften. Jede unter-
lassene oder aufgeschobene Reform gilt als Rickschritt, nicht als Pause
zum Evaluieren, Uberlegen, neu und ggf. besser Entscheiden.

,Die etablierte Wirtschaftstheorie hat Kraftreserven. Sie halt viele
kleinere Verfeinerungen am Laufen, welche die Frage der Gesamtgul-
tigkeit und Nutzlichkeit nicht aufwerfen. Sie halt sich stark in den Lehr-
blchern, obwohl man sogar in diesem Bollwerk Besorgnis unter den
fortschrittlicheren und kommerziell feinfihligeren Autoren merkt. Viel-
leicht gibt es Grenzen fiir das, was die Jungen akzeptieren werden.*1°

Um dazu beizutragen, diese Grenzen auszuloten, die dem neoliberalen
Mainstream (dem Neoliberalismus als gegenwartige Hauptstromung wirt-
schaftswissenschaftlicher und -politischer Auffassungen) gesetzt sein mo-
gen, werden im Folgenden Argumente gegen und flr einen im Vergleich
zur neoliberalen Vorstellungswelt grof3en, einflussreichen o&ffentlichen
Sektor vorgebracht. Da der 6ffentliche Sektor die Organisationsform flr
die Erflllung 6ffentlicher Aufgaben durch den Staat ist, wird immer auch
die Rede vom Staat sein: Was soll der Staat wie bereitstellen? Die Fragen
sind schon immer die gleichen, doch die Antworten und vor allem ihre
Begrindungen andern sich.

2. Der offentliche Sektor: Des Widerspenstigen Zahmung
2.1 Staat als Inbegriff des Egoismus

Die Volkswirtschaftslehre unterscheidet die reine, positive Wirtschafts-
theorie von der normativen Wirtschaftstheorie. Wahrend die positive The-
orie nur erklaren will, was ist (wie es zu den beobachteten Phanomenen
kommt), ohne ausdrucklich zu werten, leitet die normative Theorie aus
ihren Ergebnissen Empfehlungen fur wirtschaftspolitische Zielprioritaten
und Methoden zur Zielerreichung ab. Im Bereich 6ffentlicher Angelegen-
heiten und des o6ffentlichen Sektors findet sich die Public Choice Theory
(Neue Politische Okonomie — NPO) als positive Theorie, die Social Choice
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Theory (gesellschaftliche Wohlfahrtstheorie) als normative Theorie. Die-
se Unterscheidung hinkt in zweifacher Weise: Erstens haben die Ergeb-
nisse der Public Choice wie jeder positiven Theorie trotz der fir sich in
Anspruch genommenen Wertfreiheit zwangslaufig einen empfehlenden
Charakter und transportieren somit — unausgesprochen — Wertungen.™
Zweitens stecken wie so oft die Werthaltungen bereits in den getroffenen
(und notwendigerweise zu treffenden) Annahmen bei der Errichtung
einer jeden Theorie. Eine Theorie wird durch ein oder mehrere Aussa-
gen Uber eine vermutete Ursache-Wirkungs-Beziehung in der ziemlich
undurchsichtigen Realitat gebildet; ohne Annahmen zur Vereinfachung
der komplexen Realitat zum Uberschaubaren Modell kann eben keine
Theoriebildung funktionieren. Jede Theorie kann daher nur bedingt rich-
tig sein. Der 6konomische Mainstream (die Forschungsergebnisse und
Lehrinhalte, welche die meisten OkonomlInnen unterschreiben wlrden)
bemihen als Verhaltensannahme fir alle Menschen, auch fir die Organ-
walterlnnen wirtschaftspolitischer Institutionen, das Menschenbild des
Homo oeconomicus, den immer und uberall perfekt zum eigenen Vorteil
wirtschaftenden Menschen. ,Die grundlegende Verhaltensannahme der
Public Choice, was wirtschaftliche Angelegenheiten betrifft, ist, dass der
Mensch ein egoistischer, rationaler Nutzenmaximierer ist.“'?

Dabei wird jede Situation als wirtschaftliche Entscheidungssituation
aufgefasst. Folglich haben wir es in der NPO stets mit Egoistlnnen zu
tun. Sollte einen Homo oeconomicus auch der Nutzen anderer erfreuen
oder erwartet er sich von seinem altruistischen Verhalten spéater einmal
einen Vorteil durch die Erwiderung seines Altruismus durch die anderen, so
fordert er deren Nutzen eben aus purem Egoismus.™ Folglich sind solche
grundsatzlich egoistischen Privatpersonen in allen kollektiven, so auch 6f-
fentlichen Positionen anzutreffen, sei es in Politik, Hoheits- oder staatlicher
Privatwirtschaftsverwaltung. Sie handeln also auch in 6ffentlichen Belan-
gen gleichsam als Privatiers. Falls sie zum Gemeinwohl handeln, tun sie es
eben nur auf der Basis von Anreizen, die ihr Eigeninteresse bedienen.

Unter solchen Voraussetzungen fir die Theoriebildung verwundert es
nicht, dass sich im theoretischen Erklarungsmodell eine systematische
Abweichung des Organwalterlnnenverhaltens vom gesellschaftlich er-
wlnschten Organverhalten ergibt. Das ist dann der Fall, wenn die insti-
tutionellen Anreize, die eigentlich zu gemeinwohlorientiertem Verhalten
fuhren sollten (normative Theorie), nicht den persdnlichen Vorlieben der
Organwalterlnnen entsprechen, also nicht auf Egoistinnen eingestellt
sind (positive Theorie). Dann passen eben die Anreize der 6ffentlichen
Institution nicht auf ihre Organwalterinnen und sind mit dem erwiinschten
offentlichen Verhalten nicht kompatibel (,fehlende Anreizkompatibilitat®).'*
Das bedeutet Organversagen (Verwaltungs- und Politikversagen, gene-
rell: Staatsversagen).
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2.2 Biirokratieverhalten

In den Mainstream-Modellen vom Arbeitsverhalten ist Arbeit ein Leid.
Nur die Kaufkraft des Stundenlohns (der Reallohnsatz) veranlasst den
Homo oeconomicus, Freizeit aufzugeben. Jede Arbeitsstunde muss man
ihm abkaufen. Ist er in ein fix vorgegebenes Stundenausmal} gepresst,
reicht der Reallohnsatz nicht hin, sein Arbeitsleid voll abzugelten, und
muss er den Arbeitsplatz im festgelegten Stundenausmal annehmen, um
seinen Lebensunterhalt zu bestreiten (von Freizeit allein kann man nicht le-
ben), so kompensiert der Homo oeconomicus sein inneres 6konomisches
Ungleichgewicht. Wenn er nicht einmal flr Verbesserungsvorschlage ent-
golten oder fiir Extraleistung befordert wird, reduziert er entsprechend
die Intensitat seiner Arbeit (Qualitat und Quantitat pro Arbeitsstunde) und
sucht sich andere, ihm angenehmere Ausfullungen fir seine Arbeitszeit:
Plaudern, Kaffeetrinken, Flanieren und Krankfeiern, Verschwenden of-
fentlicher Gelder fir Prestige- und Machtzwecke, Demonstration von Will-
kir, um Klientlnnen ihre Abhangigkeit zu zeigen, Intrigieren als ,Sport®.
Das so verringerte Arbeitsleid gleicht die zu geringe Entlohnung aus und
stellt das erzielbare Nutzenmaximum her. Das Ergebnis ist 6konomische
Ineffizienz auf (verwaltungs-)betriebswirtschaftlicher Ebene (wg. man-
gelnder Outputorientierung und Gberhohter Kosten) ebenso wie allokative
Ineffizienz auf gesamtwirtschaftlicher Ebene (d. h., die gesellschaftlichen
Ziele des Verwaltungshandelns — die Ergebnisse (outcomes) — werden
verfehlt).

Vorgesetzte unterliegen in ihrem Verhalten genauso diesem &kono-
mischen Verhaltenskalkiil und gehen daher selten die Miihen und Ar-
gernisse eines Konflikts mit ihren Untergebenen ein, obwohl sie dazu
verpflichtet waren, ein den o6ffentlichen Zielen zutragliches Verhalten si-
cherzustellen. Letztlich legt sich auch die politische Spitze der Verwaltung
nur ungern, selten oder gar nicht mit der machtigen Schar der 6ffentlich
Bediensteten an, wollen sie sich doch kaum neben der politischen Aus-
einandersetzung gleichsam eine zweite Front eréffnen. Schliel3lich kdn-
nen sie auf die politische Solidaritat ihrer Uber eine regierungsfahige
Mehrheit im Parlament verfiigende Partei oder Koalition zéhlen, welche
die politischen Angriffe der Opposition oder von Blrgerinitiativen in De-
batten und Abstimmungen pariert.

Die Kontrolle durch Vorgesetzte und Blrgerinnen versagt auch deshalb,
weil die Person, die unmittelbar eine Aufgabe verrichtet, besser informiert
oder disponiert ist als eine kontrollierende Person, die ein oder mehrere
Hierarchieebenen héher steht bzw. mit dem Verwaltungsgeschaft nicht
vertraut ist. Insofern sind Vorgesetzte und Birgerinnen von der konkreten
Materie, die gerade relevant ist, weiter entfernt und handeln weniger ef-
fektiv.
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~Jeder Beamte ist offenbar aktiver innerhalb der Kérperschaft, der er
angehort. Die Handlungen des 6ffentlichen Sektors sind demnach vom
privaten Willen seiner Mitglieder beeinflusst — wenn auch nur deshalb,
dass der Beamte fast immer fur eine bestimmte Funktion des offent-
lichen Sektors verantwortlich ist, wahrend der Birger nicht individuell
fur eine spezifische hoheitliche Aufgabe verantwortlich ist.“

Da zumindest bei den anspruchsvolleren Agenden in der Verwaltung
ein personlicher Ermessensspielraum in Entscheidungen vorhanden ist,
kénnen keine vollkommen exakten Vorgaben in den Arbeitsvertragen fi-
xiert und somit die Verhaltensweisen auch nicht leicht kontrolliert und ggf.
gesteuert werden. Man spricht dabei von Organschaftsproblemen (princi-
pal-agents problems, agency problems)."® Fir die Wahlerlnnen trifft die-
se Problematik in mittelbarer Weise zu, weil jede und jeder Einzelne von
ihnen erwarten muss, mit ihrer oder seiner Stimme hochstwahrscheinlich
nicht den entscheidenden politischen Einfluss auszuiben. Er oder sie in-
vestiert somit weder in Informationsaufbereitung und -weitergabe (,ratio-
nale Unwissenheit der Wahlerlnnen®) noch in Koordination und Kontrolle
kollektiver Aktionen (Burgerlnneninitiativen u. dgl.)."”” Obendrein sind die
Wahlprogramme der Parteien nicht hinreichend genau formuliert, dass
die Wahlerlnnen nach der Wahl nicht zuverlassig mit der Abschaffung der
von ihnen konkret aufgezeigten Missstande rechnen kénnen.

,ES gibt einen radikalen Unterschied zwischen dem Kontrollieren des
Staatshandelns und der tatsachlichen Erfiillung dieser Aufgabe.“'®

2.3 Politisches UnternehmerInnentum, Politzyklen, Lobbyismus und
Einnahmen- und Ausgabenmaximierung

Da in der NPO auch Politikerlnnen das Verhalten des Homo oecono-
micus unterstellt wird, verfolgen diese demnach ihre héchstpersonlichen
Ziele und missbrauchen solcherart ihr politisches Mandat und 6ffentliches
Amt. Ihr Ziel ist es, Macht zu erringen und Macht zu erhalten. Alles, was
Politikerlnnen tun, dient ihrem Ego und der Verwirklichung ihrer Ideologie.
Auch Letztere gilt aus der Sicht der NPO als etwas Negatives, weil sie als
nicht objektiv, sondern als rein subjektiv, willkirlich und vollig untechno-
kratisch angesehen wird, im Gegensatz zur guten, neoliberalen Staats-
fuhrung (good governance). Jedenfalls verfolgen sie ihre Ideologie oder
sonst etwas Subjektives unter der strikten Nebenbedingung, gewahlt und
immer wiedergewahlt zu werden. Offenbar flhrt dies zu einer systema-
tischen Bevorzugung populédrer Mallnahmen zu Lasten unangenehmer,
aber fur die Gesamtwirtschaft auf langere Sicht unabdingbarer Schritte
(z. B. Steurersenkungen, Defizitfinanzierung von Sozialausgaben und
Staatsverbrauch statt Infrastruktur-investitionen und Budgetkonsolidie-
rung) — so sieht es die NPO.

Da die Wahlerlnnen fir das Treffen ihrer Wahlentscheidung offenbar
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die wirtschaftliche und soziale Entwicklung blo3 der letzten Wochen und
Monate heranziehen (Myopie, ,Kurzsichtigkeit der Wahlerlnnen), wer-
den jeweils zu Beginn der Legislaturperiode einschneidende, kurzfristig
restriktiv auf die Wirtschaftsentwicklung wirkende und unpopulare Maf3-
nahmen getroffen. Die kurz vor der Wahl getroffenen, kurzfristig expansiv
wirkenden und beliebten MalRnahmen sollen die Verbesserung der Wirt-
schaftslage in der Vorwahlzeit moglichst deutlich ausfallen lassen. Aus
der Perspektive der normativen Theorie wird also bewusst und in kontra-
produktiver Weise zunachst eine Rezession oder Krise erzeugt, um da-
nach zeitgerecht zur Wahl eine maximale Verbesserung der Wirtschafts-
lage vorweisen zu kdnnen. Es entsteht dadurch in egoistischer Manier
ein politisch bewirkter Konjunkturzyklus (,Politzyklus®). Dieses Verhalten
verletzt das von der normativen Theorie vorgeschlagene Ziel der Konjunk-
turstabilisierung vorsatzlich.'®

Aus Griinden der Erlangung oder Verteidigung der Regierungsmacht will
ein wirksamer Wahlkampf geflihrt und finanziert werden. Private Beitrage
zur FUhrung des Wahlkampfs nicht nur in Form von Geldspenden, sondern
auch durch Informationskampagnen oder andere ideelle Unterstitzungen
werden nur geleistet, wenn sich die Unterstitzerlnnen nach der Wahl spe-
zielle Vorteile von Seiten der von ihnen geforderten Partei erwarten kon-
nen. Solche Unterstiitzungen werden analog zur betriebswirtschaftlichen
Investition als ,politische Investitionen® der Lobbyistinnen angesehen. Die-
se fragen gleichsam auf dem politischen Markt ,politische Renten“ (das
sind spezielle, sachlich kaum zu rechtfertigende Bevorzugungen durch
Jihre“ Regierung) nach (rent seeking). Die ebenfalls daran interessierten
politischen Parteien stellen diese politischen Renten im Austausch gegen
politische Unterstlitzung zur Verfiigung (rent distribution). Sie verkaufen
ihre kiinftige Gesetzgebung an die meistbietenden Interessengruppen. So
funktioniert der politische Markt fir Renten (der Lobbyismus). Nachdem
offentlich Bedienstete ebenfalls Gber einen gewissen willkurlichen, fur ihre
Klientinnen relevanten Entscheidungsspielraum verfligen, gibt es rent
seeking und rent distribution auch im Bereich der Verwaltung.

Wie die antiken Rémer es taten, sollen dem Volk ,Brot und Spiele” ge-
boten werden, um es friedlich und politisch willfahrig zu halten, eben um
eine Revolution zu vermeiden bzw. die Wiederwahl zu sichern. Dazu sol-
len noch heutzutage offentliche Leistungen unter Kosten oder kostenlos
abgegeben werden, die zwar problemlos auch privat hergestellt werden
kdnnten, aber vom Volk lieber zu einem geringeren Preis oder einem
Preis von null nachgefragt werden. Zur Finanzierung dieses ,,Opiums fir
das Volk“ missen die Steuern hoher angesetzt werden, als wenn sich
der Staat auf seine ,Kernkompetenzen® beschrankte. Diese Sichtweise
der politischen Dinge diagnostiziert und erklart also die Maximierung der
Staatseinnahmen und -ausgaben (tax-and-spend view).
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2.4 Die neoliberalen Sc!}liisse aus den Befunden der Neuen Poli-
tischen Okonomie (Public Choice)

In einer von neoliberaler Hegemonie gepragten Gesellschaft zielen
die Schliisse, die aus den Ergebnissen der NPO gezogen werden, vor-
nehmlich in eine Richtung: Der 6ffentliche Sektor ist eine Brutstatte 6ko-
nomischer Ineffizienz, und die belastet auch die Privaten in Form einer
ungerechtfertigten Umverteilung in Richtung Staat und seiner privilegier-
ten Bediensteten und politischen Mandatarinnen. Aber auch auf gesamt-
wirtschaftlicher Ebene sind die staatlichen Ergebnisse schlecht, da die
vorgebliche Stabilisierung der Wirtschaftsentwicklung eher eine Desta-
bilisierung sei, die 6ffentlichen Leistungen weder recht zweckmafig und
effektiv noch kosteneffizient seien (allokative Ineffizienz), die Umvertei-
lungspolitik ungerecht und fortschrittsfeindlich sei, und zwar weil beson-
ders die Leistungstragerinnen belastet und deren dynamischer Einfluss
auf die Entwicklung behindert wirde. Um den volkswirtschaftlichen Scha-
den des Staates auf ein unumgangliches Mindestmal} zu beschranken,
mussten GréRRe und Einfluss des 6ffentlichen Sektors minimiert werden.

Die staatliche Produktion soll privaten Produzentinnen anvertraut wer-
den, indem staatliche Betriebe privatisiert oder staatliche Produktionen
eingestellt werden. Das wird als ,Aufgabenkritik des Staates” angeprie-
sen. Eine andere Variante davon ist, dass sich der Staat auf seine ,Kern-
kompetenzen® (das sind schwer bis gar nicht privatisierbare Bereiche der
Hoheitsverwaltung) zurlickziehen und sich vom produzierenden Staat
zum ,Gewahrleistungsstaat wandeln moge. Der Staat stellt gewisse Leis-
tungen offentlich zur Verfugung und bezahlt Privatunternehmen fir die
Produktion, die er dann gratis, kostendeckend oder unter Kosten an die
Zielpersonen abgibt oder abgeben lasst. Zumindest missen dem Staat in
moglichst vielen Bereichen seine Monopolpositionen genommen werden,
damit er dem Wettbewerbsdruck Privater ausgesetzt werde (Liberalisie-
rung). Diese Folgerungen ergeben sich auch deshalb, weil man von der
Voraussetzung ausgeht, dass jedes Privatunternehmen seinen Gewinn
maximieren will und dies unter dem Druck funktionsfahigen Wettbewerbs
kurzfristig kostenminimale Produktionsldsungen bei gegebener Qualitat
und langfristig auch qualitatssteigernde und innovative Lésungen her-
beifihrt. So wirden weder der 6ffentliche Sektor als Auftraggeber noch
der private Sektor als Kaufer benachteiligt. Privates Eigeninteresse im
privaten Sektor soll also privates Eigeninteresse im 6ffentlichen Sektor
ablésen und dadurch die Wendung vom Schlechten zum Guten schaf-
fen — dies deshalb, weil der Marktwettbewerb, der im offentlichen Sektor
gefehlt hat, im privaten Sektor so funktioniert, wie wir uns das als Konsu-
mentinnen winschen.

Damit der Staat nicht langer frei walten und sein schadliches Potenzial
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nicht mehr uneingeschrankt zur Wirkung bringen kann, sollen politische
Mandatarlnnen und Tragerlnnen von Regierungsamtern fir sie bindenden
Verhaltensregeln unterworfen werden (Regelbindung), welche die Kompe-
tenzen des Staates einschranken und diese Einengung durch qualifizierte
Mehrheiten gegen Aufhebung schitzen (das ist der Spezialbereich der
normativen NPO, der sich mit Verfassungsékonomie befasst).2° Libera-
lisierung (Privatisierung, Deregulierung) soll als stetes Handlungsprinzip
verankert werden (insbesondere im Vertrag fir eine Verfassung flir Europa
oder einem ahnlichen Grundsatzdokument). Parallel zur verstarkten Re-
gelbindung der Politik soll Deregulierung die durch Privatisierung belebten
Mérkte dem Wettbewerb unterwerfen und im Dienst des Allgemeinwohls
disziplinieren. Privatisierung und Steuersenkungen entziehen dem &ffent-
lichen Sektor Ressourcen und (Missbrauchs-)Mdglichkeiten. Verstarkt
wird dieser Trend in seiner Auswirkung durch das Prinzip des Budgetaus-
gleichs; reduzierte Einnahmen setzen sich konsequent in zu kirzenden
Ausgaben fort (eine Umkehr des tax-and-spend mechanism). Damit wird
der Produktionsanteil des Staates an der Gesamtwertschdpfung geringer
und sein volkswirtschaftlicher, gesellschaftlicher Einfluss schwécher.
Angesichts solch einer geballten Ladung an Argumenten gegen einen
(im Vergleich zum kommerziellen Marktsystem) als unzweckmafig bzw.
leistungsschwach dargestellten Staat geben viele den daraus abgeleitet-
en Vorschlagen nahezu zwangslaufig Recht. Dabei wird allerdings vieles
verabsaumt:
> den Blick auf die Grundannahmen fir die aufgestellten und gegen
den Staat in Stellung gebrachten Hypothesen zu richten und dort in
Ruhe verweilen zu lassen;

> unvoreingenommen Uber die vernommenen Botschaften nachzuden-
ken und sie mit Fakten aus der Realitadt zu vergleichen, ohne dass
einzelne Skandale verallgemeinert werden, leicht Messbares gegen-
Uber schwer Messbarem starker gewichtet, Negatives im Vergleich zu
Positivem Uberbewertet wird und Chancen auf sinnvolles Gestalten
im offentlichen Sektor prinzipiell geringer geschatzt werden, sowie

> die in sachlicher Distanz von der emotionalisierten Debatte gewon-
nenen Erkenntnisse o6ffentlich und selbstbewusst auszusprechen
und den Gegenwind des Mainstream auszuhalten, ohne durch das
gesellschaftliche Disziplinierungsinstrument Schande konform ge-
macht zu werden (wer schatzt schon Ewiggestrige, Reformunwillige,
Leistungsfeindinnen, Fortschrittsverhinderlnnen?).

,Das ldeal der Demokratie beruht auf der Uberzeugung, dass die Auf-
fassung, welche die Regierung leitet, aus einem unabhangigen und spon-
tanen Vorgang hervorgeht. Es erfordert deshalb das Vorhandensein einer
grofRen, von Kontrolle durch die Mehrheit freien Sphéare, in der die Mei-
nungen der Individuen gebildet werden.?!
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3. Ist der offentliche Sektor schlechter oder anders?

Auf wenigen Gebieten der Okonomie wurden wohl so viele empirische
Studien hervorgebracht wie beim Vergleich der 6konomischen Effizienz
zwischen privater und staatlicher Tatigkeit bzw. zwischen erwerbs- und
gemeinwirtschaftlicher Produktion. Mit dem Aufkommen der Okonometrie
relativ bald nach dem der NPO (Public Choice) in der Nachkriegszeit fand
sich ein weites Anwendungsfeld vergleichender empirischer Forschung.
In der Okonometrie wurde schon damals die mathematische (induktive,
d. h. mittels Wahrscheinlichkeitsrechnung von einer Stichprobe auf eine
Gesamtheit schlieliende) Statistik eingesetzt. Der Boom auf dem Gebiet
der Effizienzvergleiche wurde auch dadurch geférdert, dass die ékono-
metrischen Methoden anfangs noch relativ einfach waren und es spéater-
hin vielfach auch noch lange geblieben sind, obwohl die Forschung im
Bereich Okonometrie — eben nicht so sehr ihre Anwendung — relativ rasch
wesentliche Fortschritte erzielte. Weiter war der Boom bei Effizienzver-
gleichen deshalb so stark, weil ihre Ergebnisse fast einhellig zu Gunsten
privater Produktion sprachen und der NPO ideologisch zupass kamen.

3.1 Vergleichsmethodik und Vergleichsinhalt zu einfach

Der mathematisch-statistische Standardmethode fiir Effizienzverglei-
che?? war und ist zum Teil heute noch die — sehr einfache, im Wesent-
lichen bloR auf der Kleinstquadratmethode beruhende — Varianzanalyse.
Sie ergibt fur unterstellte Ursache-Wirkungs-Beziehungen (z. B. Schét-
zung von Produktions- und Produktivitdtsfunktionen) und etwaige Kenn-
zahlenunterschiede (z. B. Produktivitatskennzahlen von privatem Sektor
und Staat) Ergebnisse mit gleichsam zwei Seiten ein und derselben Me-
daille: statistische Signifikanzniveaus, d. h. Wahrscheinlichkeiten, mit de-
nen der untersuchte Zusammenhang oder Unterschied festgestellt wurde
(und die entweder als hinreichend oder unzureichend fur eine Sicherung
der Vergleichsergebnisse angesehen werden) bzw. eine bestimmte (als
Anspruchsniveau gewahlte) Fehlerwahrscheinlichkeit, auf deren Grund-
lage ein kausaler Zusammenhang oder ein systematischer Kennzahlen-
unterschied gestutzt oder verworfen wird.?

Bei einfachen Varianzanalysen wurden private und staatliche Daten
gemeinsam verarbeitet (pooled cross-section analysis), und die statisti-
sche Analyse wurde unter der Annahme der strikten bzw. noch tolerablen
Vergleichbarkeit der sonstigen, unbeobachteten oder ausgeklammerten
Einflussfaktoren auf die jeweilige Effizienz von privatem Sektor und Staat
relativ bedenkenlos durchgefiihrt — mitunter durch die schlechte Daten-
lage erzwungen.?* Mit dieser Vorgangsweise wurden auch nicht vermeid-
bare Unterschiede in den Produktionsaufgaben (kommerzielle versus

212



33. Jahrgang (2007), Heft 2 Wirtschaft und Gesellschaft

politische Marktproduktion) und in den (oft auch regionalspezifischen)
Produktionsbedingungen mit gemessen und gingen unzuldssigerweise in
das Vergleichsergebnis zwischen Staat und privatem Sektor ein. Denn
man kann bei der Unterschiedlichkeit der grundlegenden Aufgabenstel-
lung und der regionalen Versorgungssicherung zwischen privatem Sektor
(mit rein 6konomischen Zielen) und Staat (mit hauptsachlich gesamtwirt-
schaftlichen, sozialen Zielen) eben nicht von einheitlichen Vergleichsbe-
dingungen ausgehen — aulder der Staat beteiligt sich aus Gewinngriinden
wie ein privater Konkurrent an der Produktion auf einem Markt fir private
Guter.

Selbst anspruchsvollere Varianzanalysen kénnen die individuelle Situa-
tion der einzelnen Organisationseinheiten oft nicht entsprechend erfassen
und fir die jeweiligen Einflussfaktoren nicht hinreichend ,kontrollieren®.?®
D. h., es werden keine sauberen Vergleichsbedingungen (quasi keine sta-
tistischen Laborbedingungen fiir die Tests auf Unterschiedlichkeit) unter
den zu vergleichenden Organisationseinheiten hergestellt, so dass die
festzustellenden Effizienzunterschiede weder wahr noch fair sein mis-
sen. Das ist flr die schwierigen Vergleichssituationen zwischen privatem
Sektor und Staat besonders offenbar, wo doch der Staat als ,Ausfallleis-
ter* (der auch diejenigen Leistungen erbringt, die private Produzentinnen
mangels Gewinn nicht anbieten) gerade in kostenintensiveren Regionen
(Peripherien, sonstigen Ungunstlagen) und unter den speziellen Auflagen
fur Outputqualitat, Gleichbehandlung und Rechenschaftsablegung im 6f-
fentlichen Sektor erbringt.

Aus diesen Grinden wurden im Zuge der Entwicklung der 6konomet-
rischen Methodenforschung nichtparametrische Verfahren entwickelt, die
speziell fur Effizienzvergleiche geeignet sind und sich schon im metho-
dischen Ansatz von jenen Varianzanalysen fundamental unterscheiden,
auf welche die Okonominnen eingearbeitet waren.? Die Vorteile nicht-
parametrischer Verfahren sind mehrfach: Es missen Produktionsfunkiti-
onen nicht algebraisch spezifiziert sein. Effizienzunterschiede brauchen
nur relativ, mitunter nur ordinal (reihend) analysiert werden (efficiency
border analysis). Eine besondere Eignung besteht in der Fahigkeit, Zu-
sammenhange aufzudecken, die mit anderen Verfahren nicht erkennbar
gemacht werden kénnen. Mehrere Inputs und Outputs kénnen (mittels
linearer Programmierung gewichtet) gemeinsam und dennoch erwerbs-
bzw. gemeinwirtschaftlich getrennt erfasst werden. Es besteht die Kom-
binationsmaoglichkeit mit Input-Output-Messungen. Somit kénnen die Ur-
sachen der Ineffizienz bestmoglich fiir jedes Vergleichssubjekt gesondert
erfasst werden.?’

Die Unzulanglichkeiten empirischer Effizienzanalysen fihren immer-
hin auch in den Bereich ihrer theoretischen Grundlagen zurlck. In der
NPO verwendet man prinzipiell das Konzept der ékonomischen Effizi-
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enz. Okonomische Effizienz ist allerdings ein Konzept, das fiir Produk-
tivitat und Kostenwirtschaftlichkeit bei der Produktion von privaten, d. h.
problemlos marktfahigen Gultern besonders gut anwendbar ist und dort
— ist 6konomische Effizienz verwirklicht — ein Gewinnmaximum unter den
herrschenden Rahmenbedingungen ergibt. Okonomische Effizienz ist da-
her ein typisch einzelwirtschaftliches, d. h. das Unternehmen bzw. den
Betrieb betreffendes Beurteilungskriterium. Im Unterschied dazu geht
gesamtwirtschaftliche Effizienz Uber die 6konomische Effizienz hinaus,
indem sie die Nutzen offentlicher Giter und der ,Uberschwappeffekte®
(,externe Nutzen®) meritorischer Guter mit einschliet und somit einen
umfassenden Wohlfahrtsbegriff meint: soziale (d. h. gesellschaftliche)
Wohlfahrt.?®¢ Meritorische Giter von ihrer Eigenschaft her private Giter,
die der Staat aber vergunstigt anbietet, weil mit ihnen hohe positive exter-
ne Effekte verbunden sind (Nutzen, die nicht unmittelbar dem Individuum,
sondern mittelbar der Gesellschaft insgesamt erwachsen). Solche exter-
nen Nutzen l&sst der kommerzielle Wettbewerbsmarkt nur in geringem
Maf entstehen, namlich insoweit, als die Konsumentlinnen dies schatzen
und mit ihrer Zahlungsbereitschaft eines entsprechend hohen Preises ho-
norieren. Anderenfalls ist die Honorierung (,Internalisierung”) der exter-
nen Nutzen ein 6ffentliches Gut, das vom Staat realisiert werden muss.

In das Konzept sozialer Wohlfahrt sind jedenfalls alle Komponenten
einzuschliel®en, die zur Lebensqualitdt im weitesten Sinn beitragen und
vielfach nicht oder nicht exakt mit Zahlen erfasst werden kénnen, son-
dern oft nur qualitativ beschrieben werden kénnen und sich deshalb je-
der Rechenhaftigkeit und jedem exakten ékonomischen (Effizienz-)Kal-
kil entziehen. Diese methodische Schwierigkeit mit der vollstandigen
Erfassung von Wohlfahrt liegt einerseits an dem qualitativen Charakter
immaterieller Wohlfahrtskriterien, andererseits an dem Fehlen von Markt-
preisen oder selbst von Schattenpreisen (einigermaf3en vergleichbaren
Preisen aus der Erwerbswirtschaft). Denn der Staat muss entweder im
Bereich hoheitlicher Aufgaben monopolistisch produzieren oder — wie-
derum gezwungenermafien — als Monopolist jene gesellschaftlichen Ri-
siken meistern, derer sich kein privater (oft nicht einmal gemeinnutziger)
Produzent annehmen kann oder will. Auf Grund dieser Sachlage macht
es Sinn, nicht bloR staatliche Inputs mit — notgedrungen auf Kostenbe-
wertung beruhenden — Outputs zu vergleichen. Vielmehr ist vom Output
des Staates der staatliche Outcome zu unterscheiden. Dieser soll die
— auf der Grundlage von gesellschaftlichem Nutzen nur grob einschatz-
baren — Ergebnisse staatlichen Handelns erfassen (soziale Sicherheit,
Vollbeschaftigung, Umweltqualitat, Gerechtigkeit usw. als Kernaufgaben
des Staates). Also ist dabei zu bertcksichtigen, welche Zielzustande der
Staat letztlich erreichen soll oder will, um dann abzuschatzen, inwieweit
dies gelungen ist.?®
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Der notwendigerweise erweiterte Outputbegriff — der Outcome — ist
einem einfachen Effizienzvergleich, der quantitativ erfolgt, aber eben
nur scheinbar exakt ist, nicht zuganglich. Ein formal exakter Vergleich
O6konomischer Effizienz zwischen Staat und Privat ist allerdings inhaltlich
wesentlich zu wenig exakt und daher aus diesem Grund verfehlt. Denn
durch empirische Vergleiche dkonomischer Effizienz wird das ,Kernge-
schaft” des Staates, das von Privaten gar nicht betrieben wird, nicht an-
gemessen erfasst. Daher sind solche Vergleiche miiRRig und kénnen leicht
auch missbrauchlich fiur politische Propaganda eingesetzt werden. Selbst
wenn dagegen argumentiert wird, in vielen Bereichen sei der Staat Pro-
duzent von Output, der auch von Privaten hergestellt wird (Marktkonkur-
renz) oder werden kann (,Bestreitbarkeit” des Marktes), bleibt der me-
thodische Knackpunkt, dass die 6ffentliche-Guter-Bestandteile staatlicher
Produktion, die sich bei Privaten (wettbewerbsbedingt) nicht finden, von
den private-Giiter-Bestandteilen des offentlichen Outcome separiert wer-
den mussen. Doch dies geschieht in den meisten Untersuchungen eben
nicht. Schliellich sind aber auf Grund der hier vorgestellten Kritik an den
theoretischen Konzepten und empirischen Methoden alternative Studien
mit neuartigen Methoden und entsprechend anderen Ergebnissen als de-
nen des Mainstream entstanden.

3.2 Neue Perspektiven — andere Ergebnisse

Camilla Stivers (2005, S. 26ff) betont, dass 6ffentliche Aktivitdten zu
sehr mit Marktproduzentinnen (Unternehmen) gleichgesetzt werden und
dass daher einseitig das Unternehmen dem 6&ffentlichen Sektor als nach-
ahmenswertes Beispiel vorgegeben wird. Indes wird die Haushaltspro-
duktion (Erziehung, Pflege, Risikoabsicherung etc.) in ihrer inhaltlichen
Annlichkeit zu den gesellschaftlichen Anliegen des (Sozial- oder Wohl-
fahrts-)Staates (soziale Wohlfahrtsmaximierung) nicht beachtet. Der
Haushalt als heimelig und flirsorglich gestalteter Lebensraum zeigt le-
bendig jene Aspekte der 6ffentlichen Vollziehung auf, die sich schlicht und
einfach einer moglichst gedeihlichen Entwicklung der Menschen anneh-
men. Hier wird auf die Qualitat der Einstellung zu und Durchflihrung von
offentlichem Handeln abgestellt — und dies sei besser als das Abzielen
auf die Kostenminimierung der zum Vergleich herangezogenen Unter-
nehmen.

John Kwoka Jr. (2005, S. 622f) stellt seine Untersuchungen darauf ab,
dass der Staat bei der Produktion von Leistungen, die im Vorhinein schwer
zu spezifizieren sind (was bei 6ffentlichen Gitern wie Versorgungsquali-
tat besonders der Fall ist), einen komparativen Vorzug gegentber Priva-
ten besitzen kann. Seine Schéatzungen fur die US-Elektrizitdtsversorgung
ergeben Folgendes: Erstens, private E-Werke weisen geringere Produk-
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tionskosten auf. Zweitens, 6ffentliche Anbieterlnnen besitzen einen Vor-
zug betreffend die Verteilungsqualitat fir die Letztverbraucherlnnen — ein
Vorteil, der in Vertragsbeziehungen nur sehr schwer festzulegen ist (etwa
zwischen E-Werken und Endverbraucherlnnen, aber auch bei der staat-
lichen Regulierung eines privaten Elektrizitdtsmarktes). Folglich kdnnen
sich Abnehmerlnnen nicht wirksam auf die unzulanglich formulierten Ver-
tradge berufen und so die Anbieterlnnen nicht effektiv darauf festnageln,
um eine optimale Gewahrleistung zu erreichen.

Damit ist bereits auch die Frage der Aullenvergabe offentlich gewahr-
leisteter Versorgungsleistungen (Leistungen der Daseinsvorsorge, Dienst-
leistungen allgemeinen Interesses) durch den Staat angerissen. Die
staatliche Vergabe von Produktionsauftragen nach aul3en (Auslagerung)
— und zwar besonders in Produktionsbereichen, wo der Staat als an-
spruchsvoller Gewahrleister eines bestimmten quantitativen und qualita-
tiven, regional ausgeglichenen und sozial orientierten Leistungsangebots
fungiert — wird von Donald Klingner, John Nalbandian und Barbara Rom-
zek (2002, S. 117f) als verkomplizierende Methode angesehen. Dadurch
werden die Transaktionskosten (Kosten der Information, Kommunikation,
Kontrolle, Steuerung etc.) Gber das Niveau erhéht, das sie bei staatlicher
Selbsterstellung der Leistungen hatten. Als spezieller Grund dafir wird
angesehen, dass die drei arteigenen ,Produktionsbereiche® Politik, Voll-
ziehung und Markte sehr unterschiedliche, oft diametrale Auffassungen
von der Wahrnehmung von Verantwortung hegen. Die ohnehin schon
grolen Schwierigkeiten im offentlichen Sektor bestehen nach Klingner
u. a. in einer Divergenz zwischen Politik und Vollziehung. Denn Politik
sei als die Suche nach einem Konsens Uber zugrunde zu legende Werte
zu sehen, um damit ein Gemeinschaftsgefiihl und soziale Kooperation
zu férdern. Indes breitet sich in der Politik und nattrlich auch in der Voll-
ziehung der Umstand aus, dass die Arbeit zunehmend aus Interaktionen
zwischen mehreren, gemaf den einzelnen Sachfragen relevanten, folg-
lich wechselnden, leider eher undurchsichtig strukturierten Partnerinnen
besteht. Statt einer kleinen Anzahl bekannter, einschatzbarer Akteurlnnen
erschwert die immer starker aufkommende neue Situation die politische
Arbeit und die Verwaltungsfiihrung.

,Das Ergebnis (der AuRenvergabe; Anm.) ist eine Situation, in der
die Herausforderung, die einander kreuzenden Erwartungen an die
Verantwortlichkeit (abgeleitet aus den drei konkurrierenden Sichtwei-
sen von Politik, Vollziehung und Markten) vereinbar zu machen, die be-
reits komplexe Aufgabenstellung des Public Management sogar noch
schwieriger macht.*°

Effizienzvergleiche, die eine solche Sicht vernachlassigen, bewirken
eine Verzerrung der Ergebnisse in Richtung einer Bevorzugung von Au-
Renvergaben. Ein weiteres, typisch gesamtwirtschaftliches Argument ge-
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gen Aullenvergaben bringt Faranak Miraftab (2004, S. 874ff) vor: deren
sozial unerwlnschten Beitrag zur Prekarisierung der Arbeitsverhaltnisse
im Privatsektor der Wirtschaft — ganz in der Intention der neoliberalen
Flexibilisierungsstrategie. Nach Auffassung Miraftabs wird durch Auf3en-
vergaben zudem noch insofern ein wesentlicher Unterschied zwischen
offentlichem und privatem Sektor aufgehoben, als die (kommunale) Re-
gierung die Einwohnerlnnen immer starker als Kundinnen mit faktisch
(wohlstandsbedingt) unterschiedlichen Anspriichen an die Versorgung
ansieht und behandelt (Motto: ,der Staat als Supermarkt®). Die steigende
Betonung und Verwirklichung des Aquivalenzprinzips im 6ffentlichen Sek-
tor ist ein Markenzeichen des Neoliberalismus. Dieses Prinzip schwacht
die Umverteilung und somit das Solidarprinzip im 6ffentlichen Sektor und
macht diesen dem Markt also ahnlicher.®!

Henry Ohlsson (2003, S. 451ff) bringt aufs Tapet, dass staatliche und
private Produktion typischerweise unterschiedliche Produktionstechniken
anwenden mussen: Erstens, in den meisten empirischen Untersuchungen
(jedenfalls bei einfachen Varianzanalysen) werden Dummy-Variablen
(erkléarende Hilfsvariablen, meist mit der Auspragung von null bzw. eins)
zur Erfassung der Unterschiede in den Effizienzniveaus verwendet (man
testet, ob diese Niveau-Dummys statistisch signifikant sind). Doch bei
unterschiedlichen Produktionstechnologien stellen Schatzansatze, die
auf Dummys beruhen, klare Missspezifikationen der Schatzgleichungen
dar. Zweitens, werden die privaten und staatlichen Daten in der Analy-
se zusammen verarbeitet (,pooled”), kann sich das Schatzmodell des-
halb sogar als logisch inkonsistent herausstellen. Bei methodisch sau-
berer Vorgangsweise gemal diesen beiden Einwanden findet Ohlsson fiir
Schweden eine héhere Kosteneffizienz fur staatliche Produktion bei der
kommunalen Mullentsorgung.

Arie Halachmi (2005, S. 255ff) bestreitet sogar die sehr intuitive Haus-
verstand-Auffassung, Leistungsmessung und -berichterstattung wirden
der Verwaltung zu héherer Produktivitat sowie verstarkter Rechenschaft
und sozialer Verantwortlichkeit verhelfen. Diese Kritik basiert auf zwei Ar-
gumenten: Erstens, die eruierten Kosten sind stets signifikant, wahrend
die mittels des Kosteneinsatzes erzielten Nutzen fir die Gesellschaft in
den meisten Fallen nur sehr vage und in den seltensten Fallen signifikant
sind; allerdings sind hohere Kosten zur Erzielung eines gréf3eren oder
besseren Outcome notig, der eben wiederum zwischen Staat und pri-
vatem Sektor nicht anndhernd exakt verglichen werden kann. Zweitens,
zwei Aufgaben des Staates werden in den Effizienzvergleichen stets ver-
mengt, obwohl zwischen der Erflllung beider Aufgaben stets ein jeweils
mehr oder minder groRer Zielkonflikt ergibt: Es sind dies Produktivitat
und Rechenschaft. Die Erfillung bestimmter Standards in der Rechen-
schaftslegung durch den Staat erfordert Ressourcen und geht somit klar
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zu Lasten der staatlichen Produktivitat (rechtsstaatliche Restriktionen des
Ressourcensparens).

Sue Frank und Gregory Lewis (2004, S. 36ff) finden mit Hilfe von US-
Daten (Selbsteinschatzungs-Interviews) einen systematisch unterschied-
lichen Einfluss der Praferenzen und Motive von staatlichen im Vergleich
zu privaten Bediensteten. DemgemaR liegt die Arbeitsproduktivitat (Leis-
tung pro Zeiteinheit) von 6ffentlich Bediensteten etwas Uber jener von
Privatbediensteten. Dabei ist der Anteil intrinsischer Motivation (d. h.,
Leistungserbringung besitzt einen Wert in sich selbst) bei 6ffentlich Be-
diensteten gréler, wahrend bei Privatbediensteten der Anteil extrinsischer
Motivationsfaktoren (Leistungsentlohnung, Aufstieg in der Karriereleiter)
Uberwiegt. Die unterschiedliche Motivationsstruktur ist mit der Art der Ar-
beitsplatze bzw. dem Inhalt der Aufgabenerfillung im 6ffentlichen im Ge-
gensatz zum privaten Sektor zu erklaren — nicht-kommerzielle Hilfestel-
lung flr andere (die Allgemeinheit) verbindet die staatlichen Arbeitsplatze
mit als besonders interessant empfundenen Aufgaben. Nicht zuletzt ist
das hoéhere Durchschnittsalter im 6ffentlichen Dienst mit einer typisch an-
deren Leistungsmotivation und Einstellung zur Leistungserbringung ver-
bunden.

Hans Gersbach und Marten Keil (2005, S. 671ff) zeigen theoretisch flr
den Fall systematisch ineffizienter 6ffentlich Bediensteter, dass selbst im
offentlichen Sektor, wo Ubliche ,Zuckerbrot und Peitsche“-Mechanismen
verschiedentlich nicht anwendbar sind, dennoch Methoden existieren,
die angewandt werden kdénnen, um zu (wahren) Produktivitatsverbes-
serungen in der staatlichen Aufgabenerfillung anzureizen. Es handelt
sich dabei um Budgetumstrukturierungen in Bezug auf die 6ffentlich Be-
diensten (positiver Zusammenhang zwischen Leistung und budgetarer
Alimentierung), Aufgaben-Neuzuweisungen an Offentlich Bedienstete
sowie Aufgabenrotationen und Wettbewerbsmechanismen. Diese spezi-
ellen Motivationsmethoden sind allerdings nicht in jedem Fall erfolgreich,
namlich dann nicht, wenn sich die 6ffentlich Bediensteten untereinander
abreden, gemeinschaftlich ineffizient zu arbeiten. Immerhin erhalten Pab-
lo Alonso und Gregory Lewis (2001, S. 363ff) eine starke extrinsische
Motivation sowohl fiir privat als auch fir 6ffentlich Bedienstete.

Das Bemerkenswerte an den neueren Studien ist nicht nur, dass sie
den zahlreichen friiheren Ergebnissen, die meist eine hohe private Uber-
legenheit demonstrieren, widersprechen, sondern v. a. auch von nord-
amerikanischen Okonomlnnen bzw. aus US-Journalen stammen, wo
doch der protestantische Norden Amerikas gleichsam die Hochburg des
neoliberalen Mainstream ist.
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4. Die liberale Marktwirtschaft:
Der Widerspenstigen Zahmung?

4.1 Eigentlich die falsche Zeit zum Schrumpfen des Staates

Mit einer speziellen ,Eurobarometer‘-Umfrage 2006 zur sozialen Reali-
tat in Europa® verschaffte sich die Europaische Kommission ein Bild von
der Befindlichkeit in EU-Europa: Politik wird demnach nur von 42% fir
wichtig erachtet, und den fiir sie mal3geblichen politischen Institutionen,
v. a. den weiter Ubergeordneten, wird wenig Vertrauen entgegengebracht.
Dennoch halten 79% gemeinnltzige Tatigkeiten fir wichtig, aber zwei
Drittel engagieren sich nicht in den vierzehn abgefragten gemeinnutzigen
Organisationen. Dabei mangelt es nicht an empfundenen Problemen. So
sind jene ,Minderheiten“ nicht zu vernachlassigen, die sich trotz (oder
wegen?) Arbeitszeitverkirzung in ihrem Beruf Gberfordert und gestresst
fuhlen (41%) und ihre Arbeit unter gefahrlichen und gesundheitsschadi-
genden Umstanden leisten missen (immerhin 14%). Mehr als die Halfte
sind mit ihren Aufstiegschancen unzufrieden (60%) — selbst wenn sie sich
einer spezielleren Ausbildung unterziehen mussten (54%). Dabei sind
auch die Arbeitslosen nicht zu vergessen. Obwohl 85% vertrauen, ihren
Arbeitsplatz zu behalten, bereitet Arbeitslosigkeit immerhin 36% Sorgen
(und das muss — entgegen der Interpretation durch Eurobarometer — kein
Widerspruch sein, sondern kann mit Blick auf die gesellschaftlichen Kos-
ten von Arbeitslosigkeit durchaus von Problembewusstsein zeugen).

Beraterlnnen der EU-Kommission (EUKO) gingen mit ihrem Arbeitspa-
pier dartber hinaus und zeichneten ein umfassendes Bild von empirischen
Fakten und unterschiedlichen Theorien zum heutigen Leben in der EU.
Erstmals sind aus diesen Kreisen auch wirkliche Besorgnis, Kritisches
und Alternatives zu vernehmen.®® Auf Auswuchse liberaler Wirtschaft wird
hingewiesen: ... (F)inanzieller Performance und persodnlicher Bereiche-
rung wurde es gestattet, die Werte gegenseitiger Verpflichtung und sozi-
aler Partnerschaft in der unternehmerischen Tatigkeit zu ersetzen.“*

Demgegeniber wird auf einen als biedermeierlich einzuschatzenden re-
signativen Riickzug in die Familie, die soziale Klasse und die Spiritualitat
hingewiesen. Was die EU am meisten betroffen machen diirfte, ist die zu
ihrer Auffassung kontrare Meinung der Blrgerinnen, dass Globalisierung
eher eine Bedrohung fur den Lebensstandard als eine Chance fiir dessen
Verbesserung sei. Offenbar fehlen vielen Menschen die guten Gelegen-
heiten auf den international immer starker integrierten Markten. Chan-
cengleichheit ist in den Augen der Bevdlkerung ein schwaches Ziel, wenn
keine starken politischen Schritte zur tatsdchlichen Realisierung gesetzt
werden, stellen die EUKO-Beraterinnen fest. Internationale Wirtschaftsin-
tegration (Globalisierung der Markte) erzeuge Uberall Gewinnerlnnen und
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Verliererlnnen, gesunde Reiche und kranke Arme, so lautet die Empirie
wie die Volksmeinung. Es ist ,ganz klar ein Mythos zu glauben, dass nur
in der angelsachsischen Welt die Ungleichheiten zunehmen*.®

Fir Osterreich wie fiir einige andere EU-Mitglieder wird eine Zunahme
der Ungleichheit konstatiert. Insbesondere auf3ern die Autorlnnen Sorge,
dass die durch die tendenzielle Polarisierung entstandenen Ungleichheiten
durch ein veraltetes, sozial selektives Bildungssystem angesichts erhdhter
Herausforderungen an kiinftige Generationen weitergegeben werden und
dadurch ein groRer werdender Verlust an Humankapital (menschlichen
Fahigkeiten) produziert wird. Bildung muss in diesem Sinn soziale Durch-
|&ssigkeit fordern. Eine Lésung durch den privaten Bildungsmarkt kann
aber gerade fur die wirtschaftlich schwachen Problemgruppen nicht er-
hofft werden. Armut ist in Europa wieder ein nicht mehr zu negierendes
Phanomen geworden. Die finanzielle Situation der Haushalte ist ein Mal}
fur die Lebenszufriedenheit, das signifikant abgenommen hat. Uber abso-
lute Armut (etwa ,Neue Armut” infolge Uberhéhter Fixausgaben und Ver-
schuldung) und Uber die Furcht vor ihr hinaus bereitet das Gefuhl der re-
lativen Benachteiligung in Europa Probleme. Das Nicht-Mithalten-Kénnen
mit Leistungszwangen, Positionswettbewerb und Konsummustern verur-
sacht Selbstwertprobleme. Die zunehmend geforderte und abgepresste
Flexibilitdt der Arbeitskrafte entbehrt meist der von der Propaganda ge-
trommelten hdéheren sozialen Sicherheit (flex-security).

.Wie die Europaische Kommission eine Zeitlang argumentiert hat, kann
Sozialpolitik ein positiver Produktivfaktor sein. Absicherung gegen soziale
Risiken beférdert den wirtschaftlichen Wandel.“3®

Das gewohnte Ansteigen der Ublich Wohlstandskennzahl ,reales BIP
pro Kopf“ zeugt nicht unbedingt von héheren Niveaus des Wohlergehens,
weil dieses eben von der Verteilung und von immateriellen Bedingungen
mitbestimmt ist. Daher sind wirtschaftliche Sicherheit, sozialer Zusam-
menhalt, soziale Einbezogenheit und Befahigung (empowerment) zusatz-
lich relevante Kategorien flr die Qualitat gesellschaftlichen Lebens. An
ihnen mangelt es langst. Fortschreitende Liberalisierung und Globalisie-
rung werden als Bedrohung fir die traditionellen Gemeinschaften, Werte
und Lebensweisen erfahren. Unter diesem Eindruck ist es wenig verwun-
derlich, dass Angste vor Neuem und Fremden verstérkt werden und es
weitgehend an jener geistigen Offenheit fur Immigrantinnen, Erfolglose,
Umverteilung zugunsten Schwacher, andere Kulturen, unkonventionelle
Ideen und alternative Lebensentwirfe mangelt, die fir Wohlfihlen und
Kreativitat, also fur ein qualitatives Wachstum, so sehr vonnéten sind.
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4.2 Privatisierung und Entsolidarisierung

All diese Probleme und Problemauffassungen sind eigentlich politische
Auftrage an den Staat, der sich zu deren Erfillung eines leistungsfahigen
offentlichen Sektors bedienen kénnen muss. Doch Politikfrust bzw. Poli-
tiklust ist mit von den Antworten abhangig, die der Staat auf diese Fragen
und Probleme gibt. Es sind entweder eng gedachte Lésungsansatze, die
sich nur um die individuelle Gewinnmaximierung und personliche Nut-
zenmaximierung kimmern und deshalb Produktions- und Konsumfreiheit
fur die Einzelwirtschaften (Unternehmen und Haushalte, nicht einzelne
Volkswirtschaften) maximieren wollen, oder weit gedachte Herangehens-
weisen, welche die gesellschaftliche Ebene und das Wohlergehen der
einzelnen Menschen in der Gesellschaft vor Augen haben.

Es geht den Europ&erlnnen aus dieser Sicht nicht um die Ablehnung
der Verfolgung des gemeinschaftlichen Ganzen, sondern gerade um das
Verwerfen einer auf individualistischer Denkweise beruhenden Politik, die
es nicht schafft und wohl auch nicht schaffen kann, ihre Versprechungen
einer maximalen Wohlfahrtsentwicklung fir alle auch nur anndhernd zu
erfullen. Dieser individualistische Denkansatz ist die Basis wirtschaftsli-
beraler Politik, die eben den auf kollektiven, sozialen Uberlegungen be-
ruhenden o6ffentlichen Sektor in die Defensive drangt. Wenn die Europa-
ische Kommission viel eher an Befahigung (access and opportunity) denn
an Absicherung der Blrgerinnen (insurance against the risks of the in-
dustrial age) denkt, so sind dennoch Budgetausweitung und Ausdehnung
der Staatsintervention eher die Basis dafiir als fiskalische Konsolidierung
(Staatsenthaltsamkeit bei den Finanzen) und Liberalisierung (Staatsent-
haltsamkeit bei den Kompetenzen). Daher ist die Zeit der Globalisierung
eigentlich die Zeit der sozialen (im Sinn von gesellschaftlichen) Gestal-
tung des Wirtschaftssystems und nicht seiner Individualisierung, seiner
wirtschafts- und sozialpolitisch unflankierten Liberalisierung und schlief3-
lich der Entsolidarisierung.

Privatisierung trifft auf immer starker liberalisierte Markte. Davon ver-
sprechen sich der Mainstream und speziell die EU-Kommission wie auch
viele nationale Politiken so ziemlich alles. Doch die Arbeitsgruppe PRE-
SOM (Privatisation and the European Social Model) (2007a,b) und die
Studien der AK Wien® zeigen das negative Bild der Geschichte der Pri-
vatisierung und ihrer sozialen (gesellschaftlichen) Folgen insbesondere
in Bereichen der Daseinsvorsorge auf: In den deregulierten und durch
Privatisierung in Bewegung gekommenen Markten steigen die Preise
tendenziell statt zu sinken. Das Argument, dies sei notig, um private In-
vestitionen in 6ffentliche Infrastruktur zu motivieren, verblasst angesichts
der dortigen Investitionsschwache. Die durch Privatisierung erzeugten
Machtvakuen verleiten zur Segmentierung der liberalisierten Markte,
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zu Konzentrationsprozessen durch Ubernahmen und Fusionen sowie
zu stillschweigenden Preiserhdhungskartellen in den entstandenen Oli-
gopolen (nur mehr wenige Anbieterlnnen sind auf dem abgeschotteten
Teilmarkt). Mégen auch die Vorteile fir die einen die Nachteile fir die
anderen Uberwiegen, so sind die Benachteiligten oft die privaten Haus-
halte und gewerblichen Kleinabnehmerinnen; unter ihnen sind die wirt-
schaftlich bzw. sozial schwachen freilich am starksten getroffen. Uberdies
leistet Privatisierung der Prekarisierung der Arbeitsverhaltnisse Vorschub.
Privatisierungen sind eben nicht nur nach betriebswirtschaftlichen Krite-
rien (insbesondere shareholder value) zu beurteilen, sondern gesamtwirt-
schaftlich und somit gesamtgesellschaftlich (stakeholder value). So gese-
hen bedrohen Liberalisierung der Markte und folglich Diskriminierung auf
den Markten gerade der Daseinsvorsorge das Europaische Sozialmodell.
Nicht umsonst sind sogar in den USA in 38 der 50 Bundesstaaten die
Energiemarkte staatlich reguliert. Jene Unternehmen, die als Beispiele
gelungener Privatisierung gefeiert werden, arbeiten vornehmlich in der
Sachgutererzeugung unter funktionsfahigen Wettbewerbsbedingungen
und hétten ihre Erfolgsgeschichte auch ohne Privatisierung geschrieben
(z. B. die Voest-Alpine oder finnische Industrieunternehmen).

4.3 Offentliche Giiter und private Losungen

Der Vormarsch der Liberalisierung und das Zurickdrangen des o6ffent-
lichen Sektors werden auch wissenschaftlich (theoretisch wie empirisch)
neu untermauert. Bis vor wenigen Jahren galten 6ffentliche Giter noch
als zwingende Ursache von Marktversagen. Vom Genuss 6ffentlicher Gu-
ter kdnnen Einzelne nicht oder nur ineffizient ausgeschlossen werden.
Darlber hinaus kénnen reine 6ffentliche Gter von vielen oder allen ge-
nossen werden, ohne dass durch die allgemeine Nutzung ein Nutzen-
verlust fur Einzelne entstiinde. Deshalb kommen &ffentliche Guter durch
kommerzielle Marktaktivitdten nicht zustande. Die auf dezentral organi-
sierten Markten fehlende Koordination einer gemeinschaftlichen Produk-
tion offentlicher Giter durch die Individuen erfordert daher eine staatliche
Bereitstellung, tber die auf dem politischen ,Markt entschieden wird.*®

Doch — eine Idee von Ronald Coase vor siebzig Jahren aufgreifend*°
— argumentiert man heutzutage zunehmend, dass Menschen soziale We-
sen seien, zu spontaner, eben nicht staatlich institutionalisierter Koopera-
tion im Kollektiv bereit. AuRerdem durch und durch wirtschaftlich rational,
strebt jede Person nach der Ausnutzung jeglicher 6konomischer Vorteile,
auch jener, die durch allseits bereitwillige Kooperation fir die Gesellschaft
als Ganze zu erlangen sind. Die noch relativ junge psychologische und
experimentelle Wirtschaftswissenschaft erklart und Uberprift dies und er-
zielt tatsachlich Ergebnisse, die auf Kooperation hindeuten. Allerdings ist
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Kooperation, die dezentral 6ffentliche Guter, wie das gemeinsame Fest-
legen einer fairen Verteilung, die kollektive Schaffung von Vollbeschafti-
gung und Nachhaltigkeit, hervorbringt, an ganz bestimmte, im sozialen
Experiment gegebene Voraussetzungen gebunden. Dazu z&hlen je nach
der situativen Gegebenheit etwa ausreichende Kleinheit und Transparenz
des Kollektivs, persdnlicher Umgang miteinander, zumindest nonverbale
Kommunikation (Blickkontakt), Wir-Geflhl oder Sympathie in der Grup-
pe, Selbstauswahl der Gruppenmitglieder, laufend auftretende gemein-
schaftliche Entscheidungen (,wiederholte strategische Spiele®), so dass
Nichtkooperation in einem Fall dann in weiteren Fallen bestraft und an-
dererseits auch gute Reputation fir Kooperationstreue aufgebaut werden
kann, Fehlen von quasi durch Erpressbarkeit gekennzeichneten ,Geisel-
haft-Situationen® (hold-ups), Kostengunstigkeit dezentraler Lésungen (hin-
reichend geringe Transaktionskosten) und Schutz vor zu hohem Wettbe-
werbsdruck, der Kooperation naturgemaf nicht zulasst, so dass sozialer
Vergleich und Lernen von Kooperation moglich ist, weiters ein Egoismus,
der aus Berechnung in Altruismus umschlagt, oder die (fast) perfekte Welt
der (nahezu) vollstandigen Information.*’

Warum sollte angesichts all dieser privaten Gestaltungsmdglichkeiten
das Ungeheuer Staat (der ,Leviathan®) mit seiner ineffizienten ,gesetzten
Ordnung“ die ,spontane Ordnung“ zwanghaft Giberlagern und stéren? An-
dererseits kann staatliche Koordination verbunden mit staatlichem Zwang
effizient oder gar noétig sein, wenn wir daran denken, dass in komplexen
Wirtschaftssystemen 6ffentliche Guter wie optimaler Naturschutz, faire
Verteilung, Preisniveaustabilitdt und Vollbeschaftigung multilateral abge-
macht und gemeinschatftlich realisiert werden sollen.*? AuRerdem wissen
wir doch, dass bezlglich der Erreichung etwa von Vollbeschaftigung dia-
metrale Auffassungsunterschiede bestehen. Sollen nun die Gesellschafts-
mitglieder in ihrer Gesamtheit Lohnsenkungen organisieren oder grof3ere
Ausgabenfreudigkeit vereinbaren? Ist diesbeziiglich das Elend der Politik
noch grofRer als das der privaten Organisation kollektiver Agenden?

5. Staatliche Politik: Die Kunst des Moglichen

Stefan Collignon (2007, S. 126) zitiert den US-Okonomen John Kenneth
Galbraith mit folgenden Worten: ,Politik ist nicht die Kunst des Mdglichen.
Sie besteht im Wahlen zwischen dem Desastrésen und dem Unange-
nehmen.” (Ubersetzung des Verf.)

Offenbar verweist dieses Zitat bei Collignon auf dessen Hinneigen, die
doch eigentlich von Menschen gemachten 6konomischen Zusammen-
hange auf den Markten als unveranderliche ,Sachzwange® anzusehen
und gegenulber wirtschaftspolitischen Interventionen in Markte skeptisch
zu sein. Seine Oberziele sind die europaische Integration und letztlich der
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Abbau von Fremdenfeindlichkeit und kriegerischer Gewalt. Doch dem ord-
net er offenbar die wirtschaftspolitische Gestaltung auf nationaler Ebene
unter, weil er darin Nationalismus, Fremdenfeindlichkeit etc. sieht.** Dabei
ubersieht Collignon wohl, dass es in der Politik nicht darauf ankommen
soll, ,in Schénheit zu sterben®, d. h., nur auf wirksame multilaterale (inter-
nationale bis globale) Regelungen der Wirtschaftspolitik zu setzen und lan-
ge vergeblich darauf zu hoffen, ohne realistischere Ansatze zu verfolgen.
Denn solange sich solche Ideallésungen als unrealisierbar oder unprakti-
kabel erweisen, steht den gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Nachteilen des politischen Liberalisierens und Nicht-Handelns Tur und
Tor offen. Die fortschreitenden Strukturreformen und ihre auflaufenden
negativen Folgen erschweren eine politische Umkehr zunehmend oder
verhindern sie sogar. Damit ist nicht nur Deregulierung der Wirtschaft ge-
meint (die in Vertragswerken wie dem GATS-Vertrag niedergelegt ist oder
im Verfassungsvertrag flr Europa festgeschrieben werden soll und allein
deshalb kaum umkehrbar ist), sondern auch die Politik des billigen Priva-
tisierens, die eine Wiederverstaatlichung unerschwinglich macht. All das
kann einem nur unwesentlich erscheinen, wenn als Alternative dazu letzt-
lich nur Chauvinismus, Fremdenhass und Krieg in Europa gesehen wird.

Anders gesehen verlangt eine wirtschaftlich und politisch friedliche
Entwicklung neben befriedigenden Niveaus gerade eine akzeptable Ver-
teilung von Beschaftigung, Wohlistand und Umweltqualitat sozialer und
Okologischer Natur, die eben bei Versagen supra- und internationaler In-
stitutionen ihren Platz auf nationaler oder jeweils bilateraler Ebene haben
muss. Gerade der aufgeklarte, entwicklungsbezogene und an rationale
Bedingungen geknlipfte Schutz einer Wirtschaft und Gesellschaft (,Pro-
tektionismus*, so negativ er auch belegt ist) Iasst sich entwicklungs- und
institutionenékonomisch rechtfertigen** — au3er man sieht Liberalisierung
als Garantin fur Wettbewerb und diesen wiederum als Garanten fur all-
gemeine Wohlfahrt an. Gerade dies entspricht aber nur wenig den Fak-
ten der neoliberalen, staatsskeptischen, wohlfahrtsstaatsfeindlichen Ara.
Wenn schon viele grof3e, schwierige Aufgaben infolge der Liberalisierung
um uns herum zu l6sen sind, so braucht es dazu eher einen starken
Staat, der aktiv und solidarisch gestaltet (interveniert, reguliert und sti-
muliert, konjunkturell stabilisiert und sozial ausgleicht), statt sich zurlck-
zuziehen (zu deregulieren, zu privatisieren, zu regredieren).*® Soll daher
Politik nicht doch mdéglichst frei sein von Sachzwangen und sich von ihnen
freimachen, also doch die eher die Kunst des Mdéglichen als die Wahl des
geringeren Ubels sein? Oder ist dieser Anspruch (iberzogen?

Der héhere Anspruch an die Politik widerspricht nicht Collignons Pla-
doyer fur eine echte Demokratisierung der EU durch eine wesentliche
Aufwertung des Européischen Parlaments, doch kann dieser Schritt zu
spat kommen. In diesem Sinn setzt die erwlinschte Demokratisierung und
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Verbesserung der Wirtschaftspolitik voraus, dass bis dahin die nationalen
Regierungen darauf dringen, dass die Interessen der Liberalisierungsver-
liererinnen nicht geopfert werden, weder durch die normative Kraft des
Faktischen — den fortgesetzt unsozialen Trend — noch ausdricklich nor-
mativ durch eine Verfassung, die der intellektuellen Offenheit entbehrt,
den gegenwartigen neoliberalen Mainstream festschreibt und ihn schwer
umkehrbar macht.*

» (W)enn politische Entscheidungen (durch Liberalisierung; Anm.)

privatisiert werden, verschwindet die demokratische Kontrolle. (...) Das
Wesen eines demokratischen Staates besteht in dem Umstand, dass
jeder Birger und jede Birgerin durch das allgemeine Wahlirecht glei-
chen Einfluss auf die Politik hat. (...) In dem MaR, in dem die Neoli-
beralen den Staat schrumpfen, greifen sie auch die demokratischen
Rechte der Birgerlnnen — die Grundlage republikanischer Souverani-
tat — an. Wenn man den Anspruch der Gleichheit ernst nimmt, muss
die demokratische Linke die Demokratie auf europaischer Ebene als
das Instrument bentitzen, um die neoliberale Schieflage zu korrigieren.
(...) Nicht zufallig betont die Theorie der Gerechtigkeit, dass eine gute
Verfassung wertneutral in Bezug auf den Inhalt konkreter Politiken sein
muss, wahrend die Regeln fir das Politikmachen die Grundsatze der
Fairness und Gerechtigkeit widerspiegeln missen.“’

6. Zusammenfassung

Neoliberale Auffassungen sind ldngst hegemonial und internalisiert. Die
wirtschaftswissenschaftlichen Wurzeln finden sich in der Neuen Politischen
Okonomie. Sie sieht den Staat als Inbegriff von Egoismus, Ineffizienz und
skrupellosem Machtstreben. Doch — richtig verglichen — arbeitet der Staat
vielfach nur scheinbar weniger effizient als Private. Seine Hauptaufga-
be ist die Produktion 6ffentlicher Giter, die mit der Herstellung privater
Guter kaum verglichen und somit nicht mit undifferenzierten Methoden
und gleichen Mal3stdben gemessen werden kann. Der Staat ist Spezialist
fur offentliche Giiter, weil seine Bediensteten besonders gemeinwohlori-
entiert sind und die private Produktion 6ffentlicher Glter nur unter ganz
engen Bedingungen effizient ist. Arbeitet der Staat teils tatsachlich we-
niger effizient, kann man die Anreizkompatibilitat herstellen, statt durch
Privatisierung Marktversagen zu mehren oder durch Aul3envergabe die
Administration noch komplizierter zu machen und zur Prekarisierung der
Arbeit beizutragen. Privatisierungen in Bereichen der Daseinsvorsorge
erweisen sich als weitere Entsolidarisierung der Gesellschaft. Ein Rlck-
zug des offentlichen Sektors ist zur Zeit falsch.
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wahrend (reine) offentliche Giter in dieser Hinsicht durch Nichtrivalitdt und Nichtaus-
schlieBbarkeit gekennzeichnet sind, was ihre arteigene Problematik begrindet.

2 Rossmann (1999) 43 ff.

% Klingner u. a. (2002) Abstract, eigene Ubersetzung.

31 Miraftab (2004) demonstriert am Beispiel der ausgegliederten Millentsorgung im neo-
liberalen Kapstadt die speziellen Art und Weise, auf welche die neoliberale Regierung
in ihrer Post-Apartheid-Phase Geschlechterideologien und die Rhetorik der Freiwilli-
genarbeit und des Empowerment einsetzt, um die unterbezahlte und prekare Arbeit der
Einwohnerlnnen im kommunalen Dienstleistungsbereich in armen schwarzen Stadt-
teilen zu nitzen.

%2 Europaische Kommission (2007) 83

3 Liddle, Lerais (2007) 5, 7, 10 ff., 15, 18 f,, 22, 24, 27, 29 ff., 39, 41,

% Ebd. 10, eigene Ubersetzung.

% Ebd. 30, eigene Ubersetzung.

% Ebd. 11, eigene Ubersetzung.

87 Z. B. Atzmiller, Hermann (2004), Haas u. a. (2004), Kirchner (2005).

% Willner (2003).

3% Nowotny (1996) 37 ff.

40 Bofinger (2006) 272 ff., 280.

41 Hindriks, Pancs (2002) 335 ff., Page u. a. (2005) 1032 ff., Bofinger (2006) 171 f., 174 ff.,
Palfrey/Prisbrey (1997) 829 ff., Vanberg (2001) 3 ff., Bartel (1994a), Frey/Meier (2004)
1717 ff., Martimort (2005) 149 ff.

42 Bartel, Kepplinger, Pointner (2006), 27 ff., 40. ff, 114 ff., insbes. 144 ff.

4 Rechtsgerichtete Populisten verlangen nach niedrigeren Léhnen und Steuern und nach
Schutz vor ausléndischer Konkurrenz. Linksgerichtete Populisten stellen sich dem Sen-
ken der Lohne entgegen, fiir das sie eingewanderte Arbeitskrafte verantwortlich ma-
chen, und verlangen oft eine Lockerung der Geldpolitik und Handelsprotektionismus.
Beide AuRerungsformen des Populismus haben Fremdenfeindlichkeit gemein. Sie sind
deshalb ein Hindernis fiir européische Integration. Das wirkliche Problem ist aber nicht
Globalisierung oder das Offnen von Markten. Was vielmehr fehlt, ist eine faire und ge-
rechte Einkommenspolitik, welche die Verlierer der Marktintegration entschadigt, indem
die Zuwachse umverteilt werden. Eine solche Politik kann aber in nationalem Rahmen
nicht verwirklicht werden.” In: Collignon (2007) 128, eigene Ubersetzung.

4 BEIGEWUM (2005) 41 ff.

4 Bartel, Kepplinger, Pointner (2006), 317 ff.

46 Altvater u. a. (2005) 3, 9, 12.

47 Collignon (2007) 129, 131, eigene Ubersetzung.

Literatur

Alonso, Pablo; Lewis, Gregory B., Public Service Motivation and Job Performance: Evi-
dence from the Fewderal Sector, in: The American Review of Public Administration
31/4 (2001) 363-380.

Altvater, Elmar; Fisahn, Andreas; Gerstenberger, Heide; Huffschmid, Jorg; Karrass, Anne;
Mahnkopf, Birgit, Eine andere Verfassung ist moglich. Anforderungen an eine européa-
ische Verfassung — Positionen der EU-AG des wissenschaftlichen Beirates von Attac
Deutschland (2005); www.attac.de/ueber-attac/beirat/andere-verfassung.rtf.

Atzmiiller, Roland; Hermann, Christoph, Zur Zukunft &ffentlicher Dienstleistungen, Bd. 2,

227



Wirtschaft und Gesellschaft 33. Jahrgang (2007), Heft 2

Liberalisierung 6ffentlicher Dienstleistungen in der EU und Osterreich. Auswirkungen
auf Beschéaftigung, Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen, hrsg. von der AK
Wien (Wien 2004).

Bartel, Rainer, Struktur- und Zeitreihenmodelle der Okonometrie: Eine Gegeniiberstellung
der Probleme, in: WiSt 20/7 (1991) 322-326.

Bartel, Rainer, Egoismus, Altruismus und Effizienzgestaltung im &ffentlichen Bereich. Ar-
gumente und Implikationen, in: Wirtschaft und Gesellschaft 20/2 (1994a) 231-246.
Bartel, Rainer, Kontrolle und Beratung in der Wirtschaftspolitik, in: Wirtschaftspolitische

Blatter 41/4 (1994b) 442-462.

Bartel, Rainer, Anreizmechanismen fir eine effiziente Finanzkontrolle, in: Theurl, Engel-
bert u. a. (Hrsg.), Kompendium der 6sterreichischen Finanzpolitik (Wien — New York
2002) 184-207.

Bartel, Rainer, Globalisierung, (Oko-soziale) Marktwirtschaft Globaler Marshall-Plan (=Ar-
beitspapier des Regierungsbiiros Landesrat Kepplinger, Linz 2005a); www.econ.jku.
at/bartel/OekosozialeMarktwirtschaft.htm.

Bartel, Rainer, Effizienzvergleiche zwischen Staat und Privat. Eine methodische Zurecht-
rickung friherer Ergebnisse (=Arbeitspapier im Blro Landesrat Kepplinger, Linz
2005b); www.econ.jku.at/Effizienzvergleiche.htm.

Bartel, Rainer, Okonomische Liberalisierung als Machttransfer: politische Instrumentalisie-
rung der Markte und das Wohl oder Weh der Konsumentlnnen, erscheint in: Schmut-
zer, Manfred E. A.; Kollmann, Karl (Hrsg.), Machte des Marktes — Der ohnméachtige
Verbraucher? (Wien 2007).

Bartel, Rainer; Kepplinger, Hermann; Pointner, Johannes, Besser als Neoliberalismus: So-
lidarische Wirtschaftspolitik (Wien 2006).

Bartel, Rainer; Vorbach, Judith, Es gibt immer eine Alternative. Beispiele fiir eine mogliche
Umkehr der Wirtschaftspolitik von und in der EU, in: WISO 28/1 (2005) 57-83.

BEIGEWUM (Hrsg.), Mythen der Okonomie. Anleitung zur geistigen Selbstverteidigung in
Wirtschaftsfragen (Wien 2005).

Bofinger, Peter, Grundzuge der Volkswirtschaftslehre. Eine Einflhrung in die Wissenschaft
von Markten (2. Aufl., Minchen u. a. 2006).

Cohen, Daniel, What caused the rise of conservatism — a French view, in: Economic Policy
3/2 (1988) 195-219.

Collignon, Stefan, Democratising Europe, in: Social Europe — the journal of the european
left 2/3 (2007) 126-132.

Europaische Kommission, European Social Reality. Special Eurobarometer 273; http://
ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_273_en.pdf (Brissel 2007).

Frank, Sue A.; Lewis, Gregory B., Government Employees. Working Hard or Hardly Wor-
king?, in: The American Review of Public Administration 34/1 (2004) 36-51.

Frey, Bruno S.; Meier, Stephan, Social Comparisons and Pro-social Behavior: Testing
~Conditional Cooperation” in a Field Experiment, in: American Economic Review 94/5
(2004) 1717-1722.

Galbraith, John K., Power and the Useful Economist, in: The American Economic Review
63/1 (1973) 1-11.

Gersbach, Hans; Keil, Marten, Productivity Improvements in Public Organisations, in: The
Economic Journal 115/6 (2005) 671-688.

Haas, Reinhard u. a., Zur Zukunft 6ffentlicher Dienstleistungen, Bd. 3, Liberalisierung 6f-
fentlicher Dienstleistungen in der Europaischen Union und Osterreich. Auswirkungen
auf Preise, Qualitat, Versorgungssicherheit und Universaldienste in den Sektoren En-
ergie und Post, hrsg. von der AK Wien (Wien 2004).

Halachmi, Arie, Performance measurement: test the water before you dive in, in: Interna-
tional Review of Administrative Science 71/2 (2005) 255-266.

228



33. Jahrgang (2007), Heft 2 Wirtschaft und Gesellschaft

Hayek, Friedrich A., The Constitution of Liberty (London — Henley 1960).

Hindriks, Jean; Pancs, Romans, Free Riding on Altruism and Group Size, in: Journal of
Public Economic Theory 4/3 (2002) 335-346.

Kirchner, Gunda, Energiesektor, in: Zur Zukunft 6ffentlicher Dienstleistungen, Bd. 6, hrsg.
von der AK Wien (Wien 2005).

Klingner, Donald E.; Nalbandian, John; Romzek, Barbara, Politics, Administration, and
Markets: Conflicting Expectations and Accountability, in: The American Review of Pu-
blic Administration 32/2 (2002) 117-144.

Kwoka, John E., Jr, The comparative advantage of public ownership: evidence from U.S.
electric utilities, in: Canadian Journal of Economics 38/2 (2005) 622-640.

Ledyard, J. Oliver, Incentive Compatibility, in: Eatwell, John u. a. (Hrsg.), Allocation, Infor-
mation and Markets (London — Basingstroke 1990) 141-151.

Liddle, Roger; Lerais, Frederic (2007), A Consultation Paper from the Council of European
Policy Advisers. Europe’s Social Reality; www.social-europe.eu/fileadmin/user_upload/
Announcements/SOCIAL_REALITY_FEB_2007.pdf.

Martimort, David; De Donder, Philippe; de Villemeur, Etienne Billette, An Incomplete Con-
tract Perspective on Public Good Provision, in: Journal of Economic Surveys 19/2
(2005) 149-180.

Miraftab, Faranak, Neoliberalism and casualization of public sector services: the case of
waste collection services in Cape Town, South Africa, in: International Journal of Ur-
ban and Regional Research 28/4 (2004) 874-892.

Moore, Adrian; Nolan, James; Segal, Geoffrey F, Putting Out The Trash. Measuring Muni-
cipal Service Efficiency in U.S. In: Urban Affairs Review 41/2 (2005) 237-259.

Mueller, Dennis C., Public choice II. A revised edition of Public choice (Cambridge 1989).

Nowotny, Ewald, Der 6ffentliche Sektor. Einfiihrung in die Finanzwissenschaft (3. Aufl.,
Berlin u. a. 1996).

Ohlsson, Henry, Ownership an Production Costs: Choosing between Public Production
and Contracting-Out in the Case of Swedish Refuse Collection, in: Fiscal Studies 24/4
(2003) 451-476.

Page, Talbot; Putterman, Louis; Unel, Bulent, Voluntary Association in Public Goods Ex-
periments: Reciprocity, Mimicry, and Efficiency, in: The Economic Journal 115/7 (2005)
1032-1053.

Palfrey, Thomas R.; Prisbrey, Jeffrey E., Anomalous Behavior in Public Goods Experi-
ments: How Much and Why? In: The American Economic Review 87/5 (1997) 829-
846.

PRESOM, Newsletter 1 (Februar 2007a).

PRESOM, Newsletter 1 (Mai 2007b).

Rossmann, Bruno, Hat das Reformmodell Neuseeland Vorbildcharakter? In: Beirat flr
Wirtschafts- und Sozialfragen (Hrsg.), Modernisierung des offentlichen Sektors —
Chancen und Grenzen von New Public Management (Korneuburg 1999) 43-53.

Sandner, Gunther, Der dritte Weg als politische Theorie. Konstruktiver Pragmatismus als
Programm, in: Hein, Eckehard; Heise, Arne; Truger, Achim (Hrsg.), Neu-Keynesianis-
mus. Der neue wirtschaftspolitische Mainstream? (Marburg 2005) 281-297.

Schneider, Friedrich; Bartel, Rainer, Gemeinwirtschaft versus Privatwirtschaft. Ein Effizi-
enzvergleich (Wien 1989).

Speth, Rudolf, Die politischen Strategien der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (Dis-
seldorf 2004); www.boeckler.de/pdf/fof_insm_studie_09_2004.pdf.

Stivers, Camilla, A Place Like Home. Care and Action in Public Administration, in: The
American Review of Public Administration 35/1 (2005) 26-41.

Stockhammer, Engelbert, Drei neoliberale Mythen zu Léhnen und Profiten, in: WISO 30/1
(2007) 49-72.

229



Wirtschaft und Gesellschaft 33. Jahrgang (2007), Heft 2

Vanberg, Viktor, Cooperation, Clubs and Exit, in: Journal of Public Choice and Institutional
Economics 1/1 (2001) 3-19.

Walther, Herbert, Wirtschaftspolitische Spielrdaume und Globalisierung: Das Beispiel des
Steuerwettbewerbs, in: WISO 30/1 (2007) 133-158.

Willner, Johan, Privatisation and Public Ownership in Finland (=CESifo Working Papers
1012, Miinchen 2003).

Zusammenfassung

Neoliberale Auffassungen sind lAngst hegemonial und internalisiert. Die wirtschaftswissen-
schaftlichen Wurzeln finden sich in der Neuen Politischen Okonomie. Sie sieht den Staat
als Inbegriff von Egoismus, Ineffizienz und skrupellosem Machtstreben. Doch — richtig
verglichen — arbeitet der Staat vielfach nur scheinbar weniger effizient als Private. Seine
Hauptaufgabe ist die Produktion offentlicher Glter, die mit der Herstellung privater Giter
kaum verglichen und somit nicht mit undifferenzierten Methoden und gleichen MaRstaben
gemessen werden kann. Der Staat ist Spezialist fur 6ffentliche Guter, weil seine Bediens-
teten besonders gemeinwohlorientiert sind und die private Produktion &ffentlicher Guter
nur unter ganz engen Bedingungen effizient ist. Arbeitet der Staat teils tatsachlich weniger
effizient, kann man die Anreizkompatibilitdt herstellen, statt durch Privatisierung Markt-
versagen zu mehren oder durch AuRenvergabe die Administration noch komplizierter zu
machen und zur Prekarisierung der Arbeit beizutragen. Privatisierungen in Bereichen der
Daseinsvorsorge erweisen sich als weitere Entsolidarisierung der Gesellschaft. Ein Riick-
zug des offentlichen Sektors ist zur Zeit falsch.
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Erbschaften und Vermogensungleichheit
in Osterreich

Martin Schiirz*

Der Artikel untersucht die Frage, inwiefern Erbschaften zur Ungleichheit
in der Vermdgensverteilung in Osterreich beitragen. Die Analyse basiert
auf den Daten einer Haushaltsbefragung der OeNB und ist eingeengt auf
die Charakteristika der Erben und die Hohe von deren Erbschaften. Diese
Querschnittsdaten kdnnen Hinweise zum Zusammenhang von Vererbung
und sozialer Ungleichheit liefern.

Im ersten Teil des Artikels wird ein geraffter 6konomischer Literatur-
Uberblick zum Thema des Vererbens und Erbens gegeben. Der Schwer-
punkt hierbei liegt auf dem Zusammenhang zwischen Erbschaft und Ver-
mogensverteilung.

Im zweiten Teil werden die Ergebnisse der OeNB-Haushaltsbefragung
2004 hinsichtlich Erbschaften referiert und soziodemographische Cha-
rakteristika der Erben in Osterreich diskutiert.

Der dritte Part des Beitrags zielt auf einen Landervergleich der Oster-
reichischen Ergebnisse mit einigen rezent harmonisierten Daten der Lux-
embourg Wealth Study (LWS)," um die Robustheit der Osterreichischen
Ergebnisse abzuschatzen.

1. Einleitung

Zwischen Erbschaften und Vermdgensverteilung besteht ein wechsel-
seitiger Zusammenhang. Ubertragungen (Erbschaften und Schenkungen)
spielen beim Vermdgensaufbau eine wichtige Rolle, und die akkumulier-
ten Vermdgen bilden die Grundlage fir Schenkungen und Vererbungen.?

Zu den Auswirkungen von Vererbungen auf die Vermdgensverteilung gibt
es empirische Anhaltspunkte in einander entgegengesetzte Richtungen.
Es kdnnen sowohl Ungleichheit verstarkende als auch Ungleichheit mil-
dernde Effekte vermutet werden. Die bestehende Vermdgensungleichheit
lasst vermuten, dass die Chancen, eine Erbschaft zu erhalten, sozial un-
gleich verteilt sind. Hohere Bildungsschichten und Bezieherlnnen héherer
Einkommen haufen héhere Vermdgen an, und dies sollte zu héheren Erb-
chancen der Nachkommen flihren. Es kann aber auch gemutmaldt wer-
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den, dass die Erbschaften bei niedrigen Vermdgen relativ einen héheren
Anteil ausmachen und demnach die Vermdgensungleichheit reduzieren.
Eine hohe Erbschaft bei einem Vermégensarmen kdnnte anteilsmaiig ei-
nen héheren Betrag ausmachen als bei einem Vermdgensreichen.

Statistische Ungleichheitskonzepte sind stets normativ aufgeladen. Zu
unterscheiden ist vorab zwischen verschiedenen Formen der Ungleich-
heitsmessung: Eine relative Ungleichheitsperspektive achtet auf die in-
dividuellen Anteile am gesamten in der Bevdlkerung verfigbaren Verméo-
gen.? Diese Auffassung ist in Armutsberichten haufig anzutreffen.

Klevmarken (2004) etwa belegt, dass die Netto-Gesamtvermdgensver-
teilung mit Erbschaften und Schenkungen gleicher ist als ohne. Fir die-
sen moglicherweise Uberraschenden Befund spricht, dass Erbschaften
von Vermdgenden zumeist auf mehrere Erben verteilt werden und Ver-
maogen von alteren Vermdgensreicheren zu jingeren Vermbgensarmeren
transferiert wird.

Ein absolutes Vermdgensungleichheitskonzept hingegen untersucht die
Vermdgensabstande zwischen Arm und Reich. Der Variationskoeffizient
ware dann kein geeignetes Mal3.* Wenn die bereits Vermégenden hdhere
Summen erben, wiirde die Vermdgensungleichheit diesem Konzept zufol-
ge steigen.® Szydlik (1999) und Schlomann (1991) folgen etwa einem sol-
chen Konzept. Aus einem allfalligen Rickgang der Vermoégensungleich-
heit kann nicht abgelesen werden, dass Erbschaften keinen Beitrag zur
sozialen Reproduktion von Ungleichheit leisten, denn die vermdgenden
Haushalte verweigern haufiger Angaben zum Vermdgen. Die faktische
Ungleichheit der Vermdgensverteilung wird daher unterschatzt.

Zu fragen ware auch nach der finanziellen Verwendung der Erbschaften.
Werden die geerbten Mittel konsumiert oder gespart? Hierflr bieten die
Osterreichischen Daten keine Antwort. Fur Deutschland gilt, dass weni-
ger vermogende Haushalte eine héhere Sparneigung aus den erhaltenen
Erbschaften aufweisen als vermdgende Haushalte® Dies spricht fiir die
These der fehlenden Sparfahigkeit einkommensschwacher Menschen
und gegen die Hypothese von der fehlenden Sparbereitschaft auf Grund
von fehlendem Finanzwissen oder kurzfristiger Ausgabenorientierung.’

In den letzten Jahrzehnten hatte eine Generation die Méglichkeit, Ver-
mdgenswerte zu akkumulieren, ohne dass Kriege, Wahrungsreformen
oder Umweltkatastrophen zu Brichen im Vermdgensaufbau geflihrt hat-
ten. Dies erschwert eine vergleichende historische Betrachtung. Es kann
jedenfalls vermutet werden, dass die Zahl der Erbschaften gestiegen ist
und weiter steigen wird.

Fir eine Haushaltsbefragung ist das Erben und Vererben kein leicht
zugangliches Thema. Geld und Tod werden in Gesprachen oft tabuisiert.
Da in den meisten Landern nicht direkt auf Nachlassdaten zugegriffen
werden kann, ist man zumeist auf Haushaltsbefragungen angewiesen.®
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2. Selektiver 6konomischer Literaturiiberblick

In der Okonomie werden zum Thema ,Erben und Vererben® vorrangig
drei Fragen untersucht: Warum vererben Menschen? Wie legitim sind
Erbschaften? Wie viel an Vermdgen (bzw. welche Art von Vermdégen) er-
ben Menschen?

Die erste Frage zielt auf die unterschiedlichen dkonomischen Auswir-
kungen verschiedener Motivationen beim Vererben, die zweite auf die
Rechtfertigungen eigentumsrechtlicher Uberlegungen und die dritte auf
eine mdglicherweise wichtige Quelle individueller Vermdgensakkumula-
tion.

2.1 Warum vererben Menschen?

Das mikro6konomische Interesse am Thema der Erbschaften zielt auf
maogliche Motivationen des Vererbens. Unterschiedliche Motive beim Ver-
erben haben ein spezifisches Ausgabe- und Sparverhalten zur Folge und
auch unterschiedliche Auswirkungen auf die Vermdgensverteilung.

Erbschaften kommen meist von den Eltern und sind Ausdruck familialer
Generationenbeziehungen. Im Erbe materialisiert sich oftmals die Bezie-
hung zwischen verstorbenen und lebenden Familienmitgliedern.

Das Interesse der Okonomie an den Vererbungsmotivationen ist aber
ein begrenztes. So will man nicht die ambivalente Motivstruktur beim Ver-
erben analytisch durchdringen, sondern nur mdgliche unterschiedliche
Auswirkungen auf Kapitalakkumulation abschatzen.

Eine erste Anndherung an den Themenkomplex ware dann die Frage,
ob Vererben intentional erfolgt oder einfach durch einen unerwarteten To-
desfall passiert (siehe Abschnitt 3.3). Die Altersvorsorge, die Vorsorge
fur Einkommensrisiken, die Kinderziehung, Prestige, Macht und das Ver-
erbungsmotiv weisen auf eine Vielzahl von Faktoren, die bei der Vermé-
gensbildung eine Rolle spielen kénnen.

Menschen erwerben Vermdgen auf zwei Arten: Sie sparen es aus dem
Einkommen, oder sie erhalten es von anderen Menschen. Die erste Mog-
lichkeit wird unter Lebenszyklussparen subsumiert. Die zweite Variante
umfasst Transfers in Form von Geschenken oder Erbschaften.

Vereinfachend werden in der 6konomischen Literatur priméar drei Motive
des Vererbens unterschieden: zufalliges Vererben, altruistisches Verer-
ben sowie strategisches Vererben.®

Im Rahmen der urspringlichen Lebenszyklushypothese spielt die Ab-
sicht, etwas zu vererben, keine Rolle.® Menschen sparen nur flr das Alter
und zur Vermeidung von unvorhersehbaren Einkommensausfallen. Erben
kann daher nur zufallig passieren. Verteilungseffekte innerhalb der Fa-
milie sind nicht beabsichtigt, und eine Auswirkung auf die Sparneigung

233



Wirtschaft und Gesellschaft 33. Jahrgang (2007), Heft 2

der unfreiwilligen Erblasser ergibt sich nicht. Das nicht existente Erbmotiv
kann zufallig zu einer Erhéhung der Vermogensmobilitat zwischen den
Generationen flhren.

Diverse Indikatoren sprechen dafir, dass die Lebenszyklushypothese
die Komplexitat des Sparvorgangs unterschatzt. Wenigstens die Armen
und die Reichen folgen anderen Verhaltensmustern. Die einen, weil sie im
Lauf ihres Erwerbslebens kein Vermdgen aufbauen kdnnen, und die an-
deren, weil sie nach Ende des Erwerbslebens nicht vollstadndig entsparen.
Ein Verweis auf Unvollkommenheiten der privaten Rentenversicherungen
ist nicht hinreichend, eine erweiterte Lebenszyklushypothese zu stitzen.
Wird etwa Geld in eine Ablebensversicherung investiert, wird man nach
weiteren Motiven des Sparens suchen mussen. Waren die Menschen nur
an ihrem individuellen Dasein interessiert, dann sollten sie ja eher Versi-
cherungen gegen gesundheitliche Risiken abschlief3en.

Vermbégende Menschen mit einem altruistischen Vererbungsmotiv be-
achten nicht nur ihre eigene Nutzenfunktion, sondern auch jene ihrer
Nachkommen. Diese Personen wiirden demnach versuchen, die Einkom-
mensunterschiede zwischen den Generationen innerhalb der Familie zu
mindern. Altruismus beim Vererben fihrt zu dynastischen Erbstrukturen.
In der Folge wtrde die gesellschaftliche Ungleichheit durch die altruis-
tische Familienorientierung aber ansteigen. Die massive Vermdgensun-
gleichheit indiziert die unterschiedlichen Mdglichkeiten, in Humankapital,
Sozialkapital und direkte Vermogenstransfers zu investieren.

Paternalistisches Erben bedeutet, dass die Eltern entscheiden, was gut
fur ihre Kinder ist, sie vererben ihnen bestimmte Konsummaglichkeiten
(bequests-as-consumption model). Erbschaften gehen in die Nutzenfunk-
tion der zuklinftigen Erblasser wie Ausgaben ein.

Tabelle 1: Verteilungswirkungen verschiedener Erbschaftsmotive

Zufallig Altruistisch Paternalistisch | Tausch
Vererbungsmotivation Keine dynastisch Freude des strategisch
Gebens
Zwischen Eltern und Neutral ausgleichend | Neutral neutral
Kindern
Zwischen Geschwistern | Neutral ausgleichend | Neutral neutral
Auf soziale Ungleichheit | ungewiss | verstarkend Schwach schwach bzw.
verstarkend ungewiss
Exemplarische Literatur | Davies Lord, Modigliani Bernheim et
(1981, Rangazas (1975, 1988) al. (1985)
1982) (1991)

Quelle: Pestieau (2003), eigene Erweiterungen.
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Beim strategischen Vererben versuchen die Erblasser, das Verhalten
der zukilnftigen Erben zu beeinflussen. Hilfeleistungen im Alter werden
gegen eine mdgliche Erbschaft getauscht. Demnach bestiinde ein posi-
tiver Zusammenhang zwischen dem vererbbaren Vermdgen und der Zu-
wendung der Nachkommen gegeniiber den Erblassern.!” Empirische Be-
statigungen dafir stehen aus und waren vermutlich schwer zu erbringen.
Jedenfalls setzt das Erbrecht mit Pflichtteilregelungen einer Suche nach
dem optimalen Erben gewisse Grenzen.

Daneben werden in der Literatur einige weitere Vererbungsmotive an-
gefuhrt. Fur die sehr Vermdgenden kénnte das kapitalistische Motiv von
Relevanz sein. Das Ziel der kapitalistischen Akkumulation ware dann die
Hinterlassenschaft selbst und nicht das Wohlergehen der Uberlebenden
Familienmitglieder. Das Vermdgen wirde erhalten bleiben, um quasi eine
unléschbare Spur des Verstorbenen (zumeist Unternehmen) zu zeigen.

Die Identifikation von Vererbungsmotiven koénnte wirtschaftspolitische
Implikationen (etwa bei der Sparférderung) haben. Ein Vererbungsmo-
tiv sollte zu einer héheren Sparquote fiihren. Die Kohorte mit den Ver-
erbungsabsichten spart mehr, und dies sollte auch nicht kompensiert
werden durch die wegen der Antizipation der Erbschaft geringere Spar-
leistung der zukulnftigen jingeren Erben.

Eine Prifung dieser idealtypischen Erbmotive ist mithilfe von Mikrodaten
nur sehr eingeschrankt moglich. Zwar kénnen ,Vererbungsmotive® erfragt
werden, aber die erklarten Absichten mussen nicht mit dem tatsachlichen
Verhalten Ubereinstimmen, und das Verhalten ist nicht beobachtbar.'?
Erfragt werden realiter ja nur Haltungen, Werte und Erwartungen. Von
Handlungsmotiven kann streng genommen nicht gesprochen werden. Die
Daten aus Haushaltsbefragungen vernachlassigen zudem die Familien-
zusammenhange Uber den Haushalt hinaus.™

Grundsatzlich kann keine der angefuhrten Motivationen eine alleinige
Erklarung des Vererbens bieten. Menschliches Verhalten in die begriffliche
Dichotomie von Altruismus und Strategie zu pressen, ist zu schematisch.
Vernachlassigt werden insbesondere Emotionen, die im Familienzusam-
menhang gerade bei Erbschaftsangelegenheiten von grof3er Bedeutung
sind.' Die Absichten ihrer Handlungen sind den Akteuren oftmals selbst
nicht bewusst. In der sozialen Wirklichkeit wird zudem immer eine Viel-
zahl von teilweise konkurrierenden Motiven anzutreffen sein.

2.2 Wie legitim sind Erbschaften?
Die Frage nach der Legitimitat des Erbens berthrt grundlegende Kon-
troversen in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur zur Begriindung

von Eigentum.
Wird Eigentum naturrechtlich interpretiert, so darf der Einzelne auch
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Uber seinen Tod hinaus darlber verfigen. Die Unverletzbarkeit privaten
Eigentums impliziert dann das Recht, zu Lebzeiten frei darlber zu ver-
fligen und fir den Fall des Ablebens festzulegen, an wen das Eigentum
nach dem Tod gehen soll.

Das Eigentumsrecht kann aber auch auf die Zeit des individuellen Le-
bens beschrankt werden. Dann fallt das Eigentum mit dem Tod an die
Gesellschaft zurlck.

Wird Eigentum positiv-rechtlich konzipiert, so ist es die Gesellschaft,
welche Regelungen festlegt. Fir Jeremy Bentham, Begriinder des Utili-
tarismus, galten Erbschaften als Gegenstand des Zivilrechts. Der Staat
kann grundsatzlich zwei gesellschaftspolitische Interventionen setzen,
Uber das Erbschaftsrecht und uber Erbschaftssteuern. In der Aufklarung
setzte sich die Auffassung von Erbrecht als positivem Recht durch. Das
Privateigentum wird von der Gesellschaft abgeleitet, und der Gesetzgeber
hat die Aufgabe, die Eigentumsvererbung im positiven Recht zu regeln.

Aus liberaler Sicht mutet es legitim an, dass ein Mensch frei entscheidet,
an wen sein/ihr Privateigentum nach dem Tod gehen soll." Die Institution
des individuellen Privateigentums scheint unbeschrankte Testierfreiheit
zu implizieren. Eine staatliche Einschrankung der Testierfreiheit und da-
mit eine Beschrankung der der individuellen Verfigungsrechte ware folg-
lich abzulehnen. Andererseits stellt das Erben aber eine Beeintrachtigung
des liberalen Prinzips der Chancengleichheit dar. Fir John Stuart Mill
etwa waren die Zufalligkeiten der Geburt in einer liberalen Gesellschafts-
ordnung fragwurdig. In der modernen burgerlichen Gesellschaft ist das
Eigentumsverstandnis am Individuum orientiert. Gesellschaftlicher Reich-
tum resultiert aus individueller Leistung und nicht aus Standesprivilegien,
und daher wird das Prinzip der Chancengleichheit fiir die Legitimation der
gesellschaftlichen Ordnung zentral.

Der individualistische Eigentumsbegriff, der Eigentum auf Basis des
Leistungsprinzips rechtfertigt, gerat bei der Institution der Erbschaft in
ein Spannungsverhaltnis mit anderen liberalen Prinzipien, vorrangig dem
Familienprinzip, wonach die Familie, als ein generationenlbergreifender
Sozialverband, die Kernzelle der Gesellschaft sei.’® Die Vererbung lauft
zudem dem Prinzip der effizienten Allokation durch den Markt zuwider,
da Vermodgen nicht Uber Wettbewerb erzielt wird, sondern primar auf Ba-
sis von verwandtschaftlichen Beziehungen zugeteilt wird. Die im liberalen
Denken vorhandenen Werte wie Privateigentum, Familie, Chancengleich-
heit und Leistungsprinzip geraten bei der Institution der Erbschaft in of-
fene Widerspriche. Es wird versucht, diese Gegensatze auf verschiedene
Weise aufzuldsen: So wird im liberalen Diskurs teilweise die Orientierung
am Ziel der Chancengleichheit relativiert bzw. negiert. Ein kontrafak-
tisches Experiment wird etwa von Friedman und Friedman (1980) ange-
fuhrt. Wie kdnne man ernsthaft versuchen, Gleichheit der Talente oder
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etwa des Aussehens zu erreichen, wo Menschen doch offensichtlich so
unterschiedlich sind?'” Der Versuch, gleiche Startbedingungen zu schaf-
fen, misse demnach scheitern.

Neben Begrindungsfragen zum Privateigentum treten unterschiedlich
interpretierte wirtschaftspolitische Ziele der Umverteilung. Aus Gleich-
heitsliberlegungen sprachen sich bereits Jeremy Bentham und John Stu-
art Mill fiir eine Begrenzung von Erbschaften aus. Diese Umverteilungs-
Uberlegungen einer Erbschaftssteuer wurden von linker Seite historisch
noch als zu wenig weitgehend eingeschatzt. Aus einer marxistischen
Sicht ist der gesamte Fokus auf Verteilungsfragen gesellschaftspolitisch
zu bescheiden. Karl Marx betonte das Eigentum an Produktionsmitteln
als Schlissel zur Erklarung von Herrschaft. Die Distributionsweise kdn-
ne daher nicht unabhangig von der Produktionsweise betrachtet werden.
Und Erben kann demnach nicht der wahre Grund von Ungleichheit sein.

2.3 Wie viel an Vermogen erben Menschen?

Wie wichtig sind Erbschaften beim individuellen Vermdgensaufbau tber-
haupt? In der Okonomie gibt es eine breite Diskussion zum Anteil, den
Erbschaften am gesamten Vermoégen einnehmen. Konzeptuell schwierig
ist, dass die Verhaltniszahl ,Anteil der Erbschaften am Vermogen® wenig
besagt. Unumganglich waren auch Informationen tber die Verwendung
der Erbschaft. Wird damit die Sparleistung erhéht, oder wird die Erbschaft
fur Konsumausgaben genutzt? Hierzu gibt es aber leider nur wenige Da-
ten. Davies und Shorrocks (1999) fassen in ihrem bekannten Uberblicks-
artikel zur Vermogensverteilung die vorliegenden Arbeiten so zusammen,
dass sie von einem Beitrag der Erbschaften flir das private Vermdgen in
der Hohe von 35%-45% ausgehen.

Die Streuung der Ergebnisse in Tabelle 3 geht auf unterschiedliche
Abgrenzungen des Vermdgens (Erbschaften, Schenkungen, Lebens-
versicherungen), verschiedene Bewertungsmoglichkeiten (z. B. unter-
schiedliche Verzinsungssatze) und auf verschiedene Konzeptionen von
Vererbung zurtck.

Erben ist ein Vermdgenstransfer, der zumeist zwischen den Generati-
onen innerhalb der Familie erfolgt. Das Erbgeschehen muss in Beziehung
mit Schenkungen und Investitionen in die Ausbildung der Kinder gesehen
werden. Eine isolierte Betrachtung des Erbens verfehlt die Multidimensi-
onalitat der Reproduktion von sozialer Ungleichheit. Grundsatzlich unter-
stlitzen schichthéhere Eltern ihre Kinder Uber den gesamten Lebensver-
lauf in vielfaltiger Weise.'®

Der in Tabelle 3 referierte Anteil der Erbschaften/Schenkungen am Ver-
mdgen besagt nichts Uber die Bedeutung des Vererbens fir die Verméo-
gensungleichheit. Ein Anteil von 33% der Erbschaften kann bedeuten,
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dass ein Drittel des (altersbereinigten) Vermogens eines jeden Haushalts
auf Erbschaften zuriickzufiihren ist oder dass diese Vermogenstransfers
auf die vermdgenden Haushalte konzentriert sind.

3. Osterreichische Daten

Der gesamte Geldvermdgensbestand des privaten Haushaltssektors
hat nach Berechnungen der OeNB (Gesamtwirtschaftliche Finanzie-
rungsrechnung) 2007 einen Stand von 381 Mrd. € erreicht. Dieser hohe
Wert suggeriert ein betrachtliches Potenzial an Erbschaften. Eine Perio-
de von Uber sechzig Jahren an politischer Stabilitdt und wirtschaftlichem
Wohlstand in Osterreich erlaubte einen betréchtlichen individuellen Ver-
mdgensaufbau. Es durfte sich also eine Generation an potenziellen Erb-
lassern herausgebildet haben.

Uber Erbschaften in Osterreich ist bisher wenig bekannt. Abgesehen
vom Erbschaftssteuerregister des Bundesministeriums fur Finanzen, wo
zudem nur die steuerpflichtigen Erbschaften erfasst sind, gibt es kaum
Daten zum Erben in Osterreich.' Es liegen eine Studie von Farny, Gall
und Predl aus dem Jahr 1997 und Informationen aus einer Haushaltsbe-
fragung fir Wien 1990 von Mooslechner (1997) vor.

3.1 Datenbeschreibung

In der reprasentativen Haushaltsbefragung der OeNB 2004 wurde auch
nach den empfangenen Erbschaften gefragt.?® Die Erhebung der Erb-
schaften erfolgte haushaltsbezogen. Es wurde keine Untergrenze fiir die
Hohe der Erbschaften definiert, da ansonsten eine Verzerrung bei der
Beantwortung der Frage nach Erbschaften die Folge gewesen ware.?' Es
wurde auch nicht nach den Werten der einzelnen Erbschaften gefragt,
da wir vermuteten, dass die Befragten bei bereits langer zurtckliegenden
Erbschaften nur noch eine vage Vorstellung von deren Héhe haben.

Die Analyseebene ist die der Haushalte. Dies erméglicht zwar eine Dar-
stellung des Erbschaftsgeschehens nach soziodemographischen Haus-
haltsgruppen, aber es kann nicht nach Personen innerhalb des Haushalts
unterschieden werden. Wir wissen daher nicht, ob Frauen in Osterreich
haufiger erben als Manner und ob es geschlechtsspezifische Unterschiede
bei der Hohe der Erbschaften gibt.??2 Gefragt wurde auch nicht, von wem
die Erbschaften stammen. Ergebnisse in anderen Landern zeigen aber,
dass der Grofdteil der Erbschaften von den eigenen Eltern stammt.

Die Beschrankung auf die Perspektive der Erben ist nicht theoriegestitzt,
sondern bloR dateninduziert. Mit — in Osterreich leider nicht vorhandenen
— Paneldaten waren wirtschaftspolitisch relevantere Fragestellungen zu
den Determinanten des Erbens mdglich. Der soziobkonomische Status
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der Eltern ist aber unbekannt, und zu Fragen der Vermogensmobilitat
kann daher nichts gesagt werden. Erbschaften auf Basis von Mikrodaten
sind zudem zumeist untererfasst, und es gilt die Vermutung, dass Ant-
wortverweigerungen nicht zufallig verteilt sind, sondern eher von den Ver-
mogenden getétigt werden. Die llickenhafte Erinnerung (insbesondere bei
kleineren Erbschaften) bedeutet eine weitere Beeintrachtigung der empi-
rischen Aussagefahigkeit der Daten. Die Antworten hinsichtlich der abso-
luten Erbschaftshéhe missen zudem mit Vorsicht interpretiert werden, da
keine Wertbereinigung durchgefiihrt werden konnte. Da Immobilien ande-
re Wertanderungen erfahren haben als etwa das Finanzvermdgen, waren
allgemeine Preisbereinigungen nicht sinnvoll. Dies ist tendenziell unprob-
lematisch in dem preisstabilen Umfeld fur Erbschaften, die vor einigen
Jahren erhalten wurden. Erbschaften vor drei3ig Jahren hingegen wurden
von den Befragten vermutlich zum damaligen Nominalwert berichtet und
sind in den absoluten Werten daher untererfasst. Nicht zuletzt haben ei-
nige Personen vermutlich auch Schenkungen als Erbschaften referiert.
Diese Erhebungsprobleme weisen in unterschiedliche Richtungen (Uber-
schatzung bzw. Untererfassung) obzwar das Problem der Untererfassung
fur den Durchschnitt der Erbschaftshohe mafRgeblicher ist.

3.2 Erbschaften nach soziodemographischen Charakteristika

Entsprechend den soziodemographischen Charakteristika zeigen sich
Abweichungen vom Durchschnitt der erbenden Haushalte. Besonders
deutliche negative Abweichungen zeigen sich bei den Arbeitern, den Nied-
rigeinkommensbeziehern, den Haushalten mit geringem Nettovermdégen,
den Pflichtschulabsolventen und den Bewohnern einer Gemeindewoh-
nung. Hingegen weisen die Beamten, die Hocheinkommensbezieher, Uni-
versitatsabsolventen und Bewohner eines Hauses eine Uberdurchschnitt-
liche Erbhaufigkeit auf, wie Tabelle 4 zeigt.

In etwa 38% der privaten Haushalte gibt es einen Erbanfall.?® Die Unter-
schiede in der Haufigkeit der Erbschaften zwischen Stadt und Land sind
Uberraschend gering. In urbanen Regionen erben 37,9%, und in I&and-
lichen Gebieten sind es 37,4%. Wie zu erwarten, werden am Land hau-
figer Grundstlcke, Hauser oder Eigentumswohnungen geerbt.

Wie wirken sich Erbschaften auf die Vermdgensverteilung aus??* Die
Vermutung einer Endogenitat in der Analyse, dass Menschen gerade we-
gen ihrer Erbschaft einem hdéheren Vermégensdezil angehoren, ist nicht
Uberzeugend. Wie Abbildung 1 zeigt, ist der Anteil der Haushalte, die ge-
erbt haben, im obersten Geldvermogensdezil am hdchsten, aber der An-
teil der Erbschaften am Geldvermdégen vergleichsweise am niedrigsten.?

Das Nettogeldvermdgen der Erben liegt bei 77.000 € und ist damit dop-
pelt so hoch wie jenes der Nicht-Erben. Die Erbenhaushalte verfligen
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Tabelle 4: Soziookonomische Charakteristika der Erben

Haushalte | Haushalte Ab-
Soziodkonomische Charakteristika . ohne Erb- . .
mit Erbschaft weichung
schaft
freie Berufe 60,1% 39,9% +4,9%
Unternehmer 61,8% 38,2% +3,2%
Stellung im Beruf Angestellter 63,5% 36,5% +1,5%
eamter ,9% 1% +6,1%
(HHV) B 58,9% 41,1% 6,1%
Landwirt 71,0% 29,0% -6,0%
Arbeiter 74,7% 25,3% -9,7%
Gesamt 65,0% 35,0% +0,0%
bis E 749 72,9% 27,1% -10,6%
E 750 - 1.349 68,7% 31,3% -6,4%
Nettoeinkommen E 1.350 - 2.249 66,2% 33,8% -3,9%
E 2.250 - 2.999 57,5% 42,5% +4,8%
E 3.000 u. mehr 50,5% 49,5% +11,8%
Gesamt 62,3% 37, 7% +0,0%
Nettoverm.<= Median 72,0% 28,0% -9,7%
. ) Nettoverm.> Median 61,3% 38,7% +1,0%
Nettovermdgen inkl. -
LV Nettoverm.> dopp. Median 51,5% 48,5% +10,8%
Nettoverm.> ﬁﬂ‘;adﬁ;’ 37.2% 62,8% +25,1%
Gesamt 62,3% 37, 7% +0,0%
Ein-/Zweifamilienhaus 53,2% 46,8% +9,1%
Eigentumswohnung 61,9% 38,1% +0,4%
Genossensch.- 70.3% 29.7% -8.0%
Wohnsituation wohnung
Mietwohnung 71,4% 28,6% -9,1%
Gemeindewohnung 75,4% 24,6% -13,1%
Dienstwohnung 62,7% 37,3% -0,4%
Gesamt 62,3% 37, 7% +0,0%
Pflichtschule 69,0% 31,0% -6,7%
. Lehre, Berufsschule, BMS 65,6% 34,4% -3,3%
Schulbildung
AHS, BHS 59,3% 40,7% +3,0%
FH, Universitat 47,0% 53,0% +15,3%
Gesamt 62,3% 37, 7% +0,0%

*Abweichung vom Anteil der Haushalte, die geerbt haben (in der Gesamtbevélkerung) in
Prozentpunkten. — Quelle: OeNB-Geldvermdgensbefragung 2004.
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Uber mehr als die Halfte des Vermogens. Ihr Anteil am gesamten Net-
togeldvermogen liegt bei 56%.

Abbildung 1: Erbschaften privater Haushalte nach
Netto-Geldvermoégensdezilen

70% 1200%
% X A
60% 1 1000%
50% -
/ + 800%
40%
: =
——— 1 600%
30%
A— 1
1 400%
20% N
10% + 200%
*— *—_|
%—|
—
0% 0%

Dezil 1 Dezil 2 Dezil 3 Dezil 4 Dezil 5 Dezil 6 Dezil 7 Dezil 8 Dezil 9 Dezil 10
Mittelwerte des
Nettogeldvermégens  -€15.356 ~ €3.224 €7.428 €12.476 €18.460 €26.864 €37.601 €52.813 €80.746 €307.181

—a— Anteil der Haushalte, die geerbt haben (li. Achse)

—x— Anteil des durchschnittlichen Geldwertes der Erbschaft am (kein Wert fiir Dezil 1, da dieses ein negatives durchschnittliches
durchschnittlichen Nettogeldvermégen Nettogeldvermégen aufweist.)

Den gréRten Anteil an Erben innerhalb der verschiedenen Berufsgrup-
pen weisen die Beamten auf. Haushalte, in denen der Haushaltsvorstand
Arbeiter ist, haben unterdurchschnittlich haufig geerbt.

Die Erbquote (Anteil der Erbenhaushalte an der gesamten Bevolkerung)
steigt bis zur Altersgruppe der 60- bis 69-Jahrigen an. Die Rolle des Er-
bens aus der Lebenslaufperspektive verandert sich. Die monetare Hilfe-
stellung verschiebt sich tendenziell in die Pensionsphase. Bei der Unter-
suchung von Mooslechner aus dem Jahr 1990 war der Hochstwert noch
in der Gruppe der 50- bis 59-Jahrigen gelegen. Dies entspricht auch in
etwa den SOEP-Ergebnissen flir Deutschland. Erkennbar sind demnach
Lebenslaufeffekte (steigende Erbquote mit steigendem Alter) und Kohor-
teneffekte durch historische Kontinuitat in der Vermdgensakkumulation.
Deshalb hat auch die alteste Altersgruppe in unserer Stichprobe nicht die
hdchste Erbquote.

Die Streuung der Erbschaftssummen ist enorm. Einer hohen Zahl an
geringflgigen Erbschaften steht eine niedrige Zahl an hohen Erbschaften
gegenuber.?8 Die durchschnittliche Erbsumme betrug 56.000 €, wobei der
Mittelwert der Erbschaften in den Stadten hdher ist als am Land. Der Medi-
an liegt bei 22.000 € und indiziert eine hohe Streuung der Erbschaften.
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Abbildung 2: Geldwert der Erbschaften privater Haushalte nach
Berufsstellung
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Abbildung 3: Geldwert der Erbschaften privater Haushalte nach
Nettoeinkommen
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oMittelwert der Erben Nettoeinkommensklasse

CMedian der Erben

Die absolute Erbschaftshdhe sollte mit Vorsicht interpretiert werden,
da zwischen damaligen und aktuellen Werten in der Beantwortung nicht
unterschieden werden kann. Da aber keine Antwortverzerrung von ein-
zelnen Berufsgruppen angenommen werden kann, lasst sich die unter-
schiedliche durchschnittliche Erbschaftshéhe trotzdem klar erkennen.
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Abbildung 4: Erbschaften privater Haushalte nach Nettoeinkommen
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Bei den Berufskategorien ist die Streuung der Erbanfalle zwar geringer,
aber gerade die Berufsgruppe der Arbeiter erbt in einem deutlich unter-
durchschnittlichen Ausmal. Doch Erbschaften kdnnen ja auch zur Auf-
nahme einer selbststédndigen Erwerbstatigkeit verwendet werden.

Auch bei den Einkommensdaten kann ein Endogenitatsproblem vorlie-
gen, und ein Teil des Einkommens mag aus Erbschaften kommen. Dies
ist jedoch beim &sterreichischen Datenset sehr unwahrscheinlich. Er-
kennbar ist durchgangig das erwartete Muster einer positiven Korrelation
von Einkommenshoéhe und Erbschaftshéhe.

Die Bildungsabschlusse der Erben sind ein guter Sozialschichtindikator.
Bei der Differenzierung zwischen Pflichtschulabsolventen, Lehrberufsab-
solventen, Maturanten und Universitatsabsolventen handelt es sich ja um
einen Indikator, der von den Eltern, die die schulische Ausbildung der
Kinder beeinflussen, in einem entscheidenden Ausmaf mitbestimmt wird.
Dieser Indikator indiziert demnach eine mehrfache soziale Benachteili-
gung, einerseits durch Bildung und andererseits durch Erbschaft.

3.3 Vererbungsmotive

Der Frage nach einem Vererbungsmotiv kbnnen wir uns annahern tber
die Frage, ob Menschen Uberhaupt etwas vererben wollen. In den USA
geben die Halfte der befragten Haushalte an, dass sie Vermogen verer-
ben wollen. In Osterreich ist diese Zahl deutlich geringer.

»Haben sich Personen in ihrem Haushalt schon damit beschéftigt etwas
weiterzuvererben?” Diese Form der Fragestellung schien uns zur Abkla-
rung einer moglichen Sparmotivation geeignet. Menschen, die Vermogen
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Abbildung 5: Erbschaften privater Haushalte nach Bildung
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vererben wollen, werden ein anderes Sparverhalten haben als jene Per-
sonen, die nur lebenszyklisch fiir sich selbst sparen.

Nicht Uberraschend ist der Befund, dass sich altere Menschen Uber-
durchschnittlich mit der Frage der Vererbung auseinandersetzen. Je alter
die Menschen werden, desto starker drangt sich die Frage der Vermé-
gensweitergabe auf. Allerdings ist noch fur die Hélfte der Pensionisten die
Vererbung kein Thema. Dies mag daran liegen, dass es nichts zu verer-
ben gibt und/oder, dass der eigene Tod verdrangt wird. Fir erstere Inter-
pretation spricht, dass sich Menschen mit einem gesicherten Einkommen
und vergleichsweise betrachtlichen Einkinften im Ruhestand (Beamte)
eher mit dieser Frage auseinandersetzen. Auch fir Landwirte ist diese
Frage vermutlich wichtig, da sie mit dem Problem der Bodenzersplittung
konfrontiert sind. Arbeiter beschéaftigen sich vermutlich auf Grund fehlen-
den Immobilienbesitzes und geringer Einkommen kaum mit Vererbung.
Besitzer einer Eigentumswohnung sind mit der Erbschaftsproblematik
weit haufiger konfrontiert als Mieter. Erst Besitz flhrt zur Frage der Wei-
tergabe. Prifen wir die Konsistenz dieser beiden Fragen, dann erkennen
wir die erwarteten Anzeichen der Reproduktion von sozialer Ungleichheit.
Eigentumswohnungsbesitzer planen ihre Vererbungen, und die Besitzer
einer Eigentumswohnung haben haufiger und mehr geerbt als die Be-
wohner einer Miet- oder Gemeindewohnung. Erst ab einem sehr hohen
Vermogen wird das Erben mehrheitlich zu einem Thema. Grundsatzlich
schlussfolgern wir, dass es eine enge Verbindung zwischen erhaltenen
Erbschaften und beabsichtigtem Vererben gibt.?”

Altere Menschen haben haufiger geerbt als jiingere Menschen. SchlieR-
lich hatten sie in ihrem bisherigen Leben eine héhere Erbwahrscheinlich-
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keit. Bei den ganz alten Menschen geht die Erbquote wieder zurtick. Hier-
bei kdnnte es sich um einen Kohorteneffekt handeln (Kriegsgeneration).

3.4 Schenkungen und Erbschaften

Daten zu Schenkungen wurden in der OeNB-Geldvermdgensbefragung
nicht erhoben, aber es wurde nach der finanziellen Unterstltzung bei der
Haushaltsgrindung gefragt. Empirische Studien zeigen einen deutlich
positiven Zusammenhang zwischen Erbschaften und Schenkungen. Wer
Eltern hat, die auch schon zu Lebzeiten Unterstitzungen leisten, hat auch
eine héhere Erbchance.

Auch die finanziellen Unterstitzungen bei der Haushaltsgriindung in
Osterreich werden im (iberwiegenden MaR von den Eltern an ihre Kin-
der geleistet. Zu einem kleinen Teil erfolgen auch Schenkungen durch
die GroReltern. Die Nachkommen werden schon in einer friheren Le-
bensphase finanziell unterstitzt. Dies zeigt, dass eine ausschliel3liche
Perspektive auf Erbschaften das Thema der Vermdgensubertragungen,
welche die soziale Reproduktion von Ungleichheit stltzen, unzuldssig
einschranken wirde. Und wie bei den Erbschaften werden die Beziehe-
rinnen hoher Einkommen weit starker unterstiutzt als Personen aus ein-
kommensschwachen Haushalten.

3.5 Vergleich des Erbschaftsgeschehens 1990-2004

Die Zahl der Erbschaften ist in den letzten Jahren betrachtlich gestie-
gen. Waren es im Jahr 1990 nur 25% der Wiener Haushalte gewesen, die
eine Erbschaft erhalten hatten, so waren es im Jahr 2004 in Wien bereits
36%.28

Besonders interessant ist die Verdnderung der Verteilung der Erb-
schaften nach Vermogensdezilen. So ist die Erbschaftsquote in den un-
tersten beiden Dezilen nahezu gleich geblieben, in den mittleren Dezilen
etwas angestiegen, aberin den oberen Dezilen massiv angewachsen. Eine
maogliche Erklarung hierflr waren die gréRer werdende Einkommensun-
gleichheit und die steigende Bedeutung der Vermdgenseinkommen. Im
obersten Dezil hat sich die Zahl der Erbschaften mehr als verdoppelt.
Erbschaften haben demnach in den letzten Jahren zu einer Verstarkung
der relativen Vermdgensungleichheit beigetragen.

Bei den Arbeitern hat sich die geringe Wahrscheinlichkeit, etwas zu er-
ben, sogar noch weiter reduziert. Waren es im Jahr 1990 noch 18% der
Arbeiterhaushalte gewesen, die etwas geerbt hatten, so ging diese Zahl
auf 13% zurtck. Hingegen erhdhte sich bei den Selbststandigen der An-
teil der Erben von 29% auf 40%.
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4. Internationaler Vergleich

Ideal fUr einen internationalen Vergleich waren Paneldaten und lange
Zeitreihen, welche eine Rekonstruktion dynastischer Vermégenstransfers
Uber Generationen erlauben. Es ist aber nicht einmal ein internationaler
Vergleich der absoluten Erbschaftshéhen moéglich. Mit dem nunmehr har-

Tabelle 6: Internationaler Einkommens- und Vermoégensvergleich
zwischen Erben und Nicht-Erben

A cY FIN us us
(2004) | (2002) | (1998) | (2001 usp) | (2001 uss)
Gesamtes | irreron el | 485 | 227 | 182 | 230 | 083
Finanz- Median Erben/
vermogen Median Nicht-Erben 1,85 1,21 2,57 11,85 8,05
Gesamte | it eroon Ml | 41 | 108 | 127 | 187 | 133
Verschul- Median Erben/
dung Median Nicht-Erben | ™ | 3% | 234 | 789 | 317
',\\l"i'étﬁt'_grrgg:’ Mittel nv 125 | 133 | 142 | 1,06
Einkommen Median Erban/
edian erben
Median Nicht-Erben | " 2,00 1,37 1,45 1,33

Quelle: LWS-Daten, http://www.lisproject.org/lws.htm fiir die USA werden SCF-Daten und

PSDI-Daten herangezogen

Tabelle 7: Internationaler Bildungsvergleich zwischen Erben und

Nicht-Erben

Bildung k(—;g ;‘]gg eer szzl:;- tertiare IEZ?:{

A (2004) Nicht-Erben (n=2238) 13% 73% 14% 100%
Erben (n=318) 9% 71% 20% 100%

Nicht-Erben 33% 34% 33% 100%

CY(2002) | Eppen 5% 38% | 56% | 100%
FIN (1908) | Nicht-Erben (n=3072) 34% 37% 29% 100%
Erben (n=821) 22% 35% 42% 100%

US (2001) Nicht-Erben 58% 18% 25% 100%
usp Erben 31% 18% 51% 100%
US (2001) Nicht-Erben 38% 22% 41% 100%
uss Erben 20% 19% 61% 100%

Quelle: LWS-Daten; http://www.lisproject.org/lws.htm, unterschiedliche Bildungssysteme

in den einzelnen Landern

249



Wirtschaft und Gesellschaft 33. Jahrgang (2007), Heft 2

monisierten Datensatz des LWS kénnen wenigstens zentrale soziodemo-
graphische Charakteristika der Erben verglichen werden.

Ein Vergleich der absoluten Erbschaftsbetrage in den einzelnen Haus-
haltsbefragungen muss vermieden werden, da die Erhebungsunterschiede
gravierend sind. Die notwendige Wertbereinigung der Erbschaften ware
zudem allzu arbitrar. Die unterschiedlichen Erfassungszeitpunkte der Er-
hebung bilden ein weiteres methodisches Problem.

Verglichen wird die Einkommens- und Vermdgenssituation der Erben
mit jener der Nicht-Erben.

Ein relativer Vergleich der Mediane des Finanzvermdgens, der Ver-
schuldung und der Einkommen der zwei verschiedenen Gruppen zeigt die
eindeutig bessere Situation der Erben. Verschuldung ist hierfir auch ein
Indikator, denn sie ist erst ab einer bestimmten Einkommenshéhe mog-
lich. Die besser Verdienenden sind eher verschuldet als die Einkommens-
armen.?

Ein Vergleich hinsichtlich der Bildung der Haushalte zeigt ebenfalls die
signifikante Besserstellung der Erbenhaushalte. Wahrend die Nicht-Er-
ben eher geringe Bildungsabschlisse haben, kénnen die Erben deutlich
mehr an Universitatsabschllissen vorweisen.

5. Schlussbemerkungen

Die Daten der Geldvermogensbefragung der OeNB 2004 liefern nur ein
eingeschranktes Bild vom Zusammenhang zwischen Sozialstruktur und
Vererbung. Einige Schlussfolgerungen sind aber moéglich: Erbschaften
haben ein ahnliches Verteilungsmuster wie Geldvermégen. Erbchancen
sind sozial ungleich verteilt und durch berufliche Position, Einkommen
und Alter der Erbenhaushalte bestimmt. Nur Wenige erben in Osterreich
sehr hohe Betrage. Die Erbquote ist in den letzten funfzehn Jahren deut-
lich angestiegen. Die Besserstellung ohnehin schon Privilegierter ist beim
Erbgeschehen deutlich erkennbar. Erbschaften fihren zu einer Verstar-
kung der absoluten Vermdgensunterschiede. Nur ein Teil der Bevdlkerung
macht eine Erbschaft, und die Erben verfiigen an sich schon lber ein
héheres Geldvermogen als die Nicht-Erben.

Ein fUr die aktuelle Debatte Uber die geplante Abschaffung der Erb-
schaftssteuer in Osterreich relevantes Ergebnis dieses Artikels ist, dass
Erbschaften zur Reproduktion von sozialer Ungleichheit beitragen. Dieses
Resultat |asst die steuerliche Bevorzugung von geerbtem Vermdgen in
Osterreich enigmatisch anmuten.
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Anhang: Fragen zu Erbschaften in der OeNB-Geldvermégensbe-
fragung 2004

Frage 78: Haben Personen in ihrem Haushalt schon einmal etwas geerbt? (Ja/Nein)
Frage 79: Wann haben sie das letzte Mal etwas geerbt? (5Jahre/10Jahre/langer)

Frage 80a: Was haben sie da geerbt?

Frage 80b: Welchen Geldwert stellt diese Erbschaft dar?

Frage 80c: Haben sich Personen in lhrem Haushalt schon damit beschéftigt, wie sie

Vermdgenswerte weitergeben kdnnen?

Frage 18: Als sie das erste Mal einen Haushalt griindeten, wurden sie da finanziell

unterstitzt?

Anmerkungen

2w N =

Fur wertvolle Foschungsassistenz danke ich Pirmin Fessler.

Siehe: http://www.lisproject.org/lws.htm.

Siehe etwa Kessler, Masson (1989); Gale, Scholz (1994); Szydlik (2004); DIW (2005).
Statistische Kenngrof3en hierfur sind Perzentilabstédnde und die Varianz.

Steigt das Vermdgen eines armen Menschen von 5.000 Euro auf 5.500 Euro und das
eines Vermogenden von 100.000 auf 110.000 Euro, so bliebe der Variationskoeffizient
unverandert, obzwar der Vermogende einen absolut hdheren Zuwachs hat.

Fir eine Diskussion der unterschiedlichen Konzepte siehe Amiel, Cowell (1999).
Westerheide (2004). Dies ist umgekehrt zur Sparneigung auf Grund des Erwerbsein-
kommens. Diese ist fir wohlhabende Haushalte vergleichsweise héher.

Schiirz (2006).

Schirz (2007).

Das zufallige Vererben ist per definitionem nicht intentional und demnach kann es sich
hierbei auch nicht um ein Vererbungsmotiv handeln. Wir folgen aber den Usancen der
okonomischen Literatur, von einem accidental bequest motive zu sprechen.

Modigliani et al. (1954).

Bernheim, Shleifer, Summers (1985) 1045f. SOEP-Daten zeigen, dass Personen, die
ihre Eltern pflegten oder mit ihnen in einem engen Kontakt standen, nicht mehr, son-
dern im Gegenteil eher geringe Erbschaften haben.

Amerikanische Daten zeigen etwa, dass Eltern weniger Vermoégen besitzen und
schneller entsparen als kinderlose Menschen. Das niedrigere Vermdgen kdnnte mit
den Ausgaben fir die Kinder erklart werden, allein das Entsparen ist unvereinbar mit
dem Vererbungsmotiv (Hurd 1987).

Selten werden finanzielle Beziehungen des Haushalts zu 6konomisch abhéngigen Kin-
dern in anderen Haushalten erfragt.

Siehe Lettke (2003), Stutz et al. (2006).

Aus protestantisch-liberaler Sicht kann ein Argument gegen Erbschaften dahingehen,
dass die Hinterlassenschaften die im liberalen Diskurs positiv besetzte Erwerbsorien-
tierung unterminieren. Erbschaften laufen der Rechtfertigung von Eigentum aus der
Aneignung von Arbeit zuwider.

Siehe Beckert (2004); Marterbauer, Schiirz (2007). Im Code Napoléon 1804 wurde die
Gleichbehandlung der Kinder bei der Vererbung festgelegt. Von konservativer Seite
wurde diese Bestimmung jahrzehntelang als Beschrankung der Rechte des pater fami-
lias bekampft.
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7 Dagegen kdnnte man einwenden, dass Talente lediglich Potenziale darstellen, die sich
erst durch Tatigkeit manifestieren wirden, wahrend materielle Erbschaften unverdient
zufallen.

8 Stutz et al. (2006).

® Rossmann (2006).

20 Siehe Beer et al. (2006)

21 Im deutschen SOEP 2001 gibt es eine Untergrenze von 2.500 Euro. Viele kleine Erb-
schaften sind daher von der Analyse vorab ausgeschlossen. Unter dieser Grenze wiir-
den 13% der Erbenhaushalte in Osterreich fallen.

22 Daten aus Deutschland (Alterssurvey 1996, SOEP [2002]) und der Schweiz (Stutz et al.
[2006]) lassen vermuten, dass geschlechtsspezifische Unterschiede beim Erben mitt-
lerweile gering bzw. nicht mehr vorhanden sind.

2 In Deutschland betragt die Erbquote nach SOEP 1998 18%, nach dem Alterssurvey
1996 — 40- bis 85-Jahrige — etwa 50% (siehe Szydlik [2001]), SOEP 2002 11%. Beim
SOEP sind die Befragungseinheiten im Gegensatz zur OeNB-Erhebung Personen und
nicht Haushalte.

2 7Zur Vermogensverteilung in Osterreich siehe Mooslechner et al. (2007).

% Das erste Vermodgensdezil ist durch die hohe Zahl der Schuldner eine Art Ausrei3er mit
einem negativen Nettovermdgen; siehe Beer, Schirz (2007).

26 Der reichste Haushalt in der OeNB-Befragung ist auch jener, der mit Abstand am meis-
ten geerbt hat.

27 Dies entspricht auch den Ergebnissen von Cox, Stark (2005).

2 Da die Geldvermodgensbefragung von Mooslechner (1997) nur in Wien durchgefiihrt
wurde, bezieht sich der Vergleich der Ergebnisse zu Erbschaften auch nur auf Wien.

2 Siehe Beer, Schirz (2007).
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Zusammenfassung

Der Artikel untersucht die Frage, inwiefern Erbschaften zur Ungleichheit in der Vermo-
gensverteilung in Osterreich beitragen. Die Analyse basiert auf den Daten einer Haus-
haltsbefragung der OeNB zum Geldvermégen der privaten Haushalte in Osterreich und
ist eingeengt auf die Charakteristika der Erben und die Hohe ihrer Erbschaften. Diese
Querschnittsdaten kdnnen Hinweise zum Zusammenhang von Erbschaften und Vermé-
gensungleichheit liefern.

Erbschaften haben ein dhnliches Verteilungsmuster wie Geldvermdgen. Erbchancen sind
sozial ungleich verteilt und durch berufliche Position, Einkommen und Alter der Erben
bestimmt. Die Erbquote ist in den letzten 15 Jahren deutlich angestiegen. Aber nur ein Teil
der Bevolkerung macht eine Erbschaft und nur Wenige erben sehr hohe Betrage.

Ein fur die aktuelle Debatte zur geplanten Abschaffung der Erbschaftssteuer in Osterreich
relevantes Ergebnis dieses Artikels ist, dass Erbschaften zur Reproduktion von sozialer
Ungleichheit beitragen.
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Personenbezogene Gesamtiibersicht des
osterreichischen Arbeitsmarktes nach
Beschiftigungsformen

Kai Biehl

1. Konzeptuelles

Aus den monatlichen Stichtagsz&hlungen des Hauptverbandes der So-
zialversicherungstrager ergibt sich fur das Jahr 2005 ein Durchschnittsbe-
stand an 3.110.400 vollversicherungspflichtiger unselbststandiger Aktivbe-
schaftigung und 383.700 selbststandiger Beschaftigung. Weiters wurden
im Jahresdurchschnitt 26.700 freie Dienstvertrage sowie 229.700 gering-
flgige Beschaftigungsverhaltnisse gezahlt. Zusammen mit den 252.700
Arbeitslosen ergibt sich daraus rechnerisch eine Arbeitsmarktaktivitat
von ziemlich genau 4.000.000. Diese Zahlen werden in der Darstellung
—nicht nur in den Medien — sehr oft mit Personen gleichgesetzt. Aul3er bei
den Arbeitslosen handelt es sich dabei aber um Beschaftigungs- bzw. Er-
werbsverhaltnisse, welche um Uberschneidungen d. h. Mehrfachbeschéf-
tigung nicht bereinigt sind. Um wie viele Personen es sich dabei handelt
kann zunachst gar nicht ermittelt werden, und die obige Summenbildung
ist eigentlich nicht zuverlassig.

Um von der Arbeitsmarktaktivitat in Osterreich eine genauere Vorstel-
lung zu bekommen, und um vor allem die Personenkomponente flr den
Zeitraum eines ganzen Jahres sichtbar zu machen, muss man auf andere
Auswertungsmethoden zurlickgreifen.

Fir diesen Artikel wurde von der Synthesis Forschungsgesellschaft im
Auftrag der AK-Wien eine Sonderauswertung ihrer Erwerbsdatenbank
durchgefiihrt. Diese Erwerbsdatenbank beruht auf den offiziellen Sta-
tistiken des Hauptverbandes der Sozialversicherungstrager und des Ar-
beitsmarktservice. Die folgenden Auswertungen haben somit dieselben
Datengrundlagen wie die monatlichen Stichtagszahlungen des Hauptver-
bandes bzw. des Arbeitsmarktservice, welche gewdhnlich die Grundlage
der so genannten nationalen Arbeitsmarktstatistiken bilden — im Gegen-
satz zu den konzeptuell teilweise oder ganzlich anderen Statistiken der
EU, der OECD oder anderer internationaler Organisationen.

Das personen- und bestandsbezogene Konzept der Auszahlung bewirkt
jedoch einige Unterschiede zu den monatlichen Publikationen — hat aber
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andererseits einige Ahnlichkeiten mit der jahrlichen personenbezogenen
Arbeitslosenstatistik des Arbeitsmarktservice. Der Hauptverband zahlt an
jedem Monatsletzten die aufrechten Beschaftigungsverhaltnisse, aber
nicht die beschaftigen Personen. Da es Mehrfachbeschaftigung gibt, ist an
einem Stichtag die Zahl der Beschéaftigungsverhaltnisse im Allgemeinen
immer grof3er als die Zahl der beschéftigten Personen. Der Unterschied
wird bis auf eine jahrliche Sonderauswertung am 1. Juli nicht berlck-
sichtigt. Gleichzeitig wird — vor allem bei weiterfiihrenden Berechnungen
— implizit angenommen, dass die erfassten Beschaftigungsverhaltnisse
den gesamten Monat Uber aufrecht waren, wenn aus mehreren Stich-
tagsbestanden Durchschnitte und Kennzahlen gebildet werden. Ganz
ausgeblendet werden allerdings vor allem zwei Aspekte der Arbeitsmarkt-
fluktuation: Zum einen die im Laufe eines langeren Zeitraumes wech-
selnden Personen in den gezahlten Beschaftigungsverhaltnissen und
zum anderen die Beschaftigungsverhaltnisse, welche gar nicht gezahit
werden, weil sie an den Stichtagen nicht mehr bestanden haben. Trotz
dieser Erfassungsprobleme sind die Durchschnittsbestande, welche sich
aus den Stichtagswerten ergeben, recht gute Schatzwerte fir die tagge-
nau errechneten Bestandswerte. Aber die Zahl der Personen, welche im
Lauf eines langeren Zeitraumes die Beschaftigungsverhaltnisse ausge-
fullt haben, ist immer (und meist sogar erheblich) grofier als der durch-
schnittliche Bestand. Auf3erdem ist es von Interesse, inwieweit sich diese
GroRen parallel oder aber unterschiedlich entwickeln.

Far die aktuelle Auswertung wurden das Jahr 2005 sowie zu Vergleichs-
zwecken 1996 und 2000 vollstandig und taggenau erfasst. Das heil3t, es
wurden flr jedes Beobachtungsjahr alle Personen gezahlt, die irgendwann
zumindest einen Tag beim Hauptverband der Sozialversicherungstrager
gemeldet waren, und den unterschiedlichen Beschaftigungsformen zu-
geordnet. Weiters wurden flr diese Personen die Beschaftigungsbestan-
de fir die jeweiligen Beschaftigungsformen taggenau erfasst. Das heil3t
beispielsweise, dass eine Person, die 6 Monate beschaftigt war, bei der
Personenzahlung mit 1 und bei der Bestandszahlung mit 0,5 berticksich-
tigt wird.

Gegenstand der Untersuchung ist damit auch die Beschaftigungsinten-
sitat. Wenn die Personenkomponente der Beschaftigung starker wachst
als die Bestandskomponente, reduziert sich die Beschaftigungsintensitat
gemessen in Prozent, analog die Dauer ausgedriickt in Tagen. Arbeits-
zeiten bleiben mangels verfiigbarer Daten in dieser Untersuchung aul3er-
halb der Betrachtung. Ein Tag ist die kleinste Beobachtungseinheit, und
Beschaftigungsintensitat heil3t hier Verbleib in einer Beschaftigungsform
in Tagen bzw. in Prozent des Jahres.

Bei einer personenbezogenen Untersuchung Uber langere Zeitrdume
ergibt sich neben der Betrachtung von Beschaftigungsunterbrechungen
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und den Wechseln zwischen verschiedenen Beschéaftigungsformen auch
die Frage, wie man mit dem Phanomen der Mehrfachbeschéaftigung um-
geht. In der Datenaufbereitung wurde in allen Fallen von Mehrfachbe-
schaftigung eine Unterscheidung zwischen dominanter und Gberdeckter
Beschéaftigung vorgenommen, wobei Uberdeckte Beschaftigung bedeu-
tet, dass die jeweilige Beschéaftigungsform auf jeden Fall parallel zu einer
weiteren, dominanten Beschéaftigung ausgelibt wird. Eine dominante Be-
schaftigung ist entweder einzige Beschaftigung oder sie wird zugleich mit
einer Beschaftiugng ausgelbt, welche in der gewahlten Hierarchie tiefer
liegt. Bei den meisten Betrachtungen darf die Uberdeckte Beschaftigung
nicht zu den dominanten Beschéaftigungszahlen addiert werden, da sie
implizit eine Arbeitszeitvariation darstellt, welche hier nicht bertcksich-
tigt werden soll. Die Uberdeckte Beschéaftigung, dient allerdings als weiter
gehende Information und vor allem bei Kontrollrechnungen als Briicken-
schlag zu den sonstigen Daten des Hauptverbandes.

Aufgrund des begrenzten Platzes muss sich die Darstellung in dieser
Publikation mit wenigen Tabellen und Graphiken begnugen. Eine ausflhr-
lichere Version wird als Materialienband zu Wirtschaft und Gesellschaft
im Sommer erscheinen.

2. Beschiftigungsformen
2.1 Sozialversicherungspflichtige unselbststindige Beschiftigung

Unter der verkurzten Bezeichnung Standardbeschéaftigung soll im Fol-
genden die voll sozialversicherungspflichtige (also Uber der Geringfiigig-
keitsgrenze) unselbststandige (ohne freie Dienstvertrage) Aktivbeschaf-
tigung verstanden werden. Aktivbeschaftigung heil’t ohne Personen in
Karenz und ohne Prasenzdiener. Um die Vergleichbarkeit Uber zwischen-
zeitliche Statistikbriiche hinweg zu erleichtern, wurden auch die Zivildie-
ner sowie die als beschaftigt registrierten Schulungsteilnehmerinnen he-
rausgerechnet. Tabelle 1 gibt einen Uberblick der Beschaftigungsformen
in Osterreich im Jahre 2005.

Demnach waren im Jahr 2005 in Osterreich 3.707.275 Personen entwe-
der jahresdurchgangig oder vortbergehend sozialversicherungspflichtig
beschaftigt. Dieser Personenzahl entsprach ein dominanter Bestand von
3.096.674 Personenjahren. Die (dominante) Beschaftigungsintensitat be-
trug 83,53%. 49.643 Personenjahre wurden in dieser Beschaftigungsform
parallel zu einer weiteren Standardbeschéaftigung erfasst. (Die Summe
aus dominantem und Uberdecktem Bestand entspricht konzeptuell in etwa
den gewohnten Jahresdurchschnittsbestdnden des Hauptverbandes.)
Eine Beschéaftigungsintensitat von 83,5% wirkt auf den ersten Blick nicht
besonders niedrig, aber solch ein Wert ergibt sich beispielsweise, wenn
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Tabelle 1: Personenzahlen und Bestidnde nach Beschiftigungs-

formen 2005

Standardbeschéftigung Pezrgtca)r;en d%rzlsr:::ger ub; er:;a acnkctjer
Manner Inlander 1.722.864 1.492.766 23.212
Manner Auslander 316.455 224.848 2.957
Frauen Inl&nderinnen 1.465.318 1.236.259 18.878
Frauen Auslanderinnen 202.638 142.801 4.596
Manner insgesamt 2.039.319 1.717.614 26.169
Frauen insgesamt 1.667.956 1.379.060 23.474
Gesamt 3.707.275 3.096.674 49.643
Selbststandige auBer Landwirtsch.

Manner Inléander 220.365 170.098 34.439
Manner Auslander 23.567 17.196 1.799
Frauen Inlanderinnen 90.440 70.210 12.024
Frauen Auslanderinnen 8.293 5.870 763
Manner insgesamt 243.932 187.294 36.238
Frauen insgesamt 98.733 76.080 12.787
Gesamt 342.665 263.374 49.025
Selbststandige in der Landwirtschaft

Manner Inlander 96.068 56.666 35.388
Manner Auslander 205 125 64
Frauen Inlanderinnen 84.073 67.735 13.308
Frauen Auslanderinnen 426 344 51
Manner insgesamt 96.273 56.791 35.452
Frauen insgesamt 84.499 68.079 13.359
Gesamt 180.772 124.870 48.811
Freie Dienstnehmer

Manner Inlander 26.223 8.827 3.252
Manner Auslander 3.883 1.350 272
Frauen Inlanderinnen 28.640 9.585 2.577
Frauen Auslanderinnen 3.782 1.265 319
Méanner insgesamt 30.106 10.177 3.524
Frauen insgesamt 32.422 10.850 2.896
Gesamt 62.528 21.027 6.420
Geringfiigig Beschéftigte

Manner Inlander 150.610 45.977 32.230
Manner Auslander 28015 5900 5287
Frauen Inlanderinnen 268.389 117.774 51.279
Frauen Auslanderinnen 38.012 11.990 8.555
Manner insgesamt 178.625 51.877 37.517
Frauen insgesamt 306.401 129.764 59.834
Gesamt 485.026 181.641 97.351
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eine Drittel aller Personen im Schnitt nur ein halbes Jahr in dieser Be-
schaftigungsform verweilt. Die hohe Fluktuation auf dem &sterreichischen
Arbeitsmarkt ist inzwischen bekannt, und diese Personen werden einen
Teil dieser Zeiten in anderen Beschéaftigungsformen und/oder Arbeitslo-
sigkeit verbracht haben. 2.823.566 dieser Personen oder 76,2% waren
das gesamte Jahr 2005 ausschlieB3lich standardbeschaftigt, wahrend mit
883.709 ein knappes Viertel auch andere Beschaftigungsformen auslbte
oder Arbeitslosigkeitsepisoden hatte. Die ausschlieRlich Standardbe-
schaftigten hatten mit knapp 90% eine deutlich hdhere Beschéaftigungs-
intensitat. Inlandische Manner hatten mit 92,84% in dieser Untergruppe
den héchsten Wert. Aber auch dieser hohere Wert bedeutet rein rech-
nerisch, dass im Schnitt fast jeder Sechste im Jahresverlauf nur sechs
Monate beschaftigt war.

Es fallt sofort auf, dass die Beschaftigungsintensitat der Frauen etwas
geringer war als die der Manner und die der Auslanderinnen deutlich un-
ter der der Inlanderinnen lag.

Durch eine Gegenuberstellung mit den Vergleichsjahren zeigt sich, dass
es fur die Standardbeschaftigten Uber den Beobachtungszeitraum keine
dramatische Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation gab, sehr wohl
aber eine allmahliche bestandige Veranderung. Wahrend die Personen-
zahl gegenuber dem Jahr 2000 um 3,17% (+113.808) zunahm, wuchsen
die Beschéaftigungsbestadnde nur um 2,19% (+66.286), wodurch sich ein
Ruckgang der Beschaftigungsintensitat um 0,8 Prozentpunkte insgesamt
ergab. Das bedeutet, dass zusatzlich zur steigenden Bedeutung von Teil-
zeit — was nicht Gegenstand dieser Untersuchung ist — sich die Arbeits-
platze auch im Jahresverlauf auf mehr Personen verteilen. Von dieser
Entwicklung waren weit Gberproportional auslandische Beschaftigte be-
troffen. Wahrend der Riickgang der Beschaftigungsintensitaten bei den
inlandischen Mannern mit 0,3 Prozentpunkten eher moderat war und
inlandische Frauen ihre Beschaftigungsintensitaten sogar um 0,8 Pro-
zentpunkte erhéhen konnten, kam es bei den auslandischen Mannern
zu einem Rickgang um 7,8 Prozentpunkte und bei den auslandischen
Frauen um 2,9 Prozentpunkte. Ein Vergleich mit dem Jahr 1996 ergibt
ein ahnliches Bild: Mit 7,7% stieg die Personenzahl um 1,5 Prozentpunkte
starker als die Bestandszahlen, und die Beschéaftigungsintensitaten nah-
men um 1,2% ab. Auch Uber diesen langeren Zeitraum waren in erster
Linie Auslander von deutlichen Rickgangen (8,9 bzw. 5,5 Prozentpunkte)
bei den Beschéaftigungsintensitaten betroffen.

Die Zahl der beschéftigten Personen hatte im Jahr 2005 gegenuliber dem
Jahr 2000 um 113.808 und gegenluber 1996 um 263.451 zugenommen.
Davon entfielen jedoch jeweils nur gut die Halfte auf ausschliefl3lich Stan-
dardbeschaftigte, wahrend die Zahl der Personen, welche auch andere
Erwerbsverhaltnisse hatte, dadurch prozentuell wesentlich starker zu-
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nahm. Der Anteil von Personen mit zusatzlichen Erwerbsverhaltnissen (im
Jahresverlauf) stieg von 21,9% im Jahr 1996 auf 23,8% im Jahr 2005. Im
Wesentlichen konzentrierte sich auch der Riickgang der Beschaftigungs-
intensitaten zwischen 2000 und 2005 auf diese Personengruppe. Diese
Entwicklung betraf — anders als die abnehmenden Beschaftigungsinten-
sitdten — hauptsachlich inlandische Beschaftigte. Von den knapp 884.000
Standardbeschéftigten mit anderen Erwerbsverhaltnissen hatten jedoch
lediglich 150.000 Episoden von Selbststandigkeit und/oder freien Dienst-
vertragen, sowie etwa 8.000 Zivildienstzeiten. Uber 700.000 hatten somit
Episoden von Arbeitslosigkeit und/oder geringfligiger Beschaftigung.

Das heil3t, dass die Gruppe der Personen, welche im Laufe eines Jah-
res mehrere Beschéaftigungsformen ausiben bzw. auch zwischen Be-
schaftigung, Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstatigkeit wechseln, starker
zunimmt als die Beschaftigung insgesamt. Der Anteil dieser Personen-
gruppe wachst zwar fast unmerklich (aufgrund der gro3en Personenzahl
in der Referenzgruppe) aber bestandig.

2.2 Selbststindige auflerhalb der Landwirtschaft

Im Jahr 2005 waren 342.665 Personen durchgehend oder zumindest
zeitweise selbststandig tatig, 80.909 oder ein knappes Viertel waren auch
unselbststandig standardbeschaftigt, 37.209 hatten andere erwerbsaktive
Beschaftigungsformen. Bei den nichtlandwirtschaftlichen Selbststandi-
gen lag der Frauenanteil bei 28,8%.

Gegenuber dem Vergleichsjahr 2000 ist die Zahl der selbststandig er-
werbstatigen Personen um 44.355 oder 14,9% gestiegen, gegenuber
1996 um 87.657 oder 34,4%. Mit 15,3% ist bei den Selbststandigen der
Bestand sogar etwas starker gewachsen als die Personenzahl, wodurch
sich eine geringfugige Erh6hung der Beschéftigungsintensitat auf 91,2%
in dieser Beschaftigungsform ergeben hat. Dazu muss aber angemerkt
werden, dass die Bestdnde an Beschaftigung streng genommen nur
bedeuten, dass die Versicherungsverhaltnisse aufrecht waren. Bei den
Selbststandigen sagt die reine Tatsache eines aufrechten Versicherungs-
verhaltnisses sicherlich in vielen Fallen weniger Uber die tatsachliche Be-
schéaftigungssituation der Betroffenen aus als bei den Unselbststandigen.
Es Iasst sich aber durchaus daraus ableiten, dass kurzfristige selbststan-
dige Tatigkeiten zumindest anteilsmaflig im Beobachtungszeitraum an
Bedeutung nicht zugenommen haben.

Der Auslanderanteil stieg bei den Selbststandigen von 3,5% im Jahr
1996 auf 8,8% im Jahr 2005.

Wenn man den starken Zuwachs vor allem seit 1996 und die zum Teil
nicht unerheblichen Veranderungen in diesem Zeitraum (,Neue Selbst-
sténdige“ sowie wachsende Bedeutung von Einpersonenunternehmen)
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berucksichtigt, ist die Bestandigkeit der Struktur in dieser Beschaftigungs-
form eher erstaunlich, nicht nur die leicht gestiegene Beschaftigungsin-
tensitat, sondern auch der Uber die Jahre fast konstante Frauenanteil
von etwas Uber 28%. Auch die Beschéaftigungsintensitat der Personen
mit Standardbeschéaftigung lag in den Jahren 2005 und 2000 jeweils bei
knapp 80% und hatten sich damit gegeniber 1996 um fast 5 Prozent-
punkte erhoht.

Somit ist die Frage, wer mit den Selbststandigen gemeint ist, nicht in
jedem Fall einfach zu beantworten. Die Zahl der Personen, welche ent-
weder jahresdurchgangig oder zumindest zeitweilig im Verlauf des letzten
Beobachtungsjahres selbststandig waren, Ubertrifft die Ublicherweise in
der Arbeitsmarktstatistik verwendeten Jahresdurchschnittsbestdnde um
30%. Das ist deutlich mehr als der entsprechende Wert fir die Standard-
beschaftigten, welcher fir das Jahr 2005 bei 20% lag. Bei den Selbst-
standigen in der Landwirtschaft lag der ,Uberhang“ an Personen sogar
bei 44%.

2.3 Selbststiandige in der Landwirtschaft

Im Jahr 2005 gab es 180.772 Selbststandige in der Landwirtschaft,
96.273 Manner und 84.499 Frauen. Der Frauenanteil betrug demnach
46,7%. 65,8% davon oder 118.970 Personen waren ausschliellich in der
Landwirtschaft beschaftigt, in dieser Personengruppe betrug der Frauen-
anteil sogar 56,9%. 51.233 Selbststandige in der Landwirtschaft hatten
zusatzlich eine Standardbeschaftigung und 10.485 eine weitere nicht-
landwirtschaftliche Selbststandigkeit. In der Landwirtschaft waren 2005
bereits 205 Auslander und 426 Auslanderinnen selbststandig tatig.

Uber den gesamten Beobachtungszeitraum seit 1996 ist die Zahl
der Selbststédndigen in der Landwirtschaft kontinuierlich zurtickgegan-
gen, von 216.000 im Jahr 1996 Uber 206.000 im Jahr 2000 auf zuletzt
181.000. Dieser Riickgang um insgesamt 35.000 Personen war bei den
ausschlief3lich in der Landwirtschaft Beschaftigten mit 37.800 sogar noch
grofier. Vor allem zwischen 1996 und dem Jahr 2000 hat die Gruppe des
landwirtschaftlichen Nebenerwerbs bei einer Gesamtabnahme der Perso-
nenzahl um gut 10.000 zun&chst zahlenmafig noch gewinnen kénnen. In
den letzten funf Jahren kam es dann allerdings hier zu einem prozentuell
stérkeren Ruckgang.

Sowohl in absoluten Zahlen als auch prozentuell waren die Frauen von
Ruckgang der landwirtschaftlichen Selbststandigkeit starker betroffen als
die Manner: Der Rickgang betrug gegeniber dem Jahr 2000 13.600 und
gegenuber 1996 22.700.
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2.4 Freie Dienstvertrige

Nach der Stichtagszahlung des Hauptverbandes der Sozialversiche-
rungstrager gab es im Jahr 2005 im Jahresdurchschnitt 26.663 freie
Dienstvertrage fur 13.215 Manner und 13.448 Frauen. Diese Zahl wird
gewdhnlich als ,die freien Dienstnehmer” fir dieses Jahr verstanden.

Die genauere Auswertung im Rahmen dieser Studie ergab, dass im Lau-
fe des Jahres 2005 62.528 Personen freie Dienstvertréage hatten, 32.422
Frauen und 30.106 Manner.

In der personenbezogenen Auswertung von Arbeitsmarktdaten gibt es
eine Reihe von Begriffen, welche aus anderen Statistiken nicht bekannt
sind, welche aber fir die Interpretation dieser Datenbestande unver-
zichtbar sind. Fir manche personenbezogenen Auswertungen braucht
man eine sogenannte Dominanzstruktur oder Hierarchie der Beschafti-
gungsformen, weil man das Problem der Mehrfachbeschéaftigung (sowohl
gleichzeitig als auch im Jahresverlauf) beschreibbar machen muss. Aus
der Perspektive eines freien Dienstvertrages stellen die Standardbeschaf-
tigung und die Selbststandigkeit hohere bzw. dominierende Beschafti-
gungsformen dar. Geringfiigige Beschaftigung wird vom freien Dienst-
vertrag dominiert. Die geringfiigige Beschaftigung wiederum wird von
allen anderen Beschaftigungsformen dominiert und kann selbst nur die
Erwerbsform der Arbeitslosigkeit Gberdecken. Nicht so klar ist die Frage
der Dominanz bei Standardbeschaftigung versus Selbststandigkeit, aber
ist die Konvention, dass die Selbststandigkeit im Zweifelsfall von der Stan-
dardbeschaftigung dominiert wird.

Von den 62.528 Personen mit freien Dienstvertrdgen des Jahres 2005
hatten 33.317 oder 53% im Jahresverlauf auch ,héhere” Beschaftigungs-
formen, wahrend 29.211 Personen nur freie Dienstvertrage oder gerin-
gere Beschaftigungsformen hatten. Der Bestand an freien Dienstvertra-
gen betrug 2005 21.027 dominante Personenjahre und 6.420 Gberdeckte
Personenjahre. Diese 6.420 Personenjahre bedeuten, dass ein knappes
Viertel der freien Dienstvertrage (als Volumen betrachtet) eine Nebenbe-
schaftigung darstellten, wahrend gut drei Viertel nicht als Nebenbeschaf-
tigung ausgetbt wurden.

Gegenuber dem Jahr 2000 stieg die Zahl der Personen mit freien Dienst-
vertragen bis 2005 um 11.113 oder 21,6%. Der Bestand insgesamt um
29% und der dominante Bestand sogar um knapp 34%, das heil3t die Be-
schaftigungsintensitat nahm leicht zu. Mit 43,9% war die Beschéaftigungs-
intensitat der freien Dienstvertrage allerdings auch 2005 noch eher gering
(Manner 45,5%, Frauen 42,4%).
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2.5 Geringfiigige Beschiftigung

Nach der Stichtagszahlung des Hauptverbandes der Sozialversiche-
rungstrager gab es im Jahr 2005 im Jahresdurchschnitt 229.746 gering-
flgige Beschaftigungsverhaltnisse flr 68.118 Manner und 161.628 Frau-
en.

Die genauere Auswertung im Rahmen dieser Studie ergab, dass im
Laufe des Jahres 2005 485.026 Personen geringflgige Beschaftigungs-
verhaltnisse hatten, 306.401 Frauen und 178.625 Manner. Der Frauenan-
teil der Stichtagszahlung von 70,3% reduziert sich bei der genaueren Un-
tersuchung auf 63%. 216.960 Personen oder 44,7% hatten das gesamte
Beobachtungsjahr UGber ausschlieRlich geringfligige Beschaftigungsver-
haltnisse — dies kommt bis auf eine geringe Differenz der Hauptverbands-
zahl ziemlich nahe.

Gegenlber dem Jahr 2000 nahm die Personenzahl um 54.093 (+12,5%)
zu —um 25.598 (+9,1%) bei den Frauen und um 28.459 (+19%) bei den
Mannern. Die Zahl der nur geringfligig Beschaftigten nahm um 35.333
(+19,4%) zu, also prozentuell mehr als die geringfligige Beschaftigung
insgesamt. Die Zahl der nur geringfligig beschaftigten Frauen stieg um
20.051 (15,3%), bei den Mannern waren es sogar +29,8% (+15.282) Vor
allem bei den auslandischen Mannern hat sich die Zahl der nur gering-
flgig Beschaftigten auf knapp 10.000 nahezu verdoppelt (bei den auslan-
dischen Frauen betrug der Anstieg 74% auf 16.820)

Der Bestand an geringfligiger Beschaftigung ist mit 16,9% um mehr als
4 Prozentpunkte starker gestiegen als die Personenzahl wodurch sich
eine leichte Erhdhung der Beschéaftigungsintensitat ergab. Insgesamt war
die Beschéaftigungsintensitat mit 37,5% allerdings noch niedriger als die
der freien Dienstvertrage, was vor allem auch im Zusammenhang mit der
geringen Arbeitszeit sowie Entlohnung gesehen werden muss.

3. Mehrfachbeschiftigung

Jedes Jahr zum Stichtag 1. Juli fihrt der Hauptverband der Sozialversi-
cherungstrager selbst eine personenbezogene Auswertung der Beschaf-
tigtenzahlen durch. Dabei wird aufgegliedert, wie viele Personen mehre-
re Beschaftigungsverhaltnisse gleichzeitig hatten und wie die einzelnen
Kombinationen zahlenmaRig besetzt waren. Mit dieser Sonderauswer-
tung wird auf das Thema Mehrfachbeschéaftigung ein Schlaglicht gewor-
fen. Mehrfachbeschaftigung ist jedoch starken saisonalen Schwankungen
unterworfen, und die Ergebnisse flr einen Stichtag (im Sommer zur Feri-
enzeit) lassen nur begrenzte Rickschlisse auf das Gesamtjahr zu.

Auch bei der hier vorliegenden personen- und bestandsbezogenen
Auswertung lasst sich zeigen, in welchem Umfang Personen mehrere

263



Wirtschaft und Gesellschaft 33. Jahrgang (2007), Heft 2

Beschaftigungsverhaltnisse parallel, das heildt zur gleichen Zeit, ausge-
Ubt haben. Der zugrunde liegende Datenbestand Iasst allerdings in den
meisten Fallen eine Unterscheidung zwischen Haupttatigkeit und Neben-
tatigkeit im Sinne einer Unterordnung nicht zu. Deshalb soll im Folgenden
unter dem Begriff Nebentatigkeit nur verstanden werden, dass die betref-
fende Person gleichzeitig noch andere Beschaftigung(en) ausgelbt hat.
Wegen der Komplexitdt der Auswertungen und auch wegen der an-
schaulichen Darstellbarkeit, wird in vielen Fallen auch nicht untersucht,
wie viele Personen im Beobachtungszeitraum Nebenbeschaftigungen
ausgeubt haben, weil bei diesem Vorgehen unter Umstanden auch sehr
kurze Kleinsttatigkeiten in der Darstellung Uberbetont wurden. Es wer-
den vielmehr fir die verschiedenen Beschaftigungsformen die Bestande
betrachtet, und es wird analysiert, in welchem Umfang diese Bestande
die einzige Beschaftigung von Personen waren und in welchem Umfang
es gleichzeitig noch andere Beschaftigung gab. Wegen der Mdglichkeit
von Mehrfachbeschaftigung und zur Vermeidung von Mehrfachzéahlungen
werden die Bestande an Beschaftigung in einer Dominanzstruktur ge-
ordnet (unselbststandige Standardbeschaftigung, Selbststandigkeit, freie
Dienstvertrage sowie geringflgige Beschaftigung). Wenn ein bestimmter
Bestand an Beschaftigung bei der Auswertung als dominant erscheint, so
kann dies bedeuten, dass keine Nebentatigkeit besteht, oder aber, dass
eine eventuelle Nebentatigkeit in der obigen Dominanzstruktur keinesfalls
héher steht. Bei dieser Form der Auswertung und Darstellung ist Uber-
deckte Beschaftigung in jedem Fall eine Nebentéatigkeit oder auch eine
Mehrfachbeschéaftigung in derselben Beschaftigungsform.

3.1 Mehrfachbeschiftigung nach Beschiftigungsformen

3.1.1 Vollversicherungspflichtige Standardbeschiftigung

Obwohl in absoluten Zahlen durchaus betrachtlich, spielt die Mehr-
fachstandardbeschaftigung anteilsmafig nur eine geringe Rolle: Knapp
49.643 Personenjahre an Standardbeschéaftigung bestanden im Jahr 2005
parallel zu einer anderen Standardbeschaftigung, das waren 1,58% des
Gesamtbestandes. Fir Inlander und Inl&dnderinnen wies dieser Anteil mit
1,5% bzw. 1,53% auch wenig geschlechtsspezifische Unterschiede auf. In
Kombination mit der Staatsangehd&rigkeit zeigt sich jedoch eine starkere
Abweichung: Fir auslandische Frauen lag der Anteil der Mehrfachstan-
dardbeschaftigung mit 3,12% deutlich hoher, fir auslandische Manner mit
1,3% etwas niedriger.

Gegenuber den Vergleichsjahren 1996 und 2000 ergab sich eine ge-
ringe, aber stetige Zunahme bei der Mehrfachstandardbeschaftigung:
1996 waren 1,4% des Bestandes Nebenbeschaftigungen und im Jahr
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2000 1,47%. In diesen beiden Jahren war jedoch sowohl die geschlechts-
spezifischen Unterschiede als auch die Unterschiede zwischen Inlandern
und Auslandern ausgepragter. Fur auslandische Frauen lag der Anteil der
Mehrfachstandardbeschaftigung am Gesamtbestand im Jahr 1996 bei
6,26%, im Jahr 2000 bei gut 5%.

3.1.2 Selbststiandigkeit auflerhalb der Landwirtschaft

Die Mehrfachbeschéaftigung bei den Selbststandigen aullerhalb der
Landwirtschaft war 2005 in absoluten Zahlen mit 49.025 nahezu genauso
grol’ wie bei den Standardbeschéftigten, stellte aber aufgrund der ge-
ringeren Bezugsgroéfle — zahlenmallig im Vergleich etwa ein Zehntel der
Standardbeschaftigten — mit 15,7% einen deutlich gréReren Anteil.

Fir inldndische Manner waren 2005 16,84% des Bestandes an selbst-
standiger Erwerbstatigkeit Nebenbeschaftigungen und flr ausléndische
Manner 9,47%. Bei den Frauen lagen die entsprechenden Werte bei
14,62% bei den Inlanderinnen und bei 11,5% bei den Auslanderinnen.
Uberdeckte Selbststandigkeit wurde nahezu vollstandig (48.000) neben
einer Standardbeschaftigung ausgelbt.

Obwonhl die Zahl der selbststdndigen Personen gegenlber dem Jahr
1996 um 87.700 zugenommen hat, und die Selbststandigkeit weiter in
Bereiche vorgedrungen ist, wo die Ertrage nicht immer existenzsichernd
sind (Schlagwort: ,Neue Selbststandigkeit*) hat die Bedeutung der Selbst-
standigkeit als Nebentatigkeit gegentber dem Vergleichsjahr 1996 kaum
zugenommen: Damals betrug der Anteil 16,29%; lediglich im Jahr 2000
lag er mit 17,46% etwas hdher.

3.1.3 Selbststindige in der Landwirtschaft

Mit 48.000 Uberdeckten Personenjahren ergab sich bei der landwirt-
schaftlichen Selbststandigkeit im Jahr 2005 ein Mehrfachbeschéaftigungs-
anteil von insgesamt 28,1%. Bei den Mannern waren es sogar 38,4% und
bei den Frauen 16,4%. Die Auslibung von Landwirtschaft neben einer
weiteren Beschaftigung hat Gber den gesamten Beobachtungszeitraum
deutlich zugenommen: 2000 lag der Anteil noch bei 26,7% und 1996 so-
gar nur bei 21,6%.

38.960 Personenjahre landwirtschaftlicher Beschaftigung wurden im
Jahr 2005 neben einer Standardbeschaftigung und 10.485 neben einer
anderen Form der Selbststandigkeit erbracht.

3.1.4 Freie Dienstvertriage

Freie Dienstvertrage als Nebenbeschaftigung lagen im Jahr 2005 mit
insgesamt 23,4% bei knapp einem Viertel des Bestandes. Mit 25,7% war
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der Nebenbeschéftigungsanteil bei den Mannern etwas héher als bei den
Frauen mit 21,1%. Gegenlber den Vergleichsjahren haben die freien
Dienstvertrage als Nebenbeschaftigung an Bedeutung etwas verloren:
1996 lag der Nebenbeschaftigungsanteil noch bei 29,33% und im Jahr
2000 bei 26,16%. Auch in diesen Jahren war der Manneranteil deutlich
héher.

Hierzu muss aber angemerkt werden, dass aufgrund der Dominanz-
struktur dieser Auswertung die oben angefiihrten Anteile nicht die Kom-
bination aus freien Dienstvertragen und geringfligiger Beschaftigung be-
inhalten, sondern Kombinationen mit einer Standardbeschaftigung oder
einer Selbststandigkeit.

3.1.5 Geringfiigige Beschaftigung

Bei der geringfligigen Beschaftigung bestanden im Jahr 2005 97.351
Personenjahre an Beschaftigung bzw. 34,9% der Bestéande neben einer
weiteren Beschaftigung, bei den Mannern betrug dieser Anteil 41,97%
und bei den Frauen 31,6%. Geringflugige Beschéaftigung als Nebentatig-
keit hat wahrend des Beobachtungszeitraums an Bedeutung etwas ver-
loren: 1996 betrug der Anteil noch 38,13% und im Jahr 2000 35,74%. Im
Jahr 1996 war die geringfligige Beschaftigung von Mannern sogar noch
zu 47,6% von einer weiteren Beschaftigung begleitet. Bei dieser Art der
Auswertung kann die zusétzliche Beschaftigung allerdings auch eine wei-
tere geringfiigige Beschéaftigung sein.

3.1.6 Arbeitslosigkeit

In der letzten Spalte von Tabelle 2 findet sich eine analoge Auswertung
fur die Arbeitslosigkeit. Wenn wahrend einer registrierten Arbeitslosigkeit
auch Episoden legaler Beschaftigung — in erster Linie handelt es sich da-
bei um geringfiigige Beschaftigung — bestehen, wird die Arbeitslosigkeit
von dieser Beschaftigung zeitweise dominiert und ist damit Gberdeckt.

Die Mdglichkeit, neben einer registrierten Arbeitslosigkeit einer gering-
fugigen Beschaftigung nachzugehen, wird allerdings bisher eher wenig
genutzt. Im Jahr 2005 fielen insgesamt 12,6% des Arbeitslosigkeitsbe-
standes neben einer geringfligigen Beschaftigung an, 11,3% bei den
Ménnern und 14,2% bei den Frauen. Dieser Wert stellt aber trotzdem
gegenulber den Vergleichsjahren eine deutliche Zunahme dar: 1966 lag
der Uberdeckte Bestand an Arbeitslosigkeit erst bei 5,66% und im Jahr
2000 bei 6,42%. In beiden Jahren waren die geschlechtsspezifischen Un-
terschiede dieser Werte nicht so ausgepragt wie 2005.
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4. Altersstruktur der Beschiftigten

Die 4.342.000 Personen, welche in Osterreich im Jahr 2005 entweder
jahresdurchgéngig oder zumindest vorlibergehend beschéaftigt waren,
hatten ein Durchschnittsalter von knapp 38 Jahren (Manner 38,15 Jah-
re und Frauen 37,69 Jahre). Im Vergleichsjahr 1996 betrug das Durch-
schnittsalter erst 36,36 Jahre, woraus sich fir den Beobachtungszeitraum
insgesamt ein Altersanstieg der Beschaftigten um 1,6 Jahre ergibt (Man-
ner +1,5 Jahre und Frauen +1,7 Jahre).

Tabelle 3 zeigt flr das Jahr 2005 die Altersverteilungen der beschaf-
tigten Personen und stellt diesen die mit der Dauer gewichteten Beschaf-
tigungsbestéande sowie die entsprechenden Durchschnittswerte fur das
Alter gegenuber. Wie der Vergleich zeigt, macht es aber sowohl fur die
Berechnung des Durchschnittsalters als auch flir die Beschaftigungsan-
teile einzelner Altersgruppen einen Unterschied, ob man zur Berechnung
die Personenzahlen heranzieht oder aber dauergewichtete Beschafti-
gungswerte verwendet. Die Differenzen erklaren sich vor allem durch die
ausgepragten altersbedingten Unterschiede in den Beschaftigungsinten-
sitaten (bzw. Beschaftigungsdauern) der Personen. Insgesamt war 2005
das Durchschnittsalter nach den bestandsgewichteten Beschéaftigungs-
zahlen um ein Jahr héher als nach den ungewichteten Personenzahlen
(bei den Mannern um knapp ein Jahr und bei den Frauen um gut ein
Jahr).

Diese berechnungsabhéangige Differenz des Durchschnittsalters mag
mit einem Jahr als eher vernachlassigbare GréRenordnung erscheinen.
Es sollte aber nicht vergessen werden, dass das Durchschnittsalter ein
aullerst trages Mal ist. Die markante Alterung der Erwerbsbevolkerung in
den nachsten Jahrzehnten beispielsweise kann als gesicherte Tatsache
angesehen werden. Wenn man bertcksichtigt, dass eine Zunahme des
Durchschnittsalters der Personen im Erwerbsalter um ein Jahr je nach Be-
obachtungszeitraum auch bei der erwarteten starken Alterung zehn oder
mehr Jahre dauern kann, ist der Unterschied nicht mehr so unbedeutend.
Ein Wechsel der Berechnungsmethode kann damit denselben Effekt auf
die Ergebnisse haben wie der Ablauf eines Jahrzehnts bei einer stark al-
ternden Erwerbsbevdlkerung. Vor allem aber kann ein ungewolltes (oder
gewolltes) Mischen der Berechnungsmethoden irrefiUhrende Resultate
ergeben.

Wie aus der unteren Halfte von Tabelle 3 deutlich wird, ergeben sich
auch bei den Beschaftigungsanteilen einzelner Altersgruppen je nach
Berechnungsmethode Abweichungen von bis zu 3 Prozentpunkten und
mehr. Erwartungsgemal liegen die Personenanteile bei den Jugendlichen
unter 25 Jahren hoéher als die Bestandsanteile, und im Haupterwerbsalter
zwischen 35 und 55 Jahren ist es umgekehrt. Zwischen 25 und 34 Jah-
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ren sowie bei den 55- bis 64-Jahrigen entsprechen die Bestandsanteile
in etwa den Personenanteilen. Welche Berechnungsmethode die geeig-
netere ist, hangt stark von der Fragestellung ab.

Die Auswertung der Daten, welche dieser Untersuchung zugrunde lie-
gen, wurde in Einzelaltersjahren durchgefuhrt. Dadurch ist es moglich die
Unterschiede zwischen Personenzahlen und Bestédnden sehr detailliert
nach dem Alter darzustellen.

In den Abbildungen 1 fir Manner und 2 fir Frauen stellt die oberste
Linie fur jedes Einzelaltersjahr die Zahl der zumindest voribergehend
beschaftigten Personen dar und die unterste Linie die entsprechenden
dauergewichteten Bestande an Beschéaftigung Uber der Geringflgigkeits-
grenze. Die dunne Linie dazwischen bericksichtigt zusatzlich auch die
geringflgige Beschaftigung, sofern sie zeitweise die dominante Erwerbs-
form von Personen mit anderen Beschéaftigungen im selben Jahr darstellt.
Die Flache unterhalb der Bestandslinie stellt das Beschaftigungsvolumen
des Jahres 2005 uber der Geringfligigkeitsgrenze dar. Dieses Beschaf-
tigungsvolumen ist allerdings auf Tagesbasis berechnet und nicht auf
Stundenbasis und stellt daher kein Arbeitsvolumen im Gblichen Sinne dar,
weil keine Gewichtung mit den Arbeitszeiten erfolgt. Die Flache unterhalb
der obersten Linie stellt somit das theoretisch mogliche Beschéaftigungs-
volumen dar, falls alle erwerbsinteressierten Personen jahresdurchgéngig
beschaftigt gewesen waren.

Sowohl fir Manner als auch fir Frauen nehmen die Abstande zwischen
Personenzahlen und Beschéaftigungsbestanden zwar mit steigendem Al-
ter zunachst ab, bleiben aber auch im Haupterwerbsalter noch immer
betrachtlich. Ab Mitte 50 mit dem verstarkten Einsetzen von Pensionie-
rungen (auch wegen Invaliditat) wachst der Abstand wieder.

Um die Veranderung mit dem Alter deutlicher zu machen, zeigt Abbil-
dung 3 fir Manner und Frauen die Abstadnde zwischen Personenzahlen
und Beschaftigungsbestanden in Prozent, bezogen auf die Personen-
zahlen: Die Werte geben an, wie viel Prozent der moglichen Zeit (gemes-
sen in Arbeitstagen) nicht in Beschaftigung (Uber der Geringfugigkeits-
grenze) verbracht wurden.

Die geringeren Beschaftigungsintensitaten der Jugendlichen erklaren
sich einerseits durch den hohen Anteil an Ferialpraktikanten in diesen
Altersjahren, aber auch durch die Tatsache, dass durch die Lage des
Schuljahres gegentber dem Kalenderjahr Lehrverhaltnisse oft unterjahrig
begonnen werden. Ebenso erklaren unterjahrige Pensionsantritte teilwei-
se die geringeren Beschéaftigungsintensititen der Alteren gegeniber den
Personen im Haupterwerbsalter. Trotzdem bleibt das Phanomen, dass
zusétzlich zum starken Riickgang der Erwerbsbeteiligung in Osterreich
ab Mitte 50 die im Beschéaftigungssystem Verbleibenden dartber hinaus
in erheblichem Ausmalf’ nicht mehr jahresdurchgangig beschaftigt waren
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Abbildung 1: Beschiftigung 2005 — Personenzahlen und Bestdnde:
Manner
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Abbildung 2: Beschaftigung 2005 — Personenzahlen und Bestdnde:
Frauen
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Abbildung 3: Beschaftigung 2005 — Personenzahlen und Bestande:
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1
e | -
I

000 \” /’5/ —a— Ménner

o —J ’,' —a— Frauen

20,00 E:"u“"- rf /
\“

15 17 19 21 23 25 27 20 3 33 35 37 39 41 42 45 47 40 51 53 55 57 50 €1 63 65 67 69

271



Wirtschaft und Gesellschaft 33. Jahrgang (2007), Heft 2

— zumindest nicht Gber der Geringfligigkeitsgrenze.

Die grofReren und zunachst sogar zunehmenden Abstande zwischen
Mannern und Frauen ab 20 bis Mitte 40 erklaren sich durch die Karenz-
zeiten (und die Schwierigkeiten beim Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt)
der Frauen. Es soll hier noch einmal betont werden, dass dieser Untersu-
chung nur die Aktivbeschéaftigung zugrunde liegt.

Bemerkenswert ist aber auch, dass die Abstande zwischen Personen-
zahlen und Bestanden selbst im Haupterwerwerbsalter (zwischen 35 und
55 Jahren) fur Manner in keinen Alter kleiner werden als 8% und fir Frau-
en sogar kaum unter 11% fallen. Die Differenz entspricht unterjahrigen
Beschéaftigungsunterbrechungen. Ein Teil Iasst sich durch registrierte
Arbeitslosigkeit erklaren: Da die Arbeitslosenquote dieser Altersgruppe
der Beschéftigten (ganzjahrig Arbeitslose wurden fir diese Darstellung
ausgeklammert) jedoch 2005 bei etwa 5% lag, bleiben vor allem fur die
Frauen in betrachtlichem Ausmaf Beschaftigungsunterbrechungen, wel-
che von der Ublichen Zahlung nicht erfasst werden.

Wenn man in einem weiteren gedanklichen Schritt diese tatsachlich be-
obachtete Maximallinie der Beschéaftigungsintensitaten als Mafstab fur
die im Beobachtungsjahr erreichbare Integration ins Beschaftigungssys-
tem anlegt, so fallt auf, dass diese Integration in Osterreich vielfach erst in
fortgeschrittenem Erwachsenenalter gelingt: fir Manner erst tber 35 und
fir Frauen Uberhaupt erst ab Anfang 40. Diese Aussage ist jedoch nicht
individuell, sondern als Durchschnittswert zu interpretieren, in dem Sinne,
dass ein grélerer Personenkreis erst spat in stabilere Beschaftigungs-
situationen findet. Das heil3t nicht notwendigerweise, dass es fir jeden
schwieriger geworden ist. Auch die im internationalen Vergleich langen
Ausbildungszeiten tragen zu verspateten Berufseintritten bei.

Die sich hier ergebende Darstellung deckt sich durchaus mit einem Bild
der Arbeitsmarktsituation, welches sich aus unterschiedlichsten Medien-
berichten herauskristallisiert. Es ist von der ,Generation Praktikum® die
Rede, von Menschen, die nach der Ausbildung zum Teil viele Jahre in be-
fristeten und zum Teil prekaren Beschaftigungen zubringen missen und
fur die eine gesicherte Beschaftigungssituation in immer weitere Ferne
riickt. Ahnliches gilt fir Menschen Gber 50, die im Falle eines Arbeitsplatz-
verlustes oft auf grofite Schwierigkeiten sto3en, wieder in eine geeignete,
stabile Beschaftigungssituation zurlck zu finden.

Damit stellt sich aber auch die Frage, inwieweit dieses Phanomen tat-
sachlich eine grundsatzlich neue Problemlage darstellt bzw. in welchem
Ausmal es auch friiher schon so war. Abbildung 4 zeigt die gleiche Aus-
wertung fir das Vergleichsjahr 1996, als die entsprechende Personen-
zahl bei gut 4 Millionen lag. Die grundsétzliche Ahnlichkeit der Muster fallt
sofort auf, zumal es auch Mitte der neunziger Jahre fur junge Menschen
nicht leicht war, eine geeignete Stelle zu finden. Es zeigen sich aber auch
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Unterschiede: Offenbar hatte sich bis 2005 gegeniiber dem Jahr 1996 die
Phase unstabiler Beschaftigung fir Manner altersmaRig um drei Jahre
verlangert — d. h. die Integration der Manner ist deutlich schwieriger ge-
worden. Auf der anderen Seite hatte sich die Verringerung der Beschafti-
gungsintensitaten am oberen Altersrand flr beide Geschlechter um etwa
ein bis zwei Jahre nach hinten verschoben, was vermutlich zumindest
teilweise auf die Pensionsreformen zuriickzufihren ist.

Abbildung 4: Beschaftigung 1996 — Personenzahlen und Bestdnde:
Abstand in %
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In Abbildung 1 und 2 wird ersichtlich, dass die Beriicksichtigung von
geringfligiger Beschaftigung, welche nicht als Nebenerwerb ausgelibt
wird, die Beschaftigungsbestande der Manner nicht nennenswert ver-
andert, bei den Frauen jedoch durchaus eine relevante Groflenordnung
erreicht. Abbildung 5 entspricht von der Berechnungsmethode her Abbil-
dung 3, allerdings unter Einbezug der geringfligigen Beschéaftigung. Es
zeigt sich, dass dann der Unterschied zwischen Mannern und Frauen im
,Kindererziehungsalter* deutlich geringer ausfallt und im Alter zwischen
Anfang 40 und Mitte 50 sogar ganz verschwindet. Das heil3t, dass sich
das beobachtete Beschaftigungsverhalten von Mannern und Frauen im
Haupterwerbsalter kaum unterscheidet, wenn alle Beschéaftigungsformen
bericksichtigt werden, dass aber die Frauen dieser Altersgruppen diese
Beschéaftigungsintensitat nur mittels eines deutlich starkeren Rickgriffs
auf geringfligige Beschaftigung auch umsetzen konnten. Da flir diese
Auswertung Personen mit ausschlielllich geringflgiger Beschaftigung
wahrend des ganzen Jahres ausgeblendet wurden, kann man davon aus-
gehen, dass in der Mehrzahl der Falle diese Wahl nicht freiwillig erfolgte,
weil sich auch Beschaftigungsepisoden Uber der Geringflgigkeitsgrenze
im selben Jahr fanden. Es soll noch betont werden, dass es sich bei den
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Abbildung 5: Beschiftigung 2005 — Personenzahlen und Bestidnde
einschlieBlich geringfiigiger Beschaftigung: Abstand in %
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zusatzlich ausgewerteten Bestdnden um Episoden dominanter geringfi-
giger Beschaftigung handelt, nicht um Nebentatigkeiten.

Abbildung 6 zeigt, wie sich die Beschaftigungsformen altersmanig ver-
teilen, d. h. wie viel Prozent aller beispielsweise geringfligig beschéaftigten
Personen im Jahr 2005 auf jedes Einzelaltersjahr entfielen. Die dickere
Linie in der Mitte zeigt die Altersverteilung aller Standardbeschaftigten;
sie weicht auf Grund der zahlenmalfigen Bedeutung dieser Beschaftig-
tengruppe von der Altersverteilung aller beschéaftigten Personen nur we-
nig ab.

Wahrend die Altersverteilung der Standardbeschaftigung — ersichtlich
im Verlauf der durchgezogenen Linie — erwartungsgemaf von der Alters-
verteilung der Bevdlkerung im Erwerbsalter und den altersspezifischen
Erwerbsquoten am stérksten gepragt ist, weisen die anderen Beschafti-
gungsformen doch einige dariiber hinausgehende altersmaflige Beson-
derheiten auf.

Obwohl auch im jungen Erwachsenenalter — ja sogar bei den Jugendli-
chen —bereits in gewissem Umfang vorhanden, gewinnt die Selbststandig-
keit, sowohl im landwirtschaftlichen als auch im nichtlandwirtschaftlichen
Bereich, erst ab einem Alter tGiber Mitte 30 wirklich an Bedeutung. Mehr als
die Halfte aller Selbststéndigen war 2005 zwischen 35 und 50 Jahren alt.
Bei der nichtlandwirtschaftlichen Selbststandigkeit verlauft die Linie der
Altersverteilung dann bei den Uber 50-Jahrigen zunachst steiler als bei
den Standardbeschaftigten und gegen Ende 50 etwas flacher. Abgesehen
von Kohorteneffekten und der in den letzten Jahren auch anteilsmaBig
gestiegenen Selbststandigkeit, deutet das auch darauf hin, dass um die
50 viele Selbststandige noch einmal in ein (fir sie attraktiveres) unselbst-
standiges Beschaftigungsverhaltnis wechseln, wahrend gegen Ende 50
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diese Option kaum noch besteht. Die landwirtschaftliche Selbststandig-
keit hingegen bleibt bis Ende 50 auf einem hohen Anteilsniveau und fallt
dann steil ab. Generell waren die Selbststandigen im Jahr 2005 bis in
ein héheres Alter aktiv als die unselbststandigen Standardbeschatftigten:
Wahrend nur 1,6% aller Standardbeschaftigen das sechzigste Lebens-
jahr bereits erreicht hatten, waren es bei den nichtlandwirtschaftlichen
Selbststéndigen 6,4% und in der Landwirtschaft 4,7%.

Abbildung 6: Prozentuelle Verteilung der Beschaftigungsformen
nach dem Alter der Personen 2005
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Die geringflgig Beschaftigten, vor allem aber auch die freien Dienst-
nehmer konzentrieren sich sehr stark auf die Altersjahrgange zwischen
20 und etwa 35 Jahren mit einer auffalligen Spitze zwischen 22 und 25
Jahren. Danach geht die Bedeutung dieser Beschaftigungsformen mit zu-
nehmendem Alter (fast) bestandig zurtick, bei den freien Dienstvertragen
starker als bei der geringfligigen Beschaftigung. Bei den Uber 55-Jahrigen
und besonders bei den iber 60-Jahrigen hatte dann die geringfligige Be-
schaftigung wieder eine herausragende Bedeutung vor allen tibrigen Be-
schaftigungsformen: 10% aller geringflgig Beschaftigten waren im Jahr
20065 alter als 60 Jahre.

5. Am Rand des Arbeitsmarktes
Auf dem Bsterreichischen Arbeitsmarkt gibt es immer eine betrachtliche
Anzahl Personen, deren erfasste Arbeitsmarktaktivitaten wahrend des

gesamten Beobachtungsjahres liber registrierte Arbeitslosigkeit und/oder
geringfligige Beschaftigung nicht hinausgehen. Wenn man diese Men-
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schen als ,am Rand des Arbeitsmarktes® bezeichnet bzw. als margina-
lisiert, so trifft diese Beschreibung fur das Jahr 2005 auf fast 370.000
Personen zu: 144.391 Manner (39%) und 224.929 Frauen (61%). Unter
Einbeziehung dieser kaum integrierten Personengruppen waren im Jahr
2005 somit in Summe 2.441.393 Manner und 2.053.053 Frauen zumin-
dest zeitweise auf dem Arbeitsmarkt — die Gesamtheit der Erwerbsakti-
ven bzw. Erwerbsinteressierten lag also bei 4.494 .446 Personen.

Abbildung 7: Marginalisierte nach Geschlecht und Alter 2005
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Abbildung 8: Marginalisierte in Prozent aller Arbeitsmarktaktiven 2005
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Abbildung 7 zeigt die Altersverteilung der Personen mit aulerst geringer
Arbeitsmarktintegration in absoluten Zahlen. Bezogen auf die Gesamt-
heit der erwerbsaktiven Personen entsprechen die oben ausgewiesenen
Zahlen bei den Mannern einem Anteil von 5,9% und bei den Frauen von
10,9%. Da aber vor allem bei der geringfligigen Beschaftigung die Alters-
verteilung starke Konzentrationen im Ausbildungsalter bzw. im Pensions-
alter zeigt, scheint eine gesonderte Betrachtung des Haupterwerbsalters
sinnvoll. In der Altersgruppe von 20 bis 59 Jahren gab es 2005 knapp
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300.000 kaum Integrierte sowie zwischen 25 und 54 Jahren gut 170.000
mit Frauenanteilen von jeweils knapp zwei Dritteln. Auch bei dieser star-
ken Einschrankung des Personenkreises auf die Altersgruppen zwischen
25 und 54 Jahren ergibt sich noch immer ein Prozentsatz an Marginali-
sierten von 3,9% bei den Mannern und 8,7% bei den Frauen. Abbildung 8
zeigt die Altersverteilung der Anteile.

Gegenuber dem Jahr 1996 hat diese Personengruppe um 72.000 oder
24.2% zugenommen. Wahrend die Muster bei den Uber 55-Jahrigen fiir
diese beiden Jahre deutliche Ahnlichkeiten aufweisen, gab es die mar-
kanten Haufungen zwischen 19 und 25 Jahren sowohl fir Manner als
auch fir Frauen im Jahr 1996 noch nicht. Hier kdnnte es durchaus auch
eine Rolle spielen, dass im Jahr 1998 die Moglichkeit des Opting-in fiir
die Pensionsversicherung geschaffen wurde, und dass diese Option von
Personen in Ausbildung zunehmend in Anspruch genommen wurde. Der
Vergleich mit dem Jahr 2000 zeigt, dass die Zunahme in diesen Alters-
gruppen allmahlich erfolgte.

Abbildung 9 zeigt eine feinere Unterteilung in die Beschaftigungsformen
nur geringfligig beschaftigt sowie lberwiegend arbeitslos.

Abbildung 9: Marginalisierte nach Beschaftigungsformen 2005
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AusschlieRlich geringfligige Beschaftigung spielte bei den Mannern im
Jahr 2005 eine grofiere Rolle bei den unter 30-Jahrigen sowie im Alter
zwischen Ende 50 und Mitte 60. Im Berufseinstiegsalter von 18 Jahren
bis Anfang 20 war die ausschlieRliche Arbeitslosigkeit in allen Beobach-
tungsjahren leicht erhdht, wobei aber berlicksichtigt werden muss, dass
in dieser Auswertung der Prasenzdienst nicht als Aktivbeschaftigung aus-
gewertet wurde, und die Prasenzdienstleistenden daher definitionsgemal
nicht in die Gruppe der Standardbeschaftigten mit Arbeitslosigkeit fallen
kénnen. Dies erklart aber jedenfalls diesen ,ersten Gipfel“ nur teilweise,
zumal er sich auch bei den gleichaltrigen Frauen zeigt. Ab einem Alter von
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flnfzig Jahren steigt bei den Mannern diese Form der Arbeitsmarkteilnah-
me markant von zunachst etwa 2.000 Personen auf 3.200 im Alter von
57. Es ist jedoch bemerkenswert, dass auch zwischen Mitte dreil’ig und
Mitte flinfzig — im Haupterwerbsalter — in etwa 2.000 Mannern pro Alters-
jahrgang das ganze Jahr 2005 nur arbeitslos oder allenfalls geringfligig
beschaftigt waren. Zusammen mit den geringfligig Beschaftigten ohne
Arbeitslosigkeit waren somit im Schnitt etwa 2.500 Manner pro Altersjahr-
gang am Rande des 8sterreichischen Arbeitsmarkts.

Auch bei den 20- bis 30-jahrigen Frauen fand sich im Jahr 2005 eine
auffallige Haufung ausschliellich geringfligiger Beschaftigung, welche in
absoluten Zahlen fast doppelt so hoch lag wie bei den Mannern, wei-
ters bei den Frauen Mitte flinfzig. Aufber bei den unter 20-jahrigen gab es
in keinem Altersjahrgang weniger als 2.000 nur geringfligig beschaftigte
Frauen, zusammen mit den Uberwiegend Arbeitslosen gab es sogar in
nahezu keinem Altersjahrgang weniger als 4.000 Frauen am Rand des
Arbeitsmarktes. Ab Anfang 20 spielt auch die iberwiegende Arbeitslo-
sigkeit eine erhebliche bis Ende 30 zunehmende Rolle wodurch sich in
dieser Altersgruppe im Schnitt sogar etwa 5.000 marginalisierte Frauen
pro Altersjahrgang finden.

Die Menschen am Rande des Arbeitsmarktes waren im Jahr 2005 zu
83,6% Inlander bzw. zu 86,4% Inlanderinnen.

Die Zunahme der Marginalisierten gegeniber 1996 geht vor allem auf
die Zunahme nur geringfligiger Beschaftigung zurlick. Wahrend es bei
den Personen mit Arbeitslosigkeit und geringfiigiger Beschéaftigung ledig-
lich zu einem Anstieg um gut 1.200 Personen kam (bei den Frauen -7.400
und bei den Mannern +8.600), stieg die Zahl der ausschlieRlich gering-
flgig beschaftigten Manner von 30.300 auf knapp 55.000 sowie die der
Frauen von 87.300 auf 133.500.

Abbildung 10: Marginalisierte nach Beschaftigungsformen 1996

7.000

6.000

5.000

4.000 - —s—M-AL

=— M-Ngfg
;\ F-Al
3.000 L

/ ,i —— F-Ngfg
2000 4 e - !P [ A

1.000 7

e

T L s B B e L LA S e, e i e S
15 17 18 21 2| 2% ¥ M 3 B[ 35 F W 4 43 45 & #H 5 5 5 5 H 61 6 65 6 60




33. Jahrgang (2007), Heft 2 Wirtschaft und Gesellschaft

6. Resiimee

Bei einer ausschlieBlichen Betrachtung der Bestande von Beschafti-
gung und Arbeitslosigkeit entsteht das Bild eines eher stabilen, um nicht
zu sagen tragen, Arbeitsmarktes. Uber einen langeren Zeitraum liegen
die Veranderungen der Bestande selten Uber einem halben Prozent pro
Jahr. Neben der Beobachtung von Beendigungen und Aufnahmen von
Beschéaftigungsverhaltnissen macht auch schon die Einbeziehung der
Personenkomponente die grofde Flexibilitdt des dsterreichischen Arbeits-
marktes teilweise sichtbar.

Tatsachlich Ubertrifft schon in dem relativ kurzen Beobachtungszeitraum
eines Kalenderjahres die Personenzahl die entsprechenden Bestdnde um
mehrere Hunderttausend. Im Jahr 2005 betrug dieser Unterschied etwa
500.000 bzw. 12,5% der Bestande. Das ist erheblich mehr, als aufgrund
der altersbedingten Erneuerung des Arbeitsmarktes zu erwarten ware.
Es gibt somit eine grolde Zahl an effektiv Erwerbsinteressierten, die nicht
jahresdurchgangig (in Osterreich) beschéftigt sind.

Neben den Jugendlichen im Ausbildungsalter sowie den Pensionisten,
bei denen man (eventuell begrenzte) Zuverdienstwilinsche unterstellen
kann, hat die nicht jahresdurchgéngige Beschaftigung in Osterreich auch
bei Menschen im Haupterwerbsalter eine GréRenordnung erreicht, die es
angemessen erscheinen lasst dieses Phanomen weiter zu untersuchen.
Vor allem die inzwischen groRe Gruppe der Marginalisierten — Personen,
die im Jahresverlauf Uber Arbeitslosigkeit und/oder geringfliigige Beschaf-
tigung hinaus auf dem Arbeitsmarkt nicht Ful® fassen — bereitet Anlass
zur Sorge.

Anmerkung

' Die Beschaftigungsintensitat ist die tatsachliche Dauer der Beschéaftigung in Tagen pro
Jahr dividiert durch 365 mogliche Beschaftigungstage, ausgedriickt in Prozent.

Zusammenfassung

Die gewdhnlich in der Arbeitsmarktstatistik verwendeten Durchschnittswerte von Stich-
tagszahlungen sind fir die Erfassung der Bestande recht gute Schatzwerte. Wenn diese
Zahlen aber — wie sehr oft — als Personen interpretiert werden, entsteht ein irrefiihren-
des Bild des Arbeitsmarktes. Tatsachlich Ubertrifft schon in dem relativ kurzen Beobach-
tungszeitraum eines Kalenderjahres die Personenzahl diese Bestdnde um mehrere Hun-
derttausend. Dieser Unterschied ist erheblich gréRer, als aufgrund der altersbedingten
Erneuerung des Arbeitsmarktes zu erwarten wére. Die Miteinbeziehung der Personenkom-
ponente der Beschaftigung ist eine Methode, die grof3e Flexibilitdt des Osterreichischen
Arbeitsmarktes sichtbar zu machen; mit allen problematischen Begleiterscheinungen vor
allem an den Randern des Beschéaftigungssystems.
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BUCHER

Pladoyer fiir eine wirtschafts-
politische Wende

Rezension von: Rudolf Hickel, Kassen-
sturz. Sieben Griinde fiir eine andere
Wirtschaftspolitik, Rowohlt, Reinbek bei
Hamburg 2006, 256 Seiten, € 16,90.

Rudolf Hickel, Okonomieprofessor
an der Universitat Bremen, ist uns von
vielen TV-Diskussionen als brillanter
Verfechter einer keynesianischen Wirt-
schaftspolitik bekannt. In seinem Buch
.Kassensturz® rechnet er mit der neo-
liberalen Politik ab, welche die Men-
schen immer armer macht, und skiz-
ziert die Schwerpunkte einer neuen
Wirtschaftspolitik.

Das Gurtel-Enger-Schnallen, das
Sparen und der Lohnverzicht wer-
den in Deutschland grol3geschrieben
— unabhangig davon, welche Partei
an der Macht ist. ,In der Ara Schmidt
wurde das Libretto geschrieben, in der
Ara Kohl war Urauffiihrung, in der Ara
Schréder wurde das Stlck mit wagne-
rianischer Wucht neu inszeniert, und
Frau Merkels Grofe Koalition werkelt
gerade an der Anpassung fur die neue
Spielzeit.“ Hickel halt die Zeit fur ge-
kommen, dieses erfolglose Theater-
stlick abzusetzen. Er pladiert fir eine
Kehrtwende in der Wirtschaftspolitik.

Wenn es der Wirtschaft gut geht,
dann geht es noch lange nicht allen
gut. Den Unternehmen wurden in den
letzten zehn Jahren groRzigige Steu-
ergeschenke gemacht, die Gewinne
florierten. Die Arbeithehmer buRten
dagegen Schutzrechte ein, sie verdie-
nen heute netto real weniger als vor

zehn Jahren. Die hohen Gewinnstei-
gerungen brachten keineswegs mehr
Investitionen und Arbeitsplatze. Im Ge-
genteil: Die Arbeitslosigkeit stieg und
diente als Disziplinierungsinstrument.
Die Senkung der Arbeitskosten durch
Lohnzurtickhaltung und Beschafti-
gungsabbau fihrte zu einem Export-
boom, aber gleichzeitig zu einer Stag-
nation der Inlandsnachfrage.

Hickel skizziert die Schwerpunkte ei-
ner neuen Wirtschaftspolitik. An erster
Stelle steht die Wiederentdeckung der
Funktion des Staates: 6ffentliche Infra-
struktur, Bildung, makrotkonomische
Steuerung und Schutz gegen soziale
Risiken. Hickel fordert ein Zukunftspro-
gramm mit einem Startvolumen von
40 Milliarden Euro. Dabei setzt er je-
doch uUbertriebene Hoffnungen in die
Selbstfinanzierung dieses Programms
(S.239). Hickel ruft dazu auf, endlich
die bittere Lehre aus den Steuersen-
kungsrunden zu ziehen. Die erwar-
teten Impulse flr Investitionen, Wirt-
schaftswachstum und Beschéaftigung
sind nicht eingetreten, geblieben sind
die Steuerausfalle.

Eine gerechtere Verteilung der Steu-
erlast ist ein wichtiges Ziel. Hickel pla-
diert fUr eine Wiederbelegung der Ver-
mogensteuer und eine umfassende
Okologische Steuerreform. Er wendet
sich gegen die Zinsertragsteuer als
Endbesteuerung, mit der wir in Oster-
reich recht gute Erfahrungen gemacht
haben.

Weiters verlangt Hickel einen sozi-
alen Mindestschutz. Da der Arbeits-
markt keine Sicherheit mehr bietet,
sollte das Projekt einer ,armutsfreien
Grundsicherung® in Angriff genommen
werden. Hickel schlagt eine bedarfsori-
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entierte Grundsicherung von 940 Euro
pro Haushaltsvorstand und 470 Euro
fur jedes weitere Haushaltsmitglied ab
14 Jahren vor. Das liegt deutlich héher
als die in Osterreich diskutierten Vari-
anten. Die Ubernahme einer zumutba-
ren Erwerbsarbeit sollte jedoch nach
Hickels Vorstellungen verpflichtend
sein.

Vehement wendet sich Hickel gegen
»2ausbeuterische” Niedrigldhne in Kom-
bination mit staatlichen Zuschissen,
insbesondere gegen Hans-Werner
Sinns Kombilohn-Modell. Hickel for-
dert einen Mindestlohn von 1500 Euro
fur Vollzeitbeschaftigte und darliber
hinaus eine Arbeitszeitverklirzung zur
Teilhabe am technischen Fortschritt.
Weiters unterstitzt er das Ziel der I1G-
Metall, Malnahmen zur Starkung der
Innovationen in Tarifvertragen festzu-
schreiben: z. B. einen jahrlichen Inno-
vationsbericht, in dem die Innovationen
und darauf bezogene Investitionen
angefuhrt werden. Auf europdischer
Ebene spricht sich Hickel fur eine bes-
ser koordinierte Makropolitik und eu-
ropaische Mindeststandards bei den
Unternehmensteuersatzen aus.

Viele von Hickels wirtschaftspo-
litischen Strategien finden sich in
Osterreich in ahnlicher Form in den
Vorschlagen der Arbeiterkammer, der
Sozialpartner (,Wachstum und Voll-
beschaftigung®) und auch im WIFO-
WeilRbuch wieder. Hickels Forderungen
nach Grundsicherung, Mindestlohn,
und antizyklischen staatlichen Ausga-
benprogrammen gehen jedoch in ihrer
Dimension uber die 6sterreichischen
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Ansatze hinaus. Der Ruf nach einer
Arbeitszeitverkirzung und einer Ver-
mdgensteuer findet in Osterreich bes-
tenfalls geteilte Zustimmung.

Uberraschenderweise findet man
in Hickels Buch fast nichts Gber For-
schung, Technologie und Bildung.
Wahrscheinlich hangt dies mit der un-
seligen Trennung in Nachfrage- und
Angebotspolitik zusammen. Hickel ist
der Vertreter einer nachfrageseitigen
Makropolitik. Der Grofteil des Buches
dreht sich um die ,typisch deutsche®
Diskussion Uber Lohnzurlckhaltung
sowie Uber die Budget- und Steuerpo-
litik in Deutschland. Es findet sich sel-
ten ein Argument oder ein Vorschlag
Hickels, dem man nicht zustimmen
mdchte. Eher stellt man sich schon
die Frage, ob die — teilweise extremen
— Vorschlage in der heutigen Parteien-
und Medienlandschaft politisch durch-
setzbar sein werden.

Rudolf Hickels Buch ist erfrischend
zu lesen. Es ist nicht im beschrei-
benden Jargon der Wirtschaftsforscher
geschrieben, sondern versteht sich als
Streitschrift in sachlich zurlGckhalten-
dem Tonfall. Das Buch bringt die Prob-
leme auf den Punkt und lasst klare
Vorschlage nicht vermissen. Die gefor-
derten Strategien gehen in die richtige
Richtung, schieBen aber manchmal
Uber das Ziel hinaus. Dass das Buch in
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung,
der Hauspostille des Neoliberalismus,
geradezu witend rezensiert wurde
(,Alternativen von vorgestern®), ist ein
weiterer Grund, es zu lesen.

Ewald Walterskirchen
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Eine Alternative zum
Neoliberalismus

Rezension von: Rainer Bartel, Hermann
Kepplinger, Johannes Pointner, Besser
als Neoliberalismus: Solidarische Wirt-
schaftspolitik, Verlag des OGB, Wien
2006, 326 Seiten, € 21.

Das Ziel des Buches ist die Aufkla-
rung Uber den Neoliberalismus bei
gleichzeitigem Aufzeigen einer Al-
ternative — der ,Solidarischen Wirt-
schaftspolitik“. Auf 326 Seiten wird in
neun Kapiteln eine groRe Themenpa-
lette aufgearbeitet: von der Darstellung
des Wesens des Neoliberalismus tber
Budget- und Industriepolitik bis zum
Arbeitsmarkt und der Gkonomischen
Situation in Oberdsterreich.

Die drei Autoren, Rainer Bartel, Her-
mann Kepplinger und Johannes Point-
ner sind ausgebildete Okonomen, die
Uber die Wissenschaft ihren Weg in
die Politik gefunden haben. Die Am-
bivalenz zwischen Theorie und Pra-
xis ist im vorliegenden Buch teilweise
spurbar. In manchen Passagen des
Buches wird zwischen diesen beiden
Welten hin und her gesprungen. Es ist
fur die Leserlnnen nicht immer eindeu-
tig, ob es sich eher um eine program-
matische Schrift oder doch mehr um
ein Lehrbuch handelt.

Fir den Charakter eines Lehrbuchs
spricht: das strukturierte Heranflihren
der Leserlnnen an komplexe Themen,
Darstellung historischer Kontexte, das
haufige Verwenden von Zitaten und die
Literaturhinweise am Ende eines jeden
Kapitels.

Fir eine programmatische Schrift
sprechen die klaren politischen Posi-
tionierungen: Es ist eindeutig ein Pro-
dukt seiner Zeit — der Endphase der

Wirtschaft und Gesellschaft

Schwarz-Blau/Orangen-Regierung.
Mit der Wirtschaftspolitik der vorhe-
rigen osterreichischen Regierung wird
in diesem Buch schonungslos abge-
rechnet.

Im Folgenden soll auf einige Kapitel
des Buches naher eingegangen wer-
den: das Kapitel Uber den Neolibera-
lismus, jenes zur Budgetpolitik und das
Schlusskapitel Uber die Solidarische
Wirtschaftspolitik als Gegenentwurf
zum Neoliberalismus.

Im Anfangskapitel ,Neoliberalismus,
Kritik und Alternativen* wird auf die
Entwicklung vom Liberalismus zum
Neoliberalismus eingegangen. Adam
Smith trat gegen den vorherrschenden
Wirtschaftsdirigismus der absolutis-
tischen Staaten und der Zinfte auf.
Dieser Theorie wurde durch immer
radikalere Ausformungen und deren
sowohl 6konomische als auch soziale
Auswirkungen die Legitimitat entzogen.

Der Liberalismus konnte sich jedoch
von diesem ,Rickschlag” erholen und
feierte seine Auferstehung im Neolibe-
ralismus. Dieser wird von den Autoren
sehr treffend wie folgt beschrieben:
LAlte Rezepte werden also allzu billig
als moderne verkauft, obwohl sie den
gegenwartigen Rahmenbedingungen

. und Herausforderungen ... nicht
mehr entsprechen. Daher wird der
Neo-liberalismus zuweilen auch mit
der Bezeichnung ,Vulgérliberalismus'
bedacht.“ (S. 18)

In diesem Kapitel wird erfolgreich
die Theorieentwicklung und die histo-
rischen Ereignisse auf der einen Seite
und die Transmission in die politische
Agenda auf der anderen Seite prag-
nant dargelegt. In Osterreich gelang
dem Neoliberalismus der Durchbruch
im internationalen Vergleich relativ
spat. Die Autoren datieren diesen mit
der politischen Wende 2000. Die neo-
liberalen ,Reformen® und Verédnde-
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rungen in den Jahren 2000 bis 2006
werden in diesem Buch sehr ausfihr-
lich kritisch dargestellt. Die Autoren
halten zwar fest, dass es bereits vor
2000 einen schleichenden Erfolg neo-
liberaler Ideen unter der ,GroRen Koa-
lition alt“ gab, jedoch fallt die Analyse
zu den 90er Jahren sehr knapp und
vergleichsweise mild aus.

Sehr Uberzeugend legt das Buch
dar, dass Makrotkonomie mehr als
die Summe von einzelnen mikrodko-
nomischen Einheiten ist. Dieser Un-
terschied wird anhand des Charakters
von Ooffentlichen Gutern, anhand der
Notwendigkeit von staatlichen Regeln
fur einen funktionierenden Wettbewerb
und anhand der speziellen Funktion
des Staates, welcher der Spezialist fur
Gemeinschaftsinteressen ist, illustriert.
Fir die Autoren ist Liberalisierung kein
Allheilmittel, vielmehr hat sich gezeigt,
dass diese im Gegenteil viele unfreier
macht. ,Okonomischer Liberalismus ist
ein Konzept, das strategisch dazu ein-
gesetzt wird, ékonomische Ungleich-
heit zu verstarken.” (S.33)

Im Kapitel ,Offentliche Finanzen — in
Zahlen gegossene Politik“ wird sehr
umfassend auf die verschiedenen
Aspekte des Budgets eingegangen.
Die Spanne reicht von einer kritischen
Beurteilung der Neuen Politischen
Okonomie (NPO) und Erlauterungen
zu den Staatsfunktionen bis zur He-
rausarbeitung der wesentlichen Un-
terschiede zwischen dem Staat und
privaten Haushalten.

Wertvoll ist die Gegenuberstellung
der funktionellen Finanzwissenschaft
und der NPO. Die Autoren arbeiten
heraus, dass die NPO durch ihre Re-
gelbindung versucht, den Spielraum
fur die Politik einzuschranken. Als zent-
ralen Unterschied zwischen der NPO
und der funktionellen Finanzwissen-
schaft wird die Abwégung zwischen
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Staats- oder Marktversagen gesehen.

Auf die verschiedenen Staatsfunk-
tionen (Allokations-, Stabilitats- und
Verteilungsfunktion) wird ausfihrlich
und in verstandlicher Art und Weise
eingegangen. Neben Abschnitten zu
Kreislaufzusammenhangen, Bewer-
tung staatlicher Aufgabenerfillung
sowie zum Gender Budgeting sind vor
allem die Ausflhrungen zum Wesen
des Staates hervorzuheben. Der Staat
ist weder ein Unternehmen noch ein
privater Haushalt.

Anhand einer fiktiven Berechnung
der Maastricht-Stabilitatskriterien' (Net-
toneuverschuldung und Schuldenstan-
de) fur die umsatzstarksten Unterneh-
men des ATX wird illustriert, dass eine
expansive Unternehmenspolitik in die-
sem Korsett von Regulierungen nicht
moglich ware. Erfolgreiche Unterneh-
men wie Verbund oder OMV wiurden
beide Kriterien deutlich verfehlen. In
Summe weisen die ATX-Unternehmen
einen Schuldenstand von 86% und
eine Neuverschuldung von 11% pro
Jahr auf. Dadurch wird auch die Ver-
mdgensillusion der Kameralistik veran-
schaulicht. Im Gegensatz zur Bilanzie-
rung bei Unternehmen wird man in der
Kameralistik durch den Verkauf von
Aktiva reicher und durch Investitionen
armer. Dies ist einer der wesentlichen
Grlnde, weshalb die Autoren ihre For-
derung nach einem doppischen? Rech-
nungswesen fur die offentliche Hand
erheben. Sie erhoffen sich dadurch in
der Diskussion uber die Nachhaltigkeit
der Budgetpolitik eine Verschiebung
weg von der Schuldenquote in Rich-
tung der Eigenkapitalquote. Zusatzlich
sollte durch die geanderte Darstellung
ein transparenteres Gesamtbild der
staatlichen Tatigkeiten mdglich werden,
denn auch ausgegliederte Einheiten
kdnnten besser integriert werden.

Gegen die Vereinfachung der me-
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dialen und politischen Darstellung
der Budgetpolitik und die Reduktion
auf die Kennzahl ,Neuverschuldung*
ziehen die Autoren zu Felde. Ein ak-
tuelles Beispiel fur die Vereinfachung
ist die Berichterstattung der ZiB 2
vom 29. 3. 2007 zur Budgetrede zum
Doppelbudget 2007/2008: ,Reformen
werden jedenfalls notwendig sein, will
Finanzminister Molterer sein Ziel errei-
chen und Osterreich zur Nummer 1 in
Europa machen. Derzeit ist man davon
noch weit entfernt. Im Vergleich der
alten 15 EU-Staaten liegt Osterreich
mit dem fir heuer angepeilten Bud-
getdefizit von 0,9% nur an 9. Stelle.”
Anhand einer einzigen Kennzahl wird
der Versuch unternommen, ein ganzes
Budget zu beurteilen. Beschaftigungs-
lage, Verteilung, Art und Zustand des
Sozialsystems und Ahnliches werden
in dieser Beurteilung einfach ignoriert.
Diese Vereinfachung wird der Komple-
xitat eines Budgets bei weitem nicht
gerecht. Bezliglich dieses Themas zei-
gen die Autoren, dass Staatsschulden
eine gute Wohlfahrts- und eine gute
Beschaftigungssituation weder garan-
tieren noch ausschlie3en kénnen.

Mit ihrem Abschlusskapitel zur Soli-
darischen Wirtschaftspolitik gelingt den
Autoren die Klammer zum Anfangska-
pitel Gber den Neoliberalismus. Es stellt
eine Zusammenfassung der vorherigen
Kapitel dar und zeigt gleichzeitig eine
Alternative zum Neoliberalismus auf.
Die Solidarische Wirtschaftspolitik un-
terscheidet sich vom Neoliberalismus
dahingehend, dass sie die Probleme
der Menschen ernst nimmt und der
Staat aktiv eingreift. Denn der Markt
allein ist nicht imstande, alle Probleme
zu l6sen. Der Staat als Spezialist fur
offentliche Angelegenheiten kann von
einer Ubergeordneten (Makro-)Ebene
aus den Wohlstand fur eine Gesell-
schaft maximieren, und dieser ist mehr
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als die Summe der Einzelnutzen. L6-
sungsrezepte fir Unternehmen oder
gar Privathaushalte mdgen erfolgreich
auf deren Ebene sein, jedoch sind die-
se oft ungeeignet auf der Ebene des
Staates. Vielmehr erheben die Autoren
die Forderung, dass der Markt wieder
vermehrt in die Gesellschaft eingebet-
tet werden sollte und nicht umgekehrt.

Wie der Name schon sagt, ist flr
die Solidarische Wirtschaftspolitik das
solidarische Element von besonderer
Bedeutung. Von dieser Politik profitie-
ren nicht nur die Systemverliererinnen,
sondern auch die so genannten Eliten.
In der Pensionsdiskussion wird dem
Umlageprinzip der Vorzug gegenuber
dem Kapitaldeckungsverfahren gege-
ben. Arbeitslosigkeit wird nicht als eine
freiwillige Sache gesehen, sondern vor
allem als ein Problem der mangelnden
Okonomischen Nachfrage.

Die theoretische Basis der Solida-
rischen Wirtschaftspolitik ist eine neue
Form des Keynesianismus, der den
komplexeren Problemen der heutigen
Zeit Rechnung tragt. Dies bedeutet,
dass zum Ersten der Stabilisierung
der Erwartungen nicht nur kurz-, son-
dern mittel- und langfristig Bedeutung
eingerdumt und zum Zweiten auf das
Design der notwenigen Nachfrageim-
pulse zur Wirkungsoptimierung mehr
Wert gelegt wird.

In den Ausfihrungen zur Solida-
rischen Wirtschaftspolitik findet sich
etwas unvermittelt die Formulierung
,Die Sozialdemokratie ist die ideolo-
gische Heimat der solidarischen Wirt-
schaftspolitik.“ Die Einschrankung,
dass auch neoliberales Gedankengut
immer wieder Anklang in der Sozialde-
mokratie findet, sucht man an dieser
Stelle vergeblich.

Besonders in diesem Kapitel wird
deutlich, dass der internationalen und
insbesondere der europaischen Ebe-
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ne in diesem Buch zuwenig Platz ein-
gerdumt wird. Ausfihrungen der drei
Autoren zur Solidarischen Wirtschafts-
politik auf europaischer Ebene waren
jedenfalls wiinschenswert gewesen.

Das Buch ist mit seinen vielen Unter-
kapiteln und seiner breiten Themenpa-
lette ein Nachschlagewerk, auch wenn
es manchmal an eine Textsammlung
erinnern mag. In manchen Passagen
hatte eine Straffung des Textes nicht
geschadet. Wie bereits ausgefihrt,
eignet sich das Buch nur bedingt als
Lehrbuch, da die Autoren ihre poli-
tischen Praferenzen nicht verhehlen
kénnen bzw. auch nicht verhehlen wol-
len.

Die drei Autoren zeigen mit diesem
Buch, dass es sich fur Politkerlnnen
auszahlt sich in fundierter Art und
Weise mit Okonomie auseinander-
zusetzen. Sie leisten zudem einen
wertvollen Beitrag zur Vermittlung von
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komplexen volkswirtschaftlichen Zu-
sammenhangen.
Tobias Schweitzer

Anmerkungen

' Schuldenstand bzw. Nettoneuverschul-
dung in Prozent des Umsatzes. Als ada-
quaten Ersatz fir das BIP sehen die Au-
toren bei den Unternehmen den Umsatz
an, da dieser den Umfang der Tatigkeiten
eines Unternehmens beschreibt.

2 Doppik ist ein Kunstwort aus der of-
fentlichen Verwaltung in Unkenntnis der
Handhabung der doppelten Buchfiihrung
als Standardinstrument der Betriebswirt-
schaftslehre. Die Abkurzung steht fur die
kaufmannische DOPPelte Buchfiihrung
in Konten Soll und Haben. Die Doppik
ist lediglich eine Verfahrensweise in der
doppelten Buchfihrung, mit dieser also
begrifflich nicht identisch. (Wikipedia,
Aufruf am 20. 6. 2007).
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Okonomie und Okonomik des
Klimawandels

Rezension von: Nicholas Stern, The
Economics of Climate Change. The Stern
Review, Cambridge University Press,
Cambridge 2007, 692 Seiten,
broschiert, £ 29,99.

Die ,richtigen” Antworten der Kili-
ma- und Umwelt-, aber auch der Wirt-
schaftspolitik auf den anthropogenen
Treibhauseffekt (Klimawandel) missen
sich in der Praxis noch durchsetzen, in
den verschiedenen Institutionen und in
der Wissenschaft hat sich schon langst
ein Konsens der Klimaforschung ent-
wickelt.

Wahrend das IPCC (Intergovern-
mental Panel of Climate Change) und
andere internationale Organisationen
(z. B. OECD) sowie eine Reihe nam-
hafter Klima- und Wirtschaftsforscher
seit Jahren ein Forschungsprogramm
mit entsprechenden Ergebnissen zum
anthropogen verursachten Klimawan-
del vorlegen, haben die Entschei-
dungstragerinnen der Politik noch
kaum substanzielle MalRnahmen zur
Stabilisierung des Klimas gesetzt. Die-
ser nlchterne Befund ergibt sich aus
den vorliegenden naturwissenschaft-
lichen und 6konomischen Studien, in
welchen der vom Menschen verur-
sachte Klimawandel grundsatzlich au-
Rer Streit gestellt wird. Die mdgliche
Bandbreite des Temperaturanstiegs
in verschiedenen Untersuchungen ist
aus methodischen Griinden relativ
grol3, wahrscheinliche Werte bewe-
gen sich bis zum Jahr 2100 im Bereich
von 2-5°C mit groRen Unsicherheiten
insbesondere beziglich der 50%-igen
Wahrscheinlichkeit, dass es mehr als
5°C sein werden — gemessen an der
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vorindustriellen  Durchschnittstempe-
ratur ist diese schon jetzt um 0,7°C
groler.

,The economics of climate change
is shaped by the science®, dies ist der
erste Satz des Buchs von Nicholas
Stern, und darauf bauen in der Folge
seine Ausflhrungen uber die 6kono-
mischen Grundlagen (Auswirkungen
des Klimawandels, Mallhahmen da-
gegen, Kosten der Zielerreichung bzw.
des Verfehlens von Zielsetzungen) und
moglichen politischen Malnahmen
gegen einen kostspieligen Klimawan-
del auf.

Die jungste, umfassende Publikati-
on zum Thema der Okonomie und der
Okonomik des Klimawandels fuRt auf
einem Forschungsvorhaben der bri-
tischen Regierung, der so genannten
~otern-Review®, benannt nach dem
Projektleiter Nicholas Stern. Das nun
als Buch bei Cambridge University
Press erschienene Werk ist fur Kili-
ma-Interessierte Pflichtlektire, denn
es stellt auf rund 700 Seiten nicht nur
die naturwissenschaftliche Evidenz in
ihrer gesamten Bandbreite dar, son-
dern prasentiert auch die (leider schon
lange diskutierten und oftmals nicht
realisierten) klima-, umwelt- und wirt-
schaftspolitischen Malnahmen, die
notwendig waren, um den Klimawan-
del gerade noch so einzubremsen,
dass die Schaden uberschaubar und
bewaltigbar bleiben.

Sterns Buch ist aus vielerlei Hinsicht
bemerkenswert. Die Forschungsgrup-
pe rund um diesen anerkannten Oko-
nomen bewegt sich mit ihrem Ansatz
aus dem Feld der engen naturwissen-
schaftlichen und ©6konomischen Dis-
kussion hinaus, weil sie fundierte klima-
politische Ziele anhand einer globalen
Kosten-Nutzen-Abwagung formuliert,
aufbauend auf der Eigenschaft des Kii-
mas als globalem 6ffentlichem Gut und
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damit verbundenen vielfaltigen Formen
des Marktversagens. Nach dem Stern-
Bericht ist erstens ein rasches und
umfassendes Handeln notwendig, und
die Kosten der Sicherstellung eines
gerade noch akzeptablen Klimawan-
dels steigen mit jedem Tag der Unta-
tigkeit. Zweitens wirde rasches, effizi-
entes und effektives Handeln ungeféhr
1% des globalen Einkommens (p. a.)
kosten. Mit diesem Aufwand kénnte
der Temperaturanstieg bis 2100 auf
etwa 2-3°C gebremst werden, wobei
die globalen Emissionen aufgrund
der Tragheit des Wirtschaftssystems
kurzfristig weiter ansteigen wurden
und dann rasch bis 2050 um 1-3%
p. a. fallen wiirden." Im Jahr 2050 wiir-
den demnach mindestens 50% der
Treibhausgase, gemessen an den der-
zeitigen Pro-Kopf-Emissionen, einge-
spart werden (dies bedeutet, dass bei
Wirtschaftswachstum pro BIP-Einheit
nur mehr ein Viertel der derzeitigen
Treibhausgasemissionen  entstehen
wirde). Wirde das Ziel der Stabili-
sierung des Treibhauseffekts verfehlt
werden, stiegen die Kosten des Klima-
wandels auf mindestens 5% des Welt-
einkommens p. a. an.

Eine der zusammenfassenden Kern-
aussagen des Berichts lautet: ,The
scientific evidence that climate change
is a serious and urgent issue is now
compelling. It warrants strong action
to reduce greenhouse gas emissions
around the world to reduce the risk of
very damaging and potentially irrevers-
ible impacts on ecosystems, societies
and economies. With good policies the
costs of action need not be prohibitive
and would be much smaller than the
damage averted.” (S. xiii)

Das Buch ist schlissig aufgebaut
und fihrt die Leserlnnen schrittwei-
se in die Thematik ein. Das Buch ist
in sechs groRe Abschnitte gegliedert:
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Wissenschaft und Ethik des Klimawan-
dels, Auswirkungen des Klimawandels,
die Okonomik der Stabilisierung von
Treibhausgasemissionen, Politikmal3-
nahmen zur Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen, Politikmallnahmen zur
Anpassung an geédndertes Klima und
internationale gemeinsame Rahmen-
bedingungen und Abkommen. Jedem
Abschnitt vorangestellt ist eine kurze
Zusammenfassung, jeder Abschnitt
besteht aus mehreren Kapiteln mit
Detailausfihrungen, welche wieder-
um jeweils am Anfang kurz zusam-
mengefasst sind. So ergibt sich fur
die Leserlnnen je nach Interessenlage
und Vertiefungsanspruch ein lesbares
Werk, wobei sich auch bei nur kurzer
Lekture der Zusammenfassungen ein
deutliches Bild des Klimawandels, sei-
ner Folgen und der moglichen Mal}-
nahmen ergibt. Im Text selbst sind die
wichtigsten Erkenntnisse und Details
hervorgehoben, was eine Nachvoll-
ziehbarkeit wesentlich erleichtert.

Das Buch legt zunachst die natur-
wissenschaftlichen Grundlagen dar
und bezieht sich auf die letzten ver-
fugbaren Studien (z. B. der IPCC, der
OECD bzw. in der wissenschaftlichen
Literatur). Besonderes Augenmerk
wird hierbei auf die Bandbreiten der
EinflussgréRen auf den Klimawandel
gelegt. Einerseits werden verschie-
dene Szenarien auf der Emissions-
seite entwickelt, die in Schatzungen
des zuklnftigen Verlaufs der Treib-
hausgaskonzentrationen in der Atmo-
sphare minden. Andererseits werden
aus Treibhausgaskonzentrationen,
unter Einbeziehung weiterer bekann-
ter Effekte (z. B. Anstieg von Aero-
solen in der Luft, Abschwachung des
Golfstroms), Bandbreiten fir den még-
lichen Temperaturanstieg ermittelt.
Wesentlich dabei ist, dass der Stern-
Bericht versucht, die wesentlichen Li-
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teraturquellen zu berlcksichtigen (also
.pessimistische* wie ,optimistische®),
um eine moglichst breite Basis fur die
Schatzungen zu erhalten. Dargestellt
werden die Unsicherheiten und Band-
breiten mit Konfidenzintervallen sowie
mit Wahrscheinlichkeiten des Eintre-
tens verschiedener Szenarien.

Der moégliche Temperaturanstieg
wird in weiterer Folge 6konomisch
bewertet, d. h. es wird wiederum in
Szenarien gezeichnet, wie hoch die
Folgekosten des anthropogenen Treib-
hauseffektes sein werden (z. B. wenn
keine PolitikmalRnahmen in einem
~business-as-usual‘-Szenarium ge-
troffen werden). Den Auswirkungen
des Temperaturanstiegs bis hin zu der
héheren Wahrscheinlichkeit, dass um
knappere Ressourcen (Wasser, Nah-
rungsmittel) Konflikte auftreten kon-
nen, stehen die Kosten der Verhinde-
rung des Klimawandels gegenuber.

Hierbei ergibt sich hinsichtlich der
sozialen Kosten der Emission von
Treibhausgasen eine methodisch in-
teressante Schlussfolgerung: Die so-
zialen Kosten z. B. der Emission von
einer Tonne CO, hangen langfristig da-
von ab, welche PolitikmalRnahmen jetzt
und in der Zukunft gesetzt werden.
Da die Schéden nicht linear zu den
Emissionen und somit zum Tempera-
turanstieg verlaufen (sie nehmen mit
héherer Temperatur Uberproportional
zu), sind die sozialen Kosten aus heu-
tiger Sicht niedriger, wenn eine strenge
Klimapolitik umgesetzt wird (bzw. vice
versa). Dies bedeutet fir jede dkono-
mische Kosten-Nutzen-Analyse von
CO,-Reduktionsmalnahmen wesentli-
che Unsicherheiten, da nicht bekannt
ist, welche PolitikmaRnhahmen in Zu-
kunft getroffen werden. Ubrigens sind
Durchschnittswerte fur die Emission
von CO,, die seit einem Jahrzehnt in
verschiedenen Studien Uber die Ef-
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fizienz von CO,-Vermeidungsmal-
nahmen verwendet werden (etwa 25
€/Tonne) auch im Stern-Bericht wie-
der bestatigt. Bestatigt wird auch,
dass viele CO,-ReduktionsmafRnah-
men keine Netto-Kosten verursachen,
sondern per se 6konomisch effizient
(durch die Einsparung von Energie-
kosten) sind und viele andere positive
Wirkungen entfalten (z. B. Reduktion
anderer Umweltbelastungen, techni-
scher Fortschritt).

Wichtige weitere Kapitel des Buches
befassen sich mit dem technologi-
schen Wandel und Innovationsprozes-
sen sowie mit der Vielfalt an Politikin-
strumenten. Hierbei wird schlissig und
nachvollziehbar argumentiert, welche
Instrumente effizient und effektiv zum
Klimaschutz beitragen (z. B. handelba-
re Emissionszertifikate, Umweltsteu-
ern), die aber gleichzeitig in rechtliche
Rahmenbedingungen (z. B. Emissions-
standards) eingebunden sein sollen.
Die Autoren verkennen auch nicht die
groBen wirtschaftlichen Mdglichkeiten
durch neue technische Verfahren und
illustrieren ihre Darstellungen mit einer
Vielzahl von Fallstudien. Ohne auf die
Porter-Hypothese einzugehen, argu-
mentieren die Autoren, dass strenge
Klima- und Umweltpolitik Innovationen
und damit bedeutende wirtschaftliche
Vorteile bringen kdnnen. Fur umwelt-
und klimapolitisch Sachkundige ent-
halten diese Kapitel sicherlich keine
wesentlichen neuen Informationen, sie
bieten jedoch eine sehr gute Ubersicht
Uber Instrumente mit besonderem
Bezug auf das globale Problem des
Klimawandels, welche internationale
Koordination, aber gleichzeitig von al-
len Ebenen (national, regional, lokal)
wesentliche Anstrengungen erfordert.

Eine besondere Betonung liegt in
Sterns Werk auf intra- und intergene-
rationeller Gerechtigkeit der Verteilung
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der Kosten. Die moglichen enormen
Kosten des Klimawandels, aber auch
die Malnahmen der Reduktion von
Treibhausgasen sowie der Anpassung
an héhere Durchschnittstemperaturen
werden jeweils aus zwei Perspektiven
beleuchtet: aus Sicht der Entwick-
lungslander als Hauptbetroffene des
Klimawandels und aus Sicht der ver-
ursachenden Industriestaaten. Grosso
modo stellt sich bei Sterns Analysen
heraus, dass die Entwicklungslander
massiv unter dem Klimawandel leiden
werden: Sie sind nicht nur Hauptbe-
troffene des Klimawandels aufgrund
ihrer Geographie, sondern konnen
auch kaum Mittel fur neue Technologi-
en aufbringen, um Emissionen zu re-
duzieren bzw. Schritte zur Anpassung
an das veranderte Klima zu setzen.
Die Bekédmpfung des Klimawandels
ist daher nicht nur eine Frage der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Industrie-
und Entwicklungslander, sondern auch
der Gerechtigkeit und damit der Ethik
heute und in Zukunft.

Eine der wichtigsten Politikaussagen
des Stern-Berichts findet sich im An-
hang, in dem auf aktuelle Fragen und
Diskussionen eingegangen wird und
die wertender formuliert sind als die
Kapitel des Haupttextes. Auf Seite 653
urgiert der Bericht eines der wesent-
lichsten Prinzipien klimapolitischen
Handelns, namlich das Vorsichtsprin-
zip (precautionary principle) und argu-
mentiert dies mit der ,Risikobalance®
vorsorgender Politik: ,If the science
is wrong and we invest 1% of GDP in
reducing emissions for a few decades,
then the main outcome is that we will
have more technologies with real value
for energy security, other types of risks
and other types of pollution. However,
if we do not invest the 1% and the sci-
ence is right, then it is likely to be im-
possible to undo the severe damages

290

33. Jahrgang (2007), Heft 2

that will follow.*

Der einzige Kritikpunkt des Rezen-
senten betrifft die Annahme, dass die
Regierungen dieser Welt an einer ge-
meinsamen und raschen Vorgangs-
weise interessiert seien. Die politische
Okonomie des Klimawandels (bzw. der
Verhinderung von wirksamen Malinah-
men gegen diesen) wird in dem Buch
zuwenig betont. Starke (Einzel-)Inte-
ressen, politische Einflisse und Igno-
ranz sind die wichtigsten Barrieren zu
den von Stern vorbildlich aufgezeigten
PolitikmaRnahmen.

Nehmen wir zum Beispiel Osterreich:
Die Bedeutung des Klimawandels ist
seit mindestens zwanzig Jahren auch
in Regierungsvorhaben und -papieren
dokumentiert (z. B. Energieberichte der
Bundesregierung aus den 1980er und
1990er Jahren, insb. im Zusammen-
hang mit dem Toronto-Protokoll; Na-
tionaler Umweltplan 1995; Osterreichi-
sche Nachhaltigkeitsstrategie 2002;
Klimastrategie 2002 und Umsetzungs-
bericht 2005, der eigentlich ein Bericht
Uber das umfassende Politikversagen
ist). Auch in der neuen Klimastrate-
gie 2007 der Bundesregierung finden
sich die altbekannten Forderungen
und MaRnahmen, die ohne tatsachli-
che Implementierung auch bisher zu
keinen substanziellen Reduktionen
der Treibhausgasemissionen flihrten.
Viele MaRnahmen, die im Stern-Be-
richt vorgeschlagen werden, werden
in Osterreich nur halbherzig oder gar
nicht umgesetzt. Der Stern-Bericht
gibt leider auf derartige Fragen keine
Antwort, sondern vertraut darauf, dass
nach Vorliegen der natur- und wirt-
schaftswissenschaftlichen Evidenz die
politischen Entscheidungstragerinnen
auch entsprechend handeln werden.

Zusammenfassend ist dem umfas-
senden und von der ersten bis zur
letzten Seite fundiert und zwingend ar-
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gumentierten Werk von Nicholas Stern
die weitest mogliche Verbreitung und
Aufmerksamkeit nicht nur bei interes-
sierten Burgerlnnen, sondern auch bei
politischen Entscheidungstragerinnen
zu wiinschen.

Michael Getzner
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Anmerkung

' Aufgrund der Tragheit des Klimasystems
wirde selbst bei sofortigem Stopp aller
Treibhausgasemissionen bis zu einem
neuen Klima-Gleichgewicht die Tempe-
ratur noch weiter signifikant ansteigen.
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Grenzen des Wachstums

Rezension von: Donella Meadows (7),
Jorgen Randers, Dennis Meadows,
Grenzen des Wachstums — Das 30-Jahre-
Update, 2., erg. Aufl., S. Hirzel Verlag,
Stuttgart 2007 ('2006), 323 Seiten, € 29.

Das Buch stellt einen aktualisierten
Lagebericht des weltweit diskutierten
und millionenfach verkauften Berichts
an den Club of Rome ,Die Grenzen
des Wachstums® aus dem Jahr 1972
und des updates aus dem Jahr 1992
dar. Die Autoren prophezeiten fiir das
damals noch in weiter Ferne liegen-
de 21. Jahrhundert das Erreichen der
physischen Grenzen des Planeten
wegen Ressourcenknappheit oder der
Schadstoffmenge der Emissionen. Im
personlich gehaltenen Vorwort legen
sie dar, dass die letzten dreilig Jah-
re okologisch verschwendet wurden,
und sie gelangen anhand der Eingabe
der aktuellen Daten in ihr am MIT ent-
wickelten Computermodell ,World3“,
das nicht nur die heutige Weltbevol-
kerung erstaunlich genau voraus-
sagte (von 3,9 Mrd. 1972 auf etwa 6
Mrd. Menschen) zu dem Ergebnis,
dass die Okologische Tragfahigkeit in-
zwischen bereits deutlich Uberschrit-
ten wurde und diese Uberschreitung
weiter zunimmt (um bisher 20% des
Wackernagel’schen 6kologischen Ful3-
abdrucks). Der Klimawandel und z. B.
die Zunahme von Orkanen in Europa
kénnen ebenfalls als anschaulicher
Beleg ihrer Vorhersagen gewertet wer-
den.

Im kurzen Kapitel 1 wird das Konzept
der Grenzlberschreitung knapp und
klar anhand von Beispielen erlautert.
Das Zentralproblem des Weltsystems

292

33. Jahrgang (2007), Heft 2

besteht im exponentiellen Wachstum
der Weltbevolkerung und des Ressour-
cenverbrauchs, was auch durch sehr
verstandliche, aber aussagekraftige
Abbildungen unterstrichen wird. Over-
shooting tritt meist dann auf, wenn be-
schleunigtes Wachstum, die Existenz
definitiver Grenzen, Wahrnehmungs-
fehler und verzdgerte Reaktionen des
Systems (kritische Schwellenwerte)
zusammentreffen. lhre seit 1972 un-
veranderte Kernaussage lautet: Oko-
nomisches Wachstum als Allheilmittel
fur die meisten Probleme zu bemuhen,
fihrt zum Zusammenbruch und bedarf
einer Kehrtwendung, d. h. einer deut-
lichen Reduzierung des Ressourcen-
durchsatzes.

Auch im zweiten Kapitel Uber die
treibende Kraft exponentiellen Wachs-
tums tritt neben der Klarheit der Spra-
che die hohe didaktische Qualitat des
Buches hervor. Mit einfachen Beispie-
len demonstrieren die Autoren mathe-
matisch die Plétzlichkeit von Prozes-
sen bei exponentieller Entwicklung, die
auf positiven Ruickkoppelungen in den
Systemstrukturen beruhen. Sie zeigen
Uberzeugend, wie mit dem Bevolke-
rungs- und Wirtschaftswachstum tber
das letzte Jahrhundert die Nahrungs-
mittelproduktion und der Rohstoff- und
Energieverbrauch auf unserem be-
grenzten Planeten exponentiell stie-
gen.

Sie verbinden dies mit kurzen hete-
rodoxen Erklarungen. So zeigen sie,
dass der demographische Ubergang
weniger durch allgemeine Einkom-
menssteigerungen, als vielmehr durch
Ausbildung und Beschéaftigungsmdg-
lichkeiten von Frauen, eine geringe
Kindersterblichkeit, eine relativ ge-
rechte Verteilung der Einkommen und
Chancengleichheit beférdert  wird.
Im langen Kapitel 3 werden in einem
vorbildlichen Uberblick die (Uber-)Nut-
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zungen in den Bereichen Nahrung,
Land, Boden, Wasser, fossile Brenn-
stoffe (Erdol, Erdgas, Kohle), Metalle
und die Umweltverschmutzung, d. h.
die Senken fur Schadstoffe und Abfalle
(z. B. verschmutze Gewasser), empi-
risch belegt und mit den Verursachern:
anhaltende Armut und exzessiver Kon-
sum, in Verbindung gebracht.

Kapitel 4 erlautert die Dynamik des
(Computer-)Modells und raumt zu-
nachst das Missverstandnis aus, es
gehe den Autoren um punktgenaue
Vorhersagen. Die Stéarke ihres An-
satzes besteht vielmehr darin, eine
eindeutige Dynamik hervortreten zu
lassen: Bei der Lésung eines Problems
(Nahrungsmangel, versiegende nicht-
erneuerbare Ressourcen, Umweltver-
schmutzung) treten an anderer oder
spaterer Stelle umso heftigere Begren-
zungsprobleme auf, was im zweiten
Teil des Kapitels durch verschiedene
Szenarien verdeutlicht wird. Sie legen
dann die interdependenten Rickkop-
pelungsschleifen fir Bevolkerung, Ka-
pital, Dienstleistungen und Ressourcen
dar und zeigen anhand von Diagram-
men (und dem empirischen Beispiel
der chemischen Zeitbombe PCB) die
leider in unserer Welt vorherrschende
Okologische Logik einer ,Grenzlber-
schreitung mit Zusammenbruch®, bei
der Signale erst lange nach der eigent-
lichen Uberschreitung deutlich werden
und die Grenzen selbst erodierbar
sind, also nach Uberschreitung irrever-
sibel degradieren, was auch die Hoff-
nung auf die (Selbst-)Steuerung durch
Mérkte stark in Frage stellt. Verscharft
wird diese Logik durch das Hinzu-
treten von Erosionsrickkoppelungen
(das Absterben der Walder durch Luft-
schadstoffe reduziert ihre Funktion als
Senke fir die Treibhausgase).

Kapitel 5 soll Hoffnung machen,
es beschreibt die trotz aller Verzége-
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rungen erfolgte Reaktion der Welt-
gemeinschaft auf die das Ozonloch
hervorrufenden FCKW und leitet prak-
tische Folgerungen fir zukinftige Ab-
kommen zu Umweltfragen ab.

In Kapitel 6 stellen die Autoren die
heikle These auf, dass technischer
Fortschritt und die Preissignale freier
Markte die Grenzuberschreitungen
nicht verhindern konnen, womit ein
Tabuthema und Glaubensfragen ange-
sprochen seien. Ein Argument lautet,
dass ,Technik“ einerseits Probleme
entscharfen (Geburtenkontrolle), aber
auch verscharfen koénne (medizi-
nischer Fortschritt: zunehmende Be-
volkerung). Der oft unterstellten Cobb-
Douglas-Produktionsfunktion  halten
sie entgegen, dass Technik normaler-
weise weder ohne Verzoégerung, noch
ohne Kosten oder Nutzungsbeschran-
kungen (Patente) und v. a. ohne unvor-
hergesehene negative Nebeneffekte
auftrete.

Eines ihrer Hauptargumente lautet,
dass bei Beseitigung einer Grenze bei
anhaltendem Wachstum schnell ande-
re Grenzen in den Vordergrund treten
und sich dann mehrere Schichten von
Grenzen Uberlagern, von denen wenige
global (Ausdiinnung der Ozonschicht,
Weltklima), aber viele lokal auftraten,
deren Kumulation dann noch schwerer
in den Griff zu bekommen sei. Mehr
Investitionen in Umweltschutz kénnen
solche in die Nahrungsmittelproduktion
beeintrachtigen, bei steigendem Bevol-
kerungsdruck sinkt oft die Anbauflache
durch Verstadterung usw. Eine weitere
Uberlegung lautet, dass bei Exponen-
tialprozessen an der Grenze der Trag-
fahigkeit die Zeit sehr knapp werden
kann, um wirksam handeln zu kénnen
und somit marktvermittelte Korrekturen
zu spat kommen.

Wohl ohne die institutionendkono-
mische Diskussion zu kennen, stellen
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sie des Weiteren fest, dass Markte und
Techniken lediglich Hilfsmittel sind. In
einer Gesellschaft, die die Natur aus-
beutet, die Eliten bereichert und die
langfristige Zukunft zugunsten kurz-
fristigen Profits ignoriert, wirden Tech-
niken und Markte entwickelt und insti-
tutionalisiert, die den Zusammenbruch
beschleunigen, statt ihn zu verhindern.
Sie weisen hier auf den Tatbestand hin,
dass es reine Marktprozesse nicht gibt,
sondern deren Verlauf und Ergebnisse
stets wesentlich von ihrer institutionell-
juridischen Einbettung abhangen.

Ein weiterer Punkt betrifft die Ver-
meidungskosten. So verursacht die
Beseitigung von 80% einer Emission
zwar steigende, aber bezahlbare Kos-
ten, darlber hinaus steigen sie aber
in der Regel so dramatisch an, dass
sie nicht bezahlbar sind, was aber
bei exponentiellen Steigerungsraten
der Emissionsverursacher dennoch
dringend nétig ware. Am Beispiel der
Preisschwankungen am Erdélmarkt
(ihr zweites Beispiel bezieht sich auf
die Fischerei) mit extremen Preis-
schwankungen und sogar Uber eini-
ge Jahre sinkenden Preisen Mitte der
1980er Jahre exemplifizieren sie ihre
These ungenltgender Informationen
Uber physische Grenzen vermittels
des Marktpreises. Die Anwendung be-
triebswirtschaftlicher Entscheidungs-
regeln scheitert oft auch an fehlenden
oder nicht eindeutigen Informationen
Uber die Ressourcenbasis. |hr eigent-
liches Fazit lautet, dass letztlich nur
politische Beschrankungen Ressour-
cen erhalten kdnnen.

Kapitel 7 stellt die Gretchenfrage
des Ubergangs zu einem nachhaltigen
System. Weder helfen héhere Schorn-
steine und Miullexporte noch blofRe
technische Effizienzsteigerungen, die
zwar pro Einheit weniger Schadstoffe
bedeuten, aber durch den Produktions-
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zuwachs zu einer héheren Gesamtver-
schmutzung fihren. Es bedarf eines
Strukturwandels des Systems als sol-
chem, die positiven Rickkoppelungs-
schleifen mussen verandert werden,
eine Nachhaltigkeitsrevolution misse
gezielte Wachstumsbeschréankungen
bewirken.

Aber wie? Zunachst fordern sie die
Beschrankung der Kinderzahl auf zwei
durch positive Mallhahmen wie dem
Bieten materieller Sicherheit. (Wer be-
zahlt dies, lasst sich hier schnell genug
etwas erreichen und dies ohne Zwang,
anders als in China?) Gleichgewicht
bedeutet eine bestimmte Menge oder
Umfang an Kapital, Anbauflache, Nut-
zung der Ressourcen usw. Es geht hier-
bei nicht um das Steigen oder Sinken
des BIP, sondern um die Verringerung
des Ressourcendurchflusses im Sys-
tem, der den 6kologischen FuRabdruck
bestimmt: Er muss reduziert werden,
was eventuell auch ein absichtliches
Schrumpfen nétig macht, auf jeden
Fall keinen Stillstand bedeutet, da
z.B.innovative Dematerialisierung aus-
dricklich gefordert wird. Die Autoren
lassen offen, wie die angesprochene
Reduzierung vor sich gehen kann, sie
verweisen ofters auf die Uberwindung
von Angst und Gier, das Erfordernis
neuer Regeln, Gesetze und kultureller
Normen.

Unter Verweis auf die Erfahrungen
der  Zentralverwaltungswirtschaften
lehnen sie strenge Kontrollen einer
Zentralregierung ab, sie erkennen
aber an, es ,muss festgelegt werden,
welche Bevdlkerungszahl und welche
Industrieproduktion erwiinscht und
nachhaltig ist* (S. 270). Wie kann dies
dezentral implementiert werden, zu-
mal sie die Notwendigkeit von Kom-
plementarinstitutionen wie der eines
gesicherten Mindesteinkommens und
internationaler Umverteilung betonen?
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Neben dem Wertewandel kommen
die Autoren hier nur auf die Internali-
sierung externer Kosten zu sprechen,
nachdem sie doch vorher immer wie-
der die Grenzen solcher Konzepte,
z. B. hinsichtlich unseres begrenzten
Wissens Uber die Schadensverlaufe,
hervorhoben.

Hier klafft eine Liicke in ihren Uber-
legungen: Das Bemihen, nicht der
Forderung nach einer Okodiktatur zu
unterliegen und dem amerikanischen
Geist allzu sehr zu widersprechen,
ist deutlich erkennbar. Die Licke wird
auch nicht in Kapitel 8, das eine sehr
ansprechende kurze Schilderung der
landwirtschaftlichen und der indust-
riellen Revolution enthalt, der die
heute notwendige in Tiefe und Breite
entspricht, durch den Verweis auf no-
tige Wunschvisionen, den Aufbau von
Netzwerken, den Prinzipen der Wahr-
haftigkeit, der Lernbereitschaft und der
Nachstenliebe geschlossen.

Hier stellen sich Fragen an die So-
zialwissenschaften, insbesondere an
die Volkswirtschaftslehre: Wie lasst
sich die Industrieproduktion auf ein
nachhaltiges Niveau begrenzen, unter
Berucksichtigung internationaler Ar-
beitsteilung und Uberlappender loka-
ler, regionaler und globaler Grenzen?
Ware die Aufstellung von (heute weit-
gehend fehlender) Materialbilanzen
ein Weg, bei dem z. B. fir wesentliche
Ressourcen (Ol, Eisen) eine maximale
Verbrauchsmenge pro Jahr und Land
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festgelegt wird? Wie berechnet man
die Importe, muss man sie dann re-
gulieren? Macht eine solche Begren-
zungsstrategie in einem regional be-
grenzten Raum Sinn?

Nach welchen Kriterien setzt man
die H6éhe des zulassigen Gesamtver-
brauchs fest? Nach welchen Kriterien
erfolgt die Zuteilung (Auktion, GroRva-
termodell)? Ist eine auf Mal3halten be-
dachte Okonomie, die auf das Oberziel
des Wachstums verzichtet, Uberhaupt
mit einer Marktwirtschaft vereinbar?
An welchen Kriterien (wenn nicht mehr
an Gewinn und Wachstum) sollen sich
Unternehmen dann ausrichten? Wie
kann und soll der Innovationsfortschritt
in die richtigen Bahnen gelenkt wer-
den? Sind unsere Sozialsysteme ohne
Wachstum aufrechtzuerhalten? Muss
es Gesetze zur Maximalarbeitszeit
(drei Stunden/Tag) geben, um bei ei-
ner stationaren Bevdlkerung, Produkti-
vitatsfortschritten und einer Deckelung
des Ressourcenverbrauchs Arbeitslo-
sigkeit zu vermeiden? Wie lasst sich
die von den Autoren geforderte Ver-
ringerung der Einkommensschere (H.
Daly: maximal 1:10) ohne drastische
politische Eingriffe vermeiden? Am
Ende des ausgezeichneten Buches
stehen somit Fragen an die Sozialwis-
senschaften, von deren konstruktiver
Beantwortung und Lésung unsere Zu-
kunft abhangt, denen diese sich aber
bisher kaum zuwenden.

Helge Peukert
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Kritische Theorien von
Finanzsystemen

Rezension von: Jan Toporowski, Theories
of Financial Disturbance: An Examinati-
on of Critical Theories of Finance from
Adam Smith to the Present Day, Edward
Elgar, Cheltenham 2005, 208 Seiten,
gebunden, £ 49,50.

Jan Toporowski stellt in diesem Buch
die Wurzeln von Konzeptionen der Un-
zulanglichkeiten von Finanzmarkten
und Finanzsystemen dar, ausgehend
von Theorien der politischen Okono-
mie, und verfolgt einschldgige theo-
retische Ansétze, die er in drei Unter-
gruppen (siehe S. 2f) teilt, bis in die
Konzeptionen von Okonominnen der
Gegenwart. ,Equilibrium finance* stellt
dabei die Grundlage fir orthodoxe
Strémungen der Okonomie dar, nach
denen Finanzmarkte in ihrem Gleich-
gewicht operieren. In der Untergruppe
Jreflective finance* werden Strdbmungen
subsumiert, die jene Bedingungen, die
sich aullerhalb des Finanzmarktes
ergeben und das Finanzsystem de-
terminieren, als kritische GroRRe cha-
rakterisieren. Unter ,critical finance"
schlielich werden jene Konzeptionen
verstanden, die Moglichkeiten von Un-
zulanglichkeiten des Finanzsystems
umfassen, die Fluktuationen in realen
Wirtschaftsbereichen nach sich zie-
hen.

Im ersten Teil des vorliegenden
Buches gelingt dem Autor ein Uber-
zeugendes Bild vom Entstehen und
den gesellschaftspolitischen Umwal-
zungen des Fruhkapitalismus. Durch
diesen Fokus auf die historische Dar-
stellung der Evolution von Fragen der
Unzulanglichkeiten von Finanzmark-
ten und Finanzsystemen wird jedoch
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gleichzeitig deutlich, dass sich Topo-
rowski in keiner Weise mit wirtschafts-
politischen MaRnahmen zur Verringe-
rung der beschriebenen Unzulénglich-
keiten auseinandersetzt und durch die
breite Darstellung unterschiedlicher
Kausalzusammenhange die Leserin
mitunter in der eigenen Konfusion the-
oretischer Konzeptionen zurticklasst.
Es werden weder durch Verweise auf
Originalstellen der vorgestellten Oko-
nomlnnen noch durch Toporowskis
eigene Forderungen zur Verringerung
von Unzulénglichkeiten des Finanzsys-
tems Hilfestellungen zur Verbindung
von theoretischen Grundlagen und
wirtschaftspolitischen Empfehlungen
geschaffen. Damit bleibt der Lese-
rin das implizite Ziel von Toporowskis
Buch abseits eines wohldurchdachten,
aber dennoch rein historisch reflexiven
Werks verschlossen.

Meine eigenen Gedanken zum impli-
ziten Ziel von Toporowskis Buch haben
sich beim Lesen stetig verandert, den-
noch hier zwei Erklarungsversuche:
Zum einen wird deutlich, dass Risiko
und Unsicherheit zwei wesentliche Be-
griffe fur die Analyse unterschiedlicher
Konzeptionen von Unzulénglichkeiten
des Finanzsystems sind. Das wird
nicht nur in den Uberschriften zu den
Kapiteln 8-12 deutlich, sondern bereits
auf Seite 21, auf der Toporowski die
Frage nach Zinsobergrenzen zwischen
Klassikern, Keynes und Neukeynesia-
nern kontrastiert. Die Unterscheidung
zwischen fundamentaler” — nicht be-
rechenbarer — Unsicherheit und bere-
chenbarer Unsicherheit, die an dieser
Stelle dem Begriff des Risikos der
Neukeynesianer — allen voran Stiglitz
und Weiss — entspricht (eine seman-
tische Unterscheidung, die im Ubrigen
nicht im gesamten Buch konsequent
eingehalten wird, wie in den Kapiteln
9-12 deutlich wird), schwingt in Teil
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1 und Teil 2 des Buches mit und gab
der Leserin den Anschein, als wirde
die theoretische Konzeption von Fi-
nanzunzuldnglichkeiten ihre Klimax in
Keynes und den nachfolgenden Dar-
stellungen der Postkeynesianern fin-
den. Leider kommt es in den Kapiteln
zur keynesianischen Finanztheorie
nicht zu diesem erwarteten Héhepunkt
und einer Bindelung der Argumenta-
tionen, sondern zu einer abermaligen
Ausweitung der theoretischen Kausal-
zusammenhange. Das Gegensatzpaar
berechenbares Risiko und fundamen-
tale Unsicherheit steht somit in Teil 3
des Buches nicht mehr in dieser Form
im Vordergrund, sondern die Suche
nach Kausalzusammenhangen, die
das Risiko von Unzulénglichkeiten des
Finanzsystems vergréf3ern, werden in
den Mittelpunkt der Analyse gestellt.
Ein zweiter Erklarungsversuch zum
impliziten Ziel des Buches setzt direkt
am Titel ,Financial Disturbances®— Un-
zulénglichkeiten der Finanzmérkte und
-systeme — an. Diese umfassen einer-
seits die Frage nach einer geeigneten
Regulierung von Finanzintermedia-
toren und fihren damit zu der von Topo-
rowski in Teil 1 des Buches dargestell-
ten Diskussion um Bankenregulierung,
die die Forderung nach Deregulierung
von Seiten der Liberalisierungstheo-
retiker der 70er Jahre nach sich zog.
Andererseits werden Unzulénglich-
keiten von Finanzierungsmethoden
und damit die systembedingten Folgen
von Sparverhalten von Unternehmen
und Haushalten dargestellt (siehe Ka-
leckis Konjunkturzyklusmodell S. 115
und Josef Steindls Argumentation S.
102/121). Zu diesen Unzulanglich-
keiten kommt es trotz funktionierenden
Finanzsystems. Hinzu kommen, wie
von Toporowski im Beitrag uber Kale-
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cki dargestellt, Unzulénglichkeiten von
Zinsmechanismen am Geldmarkt (S.
111).

Somit sollte vielleicht nicht die re-
lativ allgemeine Darstellung der drei
Gruppen von theoretischen Ansat-
zen Uber Unzulanglichkeiten der Fi-
nanzmérkte und -systeme (,equilibri-
um finance®, ,reflective finance* und
ccritical finance®) als Raster dienen,
sondern eine genauere Aufschlis-
selung und Kategorisierung der the-
oretischen Konzeptionen ,reflective
finance“ und ,critical finance“ erfol-
gen, um eine gezielte Einteilung un-
terschiedlicher Strémungen abseits
von ,Gleichgewichts“-Uberlegungen
zu ermdglichen. Die Kombination der
begrifflichen Abgrenzungen von Unsi-
cherheit und Risiko und der Kategori-
sierungen der theoretischen Anséatze
zu Finanzmarktstérungen wurde somit
eine gezielte Verfolgung von finanzthe-
oretischen Konzepten bedeuten.

Eine weitere kritische Anmerkung,
die bereits in der Buchbesprechung
von Randall Wray erfolgt ist, die im
,<Journal of Economic Issues” erschie-
nen ist, soll auch hier nicht unerwahnt
bleiben: die knappe Darstellung der In-
stabilitdtshypothese von Hyman Mins-
ky, die im Vergleich zur Diskussion der
Ansatze des polnischen Okonomen
Marek Breit zu oberflachlich erscheint.
Dass sich Toporowski mit dieser Kritik
bereits auseinandergesetzt hat, zeigt
unter anderem eine seiner jlingsten
Veroffentlichungen: ,Methodology and
Microeconomics in the Early Work of
Hyman P. Minsky“. Insgesamt ist , The-
ories of Financial Disturbance® ein
interessantes und inhaltlich dichtes
Buch, dessen Fokus sich ebenso ver-
breitert wie die 6konomische Theorie
im Zeitablauf.

Elisabeth Springler
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Tauschen und tiuschen

Rezension von: Caroline Gerschlager
(Hrsg.), Deception in Markets.
An Economic Analysis,
Palgrave Macmillan, Basingstoke 2005,
367 Seiten, gebunden, £ 64.

Dass ,tauschen“ und ,tduschen®
nicht nur etymologisch miteinander
verbunden sind, haben wir schon alle
einmal bei passender und unpassen-
der Gelegenheit zu unserem Leid-
wesen feststellen missen. Caroline
Gerschlager  (Wirtschaftsuniversitat
Wien), die von 2001 bis 2005 ein in-
ternationales Forschungsprojekt Uber
»Austausch, Tauschungen und Selbst-
tduschungen® (Exchange, Deception
and Self-Deceptions), geférdert vom
Osterreichischen Bundesministerium
fur Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur, geleitet hat, prasentiert mit dem
vorliegenden Sammelband die wesent-
lichen Ergebnisse dieses Projekts.

In einer kurzen Einleitung gibt sie zu-
nachst eine instruktive Ubersicht Giber
den Aufbau des Bandes und die zent-
ralen Inhalte der hier versammelten
12 Beitrége, an denen insgesamt 15
Wissenschaftlerinnen aus den USA,
Japan, Osterreich, Frankreich, GroR-
britannien, der Schweiz, Deutschland
und den Niederlanden mitgewirkt ha-
ben. Leider ist die Bezugnahme auf
empirische Hintergrinde nicht immer
ganz korrekt (z. B. lautete der juristi-
sche Vorwand gegen Joseph Acker-
mann von der Deutschen Bank nicht
auf Selbstbereicherung, sondern auf
Gewahrung unverdienter Sonderzah-
lungen an Klaus Esser von Mannes-
mann; vgl. S. 15).

Der Aufbau des Bandes ist einleuch-
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tend: Teil | befasst sich mit der ,Ratio-
nalitdt der Tauschung“ (Rationality of
Deception), deren wesentliche Vor-
aussetzung die von G. A. Akerlof und
O. E. Wiliamson hervorgehobene
asymmetrische Information zwischen
den an einer 6konomischen Transakti-
on Beteiligten ist. Hier geht es um das
komplizierte Verhaltnis zwischen der
traditionellen Annahme (vollstéandiger)
Rationalitat in der Okonomie und den
bei asymmetrischer Information mogli-
chen Tauschungsstrategien.

Diesen mehr theoretischen Uber-
legungen folgen komplementéar dazu
eher empirisch ausgerichtete Beitrage
in Teil Il, in dem es um den Erfolg von
Tauschungen auf Mérkten geht. Der
Beitrag in Teil Ill Gber Preistheorie und
die Analyse von T&uschung im Aus-
tauschprozess (Price Theory and the
Study of Deception in the Exchange
Process) von Laurence S. Moss (Bab-
son College, USA), der stark dogmen-
historisch ausgerichtet ist, hatte man
nach meinen Eindruck ohne Verlust
der inneren Aufbaulogik auch dem
ersten Teil des Bandes zuordnen kon-
nen.

Da, wie die Autorlnnen Gberzeugend
zeigen, Tauschung ein die Okonomie
vielfaltig durchdringendes Phanomen
von leider zunehmender Bedeutung ist,
sind die Beitrage von Teil IV Uber sozi-
ale Institutionen und Regulierung zur
Kontrolle von Tauschung besonders
wichtig. Allerdings bewegen sich die
Beitrage dieses Teils (von Alan Ham-
lin, University of Southampton, und Gi-
sela Kubon-Gilke, Ev. Fachhochschule
Darmstadt) dabei priméar auf der theo-
retischen Ebene; in beiden Aufsatzen
wird auch der ,intrinsische” — und nicht
nur der ,funktionale® — Wert ehrlichen
Verhaltens in zwischenmenschlichen,
vor allem 6konomischen Beziehungen
hervorgehoben.
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Die interdisziplinare Perspektive des
Bandes wird besonders in Teil V deut-
lich, der eine anthropologische Sicht
auf die Vorbedingungen von Markten
und von Tauschungen (Preconditions
of Markets and Deception: An An-
thropological Perspective) wirft. Hier
kommen Vertreter anderer Wissen-
schaften (Ethnologie, Soziologie, Kul-
tur- und Religionswissenschaften) zu
Wort, welche die Austauschbeziehun-
gen unter ihrer jeweiligen disziplindren
Perspektive betrachten. Gerade die
Okonomische Wissenschaft kann von
diesen Beitragen viele interessante
und bislang unbekannte Informationen
erhalten, welche die Bedeutung der
personalen Interaktion auf Markten
belegen.

Leider ist es nicht mdglich, im Rah-
men einer Besprechung auf alle Bei-
trage des Bandes im Einzelnen ein-
zugehen. Das Ergebnis der Analyse
von S. Abu Turab Rizvi (University of
Vermont), dass die (traditionelle) Spiel-
theorie meist nicht gut zur Analyse von
Tauschungsmandvern geeignet ist,
kommt nicht Uberraschend und ist,
unmittelbar einsichtig, den zu stren-
gen Rationalitdts- und Informations-
voraussetzungen dieser Denkrichtung
geschuldet (wobei durchaus auf Fort-
schritte in der Zukunft zu hoffen ist).

Interessant, wenn auch ebenfalls
nicht besonders Uberraschend, ist die
Rolle, die Esther-Mirjam Sent (Univer-
sitdt Nijmegen) der Selbsttauschung
im Rahmen der bounded rationality
(beschrankten Rationalitat) beimisst.
In ihrem Beitrag ,Self-Deception and
Deception in Capital Markets® versu-
chen Joshua Coval (Harvard Business
School), David Hirshleifer und Siew
Hong Teoh (beide Ohio State Univer-
sity) auf nicht-psychologischer Grund-
lage das Problem der Selbsttaduschung
zu behandeln und gelangen dabei fol-
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gerichtig zu hohen erwarteten Ertra-
gen und geringen erwarteten Strafen
als dafur wichtigen Voraussetzungen.

Die Herausgeberin untersucht in ih-
rem eigenen Beitrag anhand des be-
rihmt-bertchtigt gewordenen Falls
,Enron* die sich selbst verstarkende
Anreizstruktur dieses nicht nur die
amerikanische Offentlichkeit erregen-
den Betrugsskandals. Dieser sehr
kurze Beitrag hétte sicherlich noch da-
durch gewinnen kdnnen, wenn der kog-
nitiven Seite des Problems — nicht nur
den 6konomischen Anreizen, sondern
auch der anfanglichen (AuRen-)Wahr-
nehmung zweifelhafter Geschéftsprak-
tiken als wagemutiges Unternehmer-
tum —mehr Gewicht geschenkt worden
ware.

Alles in allem liefert dieser Sammel-
band viele wertvolle Informationen,
Einsichten und Anséatze flr ein weiter
zu verfolgendes und bisher stark ver-
nachlassigtes Forschungsfeld. Rich-
tig, wenn auch nicht neuartig, ist der
wiederholte Hinweis vieler Autorinnen,
dass gerade das Okonomische Stan-
dardmodell Tauschung und Selbsttau-
schung systematisch ausschlie3t. Was
daraus fir die 6konomische Theorie-
bildung in Zukunft folgt, ist allerdings
weniger klar.

Erstaunlich gering veranschlagt er-
scheint mir in dem vorliegenden Band
die Rolle der Wirtschafts- und Unter-
nehmensethik, die ja gerade als Folge
aufsehenerregender Betrugsfalle in
den USA als business ethics eine neue
Bedeutung erlangt hat, ja geradezu ei-
nen Boom erlebt. Eine weitere vielver-
sprechende Forschungsrichtung auf
diesem Untersuchungsfeld dirfte auch
in der Zukunft die experimentelle Oko-
nomik darstellen, tUber deren bisherige
Ergebnisse in diesem Feld der Beitrag
von Rachel T. A. Croson (University of
Pennsylvania) informiert.
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Die kritischen Vorbehalte in dieser
Besprechung sollen das Verdienst der
Herausgeberin und der ganzen For-
schungsgruppe nicht schmalern. Auch
der Umstand, dass hier eher Multi- an-
stelle von echter Interdisziplinaritat er-
reicht worden ist, kann man in diesem
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frihen Stadium den Projektbeteiligten
kaum zum Vorwurf machen. Deutlich
wird: Es gibt hier noch viel theoretisch
zu tun und praktisch zu verandern. Der
vorliegende Band macht die Deside-
rate bisheriger Forschung auf diesem
Gebiet nur zu deutlich.

Hans G. Nutzinger
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Eine Wirtschaftsgeschichte
,Gesamteuropas’ im
20. Jahrhundert

Rezension von: Ivan T. Berend, An
Economic History of Twentieth-Century
Europe. Economic Regimes from Lais-

sez-Faire to Globalization, Cambridge
University Press, Cambridge 2006, 356
Seiten, broschiert, £ 19,99.

Der ungarische, seit geraumer Zeit
in den USA lehrende Wirtschaftshis-
toriker Ivan T. Berend bietet mit dem
vorliegenden Werk eine Wirtschafts-
geschichte Europas, die eine ganz
besondere Qualitat aufweist: Osteu-
ropa wird nicht vernachlassigt. Die
Wirtschaftsgeschichten West- und
Osteuropas werden in etwa gleichge-
wichtig behandelt. Ohne Zweifel ist
Berend fir einen solchen Zugang ganz
besonders pradestiniert, machte er
doch seine wissenschaftliche Karriere
zunachst im Ungarn des Janos Kadar,
wobei er dort bald mit einigen anderen
zu den liberalen Marxisten“ gezahlt
wurde, die auch im westlichen Ausland
eine breite Rezeption fanden.

Der erste Abschnitt des Bandes
ist weitestgehend konventionell. Die
Jangen Linien“ der europaischen
Wirtschaftsgeschichte des 20. Jahr-
hunderts sieht Berend in der Glo-
balisierung. Er streicht heraus, dass
bereits die Jahre vor 1914 im Zeichen
eines kraftigen Globalisierungsschubs
standen. Unter dem Banner des ,/ais-
sez faire” wurde der erste Globali-
sierungsprozess in der Geschichte der
europaischen Wirtschaft institutional-
isiert. Sektorale Schwerpunkte bilde-
ten die Entwicklung transeuropaischer
Eisenbahnnetze, der Aufstieg der
Elektro- und in weiterer Folge der Au-
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toindustrie. Kaum erwahnt werden
jedoch vom Autor die ebenfalls vor-
herrschenden protektionistischen Tra-
ditionen, die sich ja in der Zwischen-
kriegszeit voll entfalten sollten und auch
nach 1945 keineswegs verschwunden
waren.

Eine weitere Entwicklungslinie zur
Zeit nach 1945 sieht Berend in der
Herausbildung des skandinavischen
Wohlfahrtsmodells, welches durch
eine Betonung der Entwicklung des
Humankapitals, der staatlichen Sozial-
politik, vor allem der Verteilungspolitik,
und eine starke Exportorientierung
gepragt war. Dort, wo sich dieses Mo-
dell nicht einmal in Ansatzen durch-
setzte, vergroRerte sich der Rickstand
zu den entwickelten westeuropaischen
Okonomien. Nach Berend traf das
nicht zuletzt auf die osteuropaische
Peripherie und Irland zu.

Sehr breiten Raum widmet Be-
rend in der Folge Aufstieg und Fall der
Sowjetunion und der Planwirtschaft
sowjetischer Pragung. Sowohl die
Geschichte der sowjetischen Plan-
wirtschaft und ihrer Adepten als auch
die Reaktion des ,Westens® auf diese
Herausforderung bildet ein zentrales
Element der Darstellung. Einerseits
werden die theoretischen und ideolo-
gischen Grundlagen des sowjetischen
Modells bei Karl Marx ausfihrlich be-
handelt, andererseits wird der Einfluss
des ,realen Sozialismus“ auf die Ent-
wicklung gemischter Wirtschaften in
Skandinavien in der Zwischenkriegs-
zeit und in Westeuropa nach 1945
besonders herausgestrichen.

Vor allem fir die Zeit nach 1945 be-
tont Berend dieses reaktive Element
nachdricklich, wobei ein Stick 6s-
terreichischer  Wirtschaftsgeschichte
nicht unerwahnt bleibt. So heil3t es:
»1he integration process was accom-
panied by a new social arrangement,
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introduced almost immediatly after
the war. In place of class warfare a
Sozialpartnerschaft was established,
a kind of corporative system, based
on voluntary collaboration of labor un-
ions and entrepreneurs, assisted and
monitored by the state.” (S. 195). Da-
bei geht Berend allerdings so weit, die
westeuropaischen Wirtschaftsmodelle
nach 1945 unisono als ,sozialpartner-
schaftlich® zu charakterisieren, was
den teils gravierenden Unterschieden
und nicht zuletzt dem namensge-
benden dsterreichischen Modell nicht
gerecht wird.

Zuzustimmen ist dem Autor aber
sicherlich, wenn er die mit der Zwi-
schenkriegszeit stark kontrastierende
Hinwendung zum Sozialstaat und zu
einer antizyklischen Wirtschaftspolitik
herausstreicht und betont, dass die
,Keynesianische Revolution® westeu-
ropdische Regierungen nachhaltig in
ihrer Wirtschaftspolitik beeinflusste,
gleichgultig ob sie politisch links oder
rechts standen. Im Besonderen galt
das fur die Nachkriegsjahrzehnte. Der
Staat wurde nach 1945 somit in West-
und Osteuropa, wenn auch unter nicht
wirklich vergleichbaren politischen und
6konomischen Rahmenbedingungen,
ein grof3er Investor und Unternehmer.
Der Kalte Krieg spielte dabei eine
wichtige Rolle. Ein Kapitalismus bzw.
— eingeschrankt — auch ein Kommunis-
mus mit menschlichem Gesicht waren
die mittelfristigen Ziele.

Schon in den 1960er Jahren ver-
lor der Kalte Krieg als Motor wohl-
fahrtsstaatlicher Konzepte nach und
nach an Einfluss. Das Ende von ,Bret-
ton Woods* wurde durch die US- und
britische Regierung eingeleitet, die ei-
nen regulationsfreien ,offshore“-Euro-
dollar-Markt ins Leben riefen. Letztlich
war die Olkrise nur ein Ausléser. Die
vordem Uberhitzte Konjunktur mindete
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1973-1983 in eine Phase der Stagfla-
tion. Keynesianische Instrumente ver-
sagten nicht zuletzt wegen der fort-
schreitenden Globalisierung. ,Defen-
sive Investitionen® des Staates ver-
schafften nur eine kurze Atempause fuir
eine Neuordnung der Wirtschaftspoli-
tik. Nach Berend verschwand jener mit
dem Aufbau von Wohlfahrtsstaaten
verbundene aufklarerische Geist und
wich erneut einer nun weltweit verbrei-
teten laissez-faire-ldeologie. Mehr als
80% der Wahrungstransaktionen sind
neuerdings rein spekuliv. Multinatio-
nale Konzerne produzieren ein Viertel
bis ein Drittel des Weltoutputs.

Ein zentrales Element des wirt-
schaftlichen Wiederaufstiegs Europas
sieht Berend in der Entwicklung eines
Binnenmarktes. Der innereuropaische
Handel stellte schon seit den 1950er
Jahren eine starke Triebkraft dar. In
diesem Zusammenhang betont der
Autor die erfolgreiche Kohasionspolitik
in der EU. Kritische Aspekte der wirt-
schaftlichen Integration bleiben freilich
bei Berend weitgehend ausgespart.
So findet die Agrarpolitik der EU kaum
Erwdhnung, und Defizite in Bezug auf
eine ,Sozialunion“ werden nicht the-
matisiert, wohl aber der konstatierte
Reformbedarf der Wohlfahrtsstaaten.

Im Rahmen der Verteilungspolitik
sieht Berend das Schwergewicht
auf der ,piggy bank“-Rolle der Wohl-
fahrtsstaaten. Die  Umverteilung
wahrend des Lebenszyklus sei be-
deutend wichtiger als die kurzfristige
Verteilungspolitik Gber die Steuerpro-
gression. Als Beispiel erwahnt Be-
rend — nicht ganz unproblematisch
— GroRbritannien. Im Vereinigten Koni-
greich entfielen zwei Drittel bis drei
Viertel der Umverteilung auf die Rolle
des Staates als ,piggy bank".

Im Gegensatz zur ausfuhrlichen Be-
handlung der Wirtschaftsgeschichte
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der Sowjetunion bleibt die Darstellung
der westeuropdischen Wirtschaftsge-
schichte in der zweiten Halfte des 20.
Jahrhunderts vergleichsweise wenig
konturiert. Man gewinnt den Eindruck,
Berend sieht kaum eine Alternative
zum neoliberalen mainstream der
letzten Jahrzehnte, obwohl er dessen
Schattenseiten nicht véllig ignoriert.
Von der Darstellungsform ist positiv
hervorzuheben, dass die Einschibe
u. a. zu Firmengeschichten wie Brown
Boveri, Tungsram, Volkswagen, No-
kia, Benetton, aber auch zur Pariser
Metro, der Autobahn, dem Donau-
Schwarzmeer-Kanal und Biogramme
zu Personlichkeiten wie John Maynard
Keynes, Jean Monnet oder Sir William
Beveridge ein sehr buntes Bild der eu-
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ropaischen Wirtschaftsgeschichte im
20. Jahrhundert vermitteln. Kritisch ist
allerdings zu vermerken, dass die Lite-
ratur zum Teil nicht mehr auf letztem
Stand rezipiert wurde. Beispielsweise
werden die Arbeiten von David Good
ignoriert. Ebenso bleiben Erkennt-
nisse aus der Institutionendkonomie
unbericksichtigt.

In Summe liefert lvan Berend eine
durchaus lesenswerte gesamteuro-
paische Wirtschaftsgeschichte, die
jedoch, was die westeuropaische Ent-
wicklung anlangt, ein wenig uninspiriert
ausgefallen ist und eine gewisse Desil-
lusionierung eines ehemals im ,realen
Sozialismus® sozialisierten Intellektuel-
len nicht ganz verleugnen kann.

Andreas Weig|
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Sloweniens Weg zur
Unabhangigkeit

Rezension von: Joachim Hosler,
Slowenien. Von den Anfingen bis zur
Gegenwart, Verlag Friedrich Pustet,
Regensburg 2006, 264 Seiten, € 26,90.

Im Rahmen der eindrucksvollen
Reihe ,Ost- und Sidosteuropa. Ge-
schichte der Lander und Vélker® des
Verlags Friedrich Pustet und der Sud-
osteuropa-Gesellschaft Minchen er-
schien nun die erste deutschsprachige
Geschichte Sloweniens. |Ihr Verfasser
Joachim Hésler ist Spezialist fir die
Geschichte Krains und Privatdozent
an der Philipps-Universitat Marburg.

Von einer ,slowenischen“ Geschich-
te kann streng genommen erst ab den
1840er Jahren die Rede sein, denn da-
vor existierte dieser Begriff gar nicht,
und eine (eingeschrankte) Staatlich-
keit erlangte Slowenien Gberhaupt erst
1945/6.

Der vorliegende Band beschrankt
sich allerdings nicht auf die zweite
Halfte des 19. und das 20. Jahrhun-
dert, sondern bietet auch einen Abriss
der langen ,Vorgeschichte* seit der
Antike. In geografischer Hinsicht be-
zieht sich die Darstellung in diesen Ab-
schnitten auf die Alpen-Adria-Region
zwischen Friaul im Westen und dem
Ubermurgebiet im Osten, zwischen
der Steiermark sowie Karnten im Nor-
den und Istrien sowie dem Karstgebiet
im Siden.

Diese Region kam schonim Hochmit-
telalter unter die Herrschaft der Habs-
burger: die Steiermark 1282, Karnten
und Krain 1335, Gorz (einschlieRlich
Inneristriens und des Karstgebiets)
1374 und Triest 1382. Mit Recht merkt
der Autor an, dass die Geschicke der
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dort lebenden Menschen meist von
den Interessen weit entfernter Ent-
scheidungszentren bestimmt wurden:
Rom, Konstantinopel bzw. Stambul,
Venedig, Wien, im 20. Jahrhundert
Berlin und Belgrad.

Aus den Uberlieferten Dokumenten
geht hervor, dass sich die Landbevol-
kerung Krains in der Zeit des Vormarz
nach wie vor mit den Begriffen ,Herr"
und ,Bauer” orientierte. ,Nationalitat
war den Menschen unbekannt. Patrio-
tische Bekenntnisse bezogen sich auf
das jeweilige Land (Krain, Steiermark
etc.). Es ging also noch kein ethnischer
Riss durch die Gesellschaft, sondern
nur ein sozialer. Beherrscht wurde die
Uberwiegend ,krainisch® oder ,win-
disch“ sprechende Unterschicht nicht
von ,Deutschen®, sondern von ,einer
monarchietreuen, konservativen und
bigotten Elite, deren Reprasentanten
vielfach und in wachsender Zahl auch
slawischen Hintergrund hatten®. (S.
84)

Der Begriff des Slowenischen tauch-
te erst in den Jahren 1844/5 auf, ,krai-
nisch® wurde in der Folge abgel6st
durch ,slowenisch®. Die Lander uber-
greifende, nationale Ausdrucksweise
ersetzte die traditionelle landesbezo-
gene. Die moderne Geschichtsschrei-
bung sieht den Beginn der slowe-
nischen Nationalbewegung in diesen
Jahren, als sich Gelehrte mit ,slowe-
nischer Sprache, Geschichte und
Brauchtum befassten — in der erklar-
ten Absicht, die ethnische Gruppe der
»Slowenen“ von anderen abzugrenzen
und ihren Status zu verbessern. In po-
litischer Hinsicht war die slowenische
Nationalbewegung in ihrer Anfangs-
phase kaisertreu, konservativ, die
Standegesellschaft verteidigend, ka-
tholisch.

Im Revolutionsjahr 1848 entstand
das ,Programm des Vereinten Slowe-
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nien, das erste ethnisch begrindete,
foderalistische Programm innerhalb
der Habsburgermonarchie. Gefordert
wurden darin die administrative Ver-
einigung der Slowenen in einem Ko-
nigreich mit eigenem Landtag und die
Einfihrung der slowenischen Sprache
in Amt und Schule. Die dieses Pro-
gramm vertretende Petitionsbewegung
war immerhin erfolgreich in Bezug auf
die Anerkennung des Slowenischen
als Amtssprache.

GroRe faktische Aufwertung erfuhr
die slowenische Sprache in der Zeit
des Neoabsolutismus, denn in den
Grundschulen, einer Doméane des Kle-
rus, sorgte dieser fir die Einfuhrung
von Slowenisch nicht nur als Unter-
richtsfach, sondern auch als Unter-
richtssprache.

Wahrend der 1860er Jahre zeigte
diese Schulpolitik Wirkung: Traditio-
nelle, nicht ethnisch definierte Orga-
nisationen und Publikationen gerieten
in die Krise, wahrend national ausge-
richtete Vereine, Interessenverbande
und Presseorgane einen starken Auf-
schwung erlebten. Die ethnische Diffe-
renzierung der politischen Offentlich-
keit und der Zivilgesellschaft begann
somit auch in den Kronlandern der
Alpen-Adria-Region: in Krain, Karn-
ten, der Steiermark und im Kistenland
(Triest, Gorz und Istrien).’

Der Osterreich-ungarische  Aus-
gleich des Jahres 1867 stie® bei den
slawischen Nationalbewegungen der
Habsburgermonarchie auf Ablehnung,
vernachlassigte er doch die Interessen
der rund 60% der Bevdlkerung Cislei-
thaniens stellenden Slawen. Die For-
derungen nach ,Gleichberechtigung®
und Wahrung von ,Nationalitdt und
Sprache (Art. 19 der Dezember-Ver-
fassung 1867) nahmen in der Folge im
Zielkatalog der slowenischen National-
bewegung, die bis weit in den Ersten
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Weltkrieg austroslawisch blieb, zentra-
le Positionen ein.

Zweifellos trug die Enttduschung
Uber den Ausgleich zur Beschleuni-
gung der nationalen Differenzierung
der Zivilgesellschaft auch in den von
slowenisch sprechender Bevdlkerung
bewohnten Kronldndern bei. Die nati-
onale Ausrichtung der Organisationen
der politischen Offentlichkeit (Vereine,
Interessenverbande, Parteien, Publika-
tionen) schritt nach 1867 rasch voran.
Bei den krainischen Landtagswahlen
des Jahres 1867 traten die slowenisch-
nationalen Gruppierungen erstmals mit
eigenen Wahlausschussen und Listen
an — und errangen die Mehrheit.

Die slowenische Nationalbewegung
spaltete sich schon in den 1860er
Jahren in konservativ-klerikale ,Altslo-
wenen® und liberale ,Jungslowenen®,
wobei Erstere dominant blieben. Beide
Richtungen kooperierten im Reichstag
von 1876 bis 1893 im Rahmen des die
Politik bestimmenden feudal-konser-
vativen Hohenwart-Klubs. Sie orien-
tierten sich nicht mehr am ,Programm
des Vereinten Slowenien“ von 1848,
sondern verfolgten eine pragmatische
— und recht erfolgreiche — Politik der
kleinen Schritte. Ab der Okkupation
Bosnien-Herzegowinas 1878 vertraten
beide Parteien trialistische Vorstellun-
gen: Der dsterreichisch-ungarische
Dualismus der Habsburgermonarchie
sollte zu einem 06sterreich-ungarisch-
slawischen Trialismus mit einem eige-
nen slawischen Reichsgebiet erweitert
werden.

In den 1880er Jahren radikalisierten
sich die Nationalbewegungen in der
Alpen-Adria-Region. Deutschnationa-
le Organisationen wie der ,Deutsche
Schulverein® lehnten Mehrsprachigkeit
ab und bekampften die Gleichberechti-
gung der slowenischen Sprache in den
Schulen. Die slowenische Nationalbe-
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wegung reagierte darauf mit der Grin-
dung des ,Kyrill-Method“-Schulvereins,
der insbesondere in Triest sehr aktiv
und erfolgreich war. Die Schulpolitik
bildete das wichtigste Konfliktfeld nati-
onaler Auseinandersetzungen.

Wéhrend in Stdkarnten und der mitt-
leren Steiermark die Assimilation vom
Slowenischen zum Deutschen anhielt,
verlief die Assimilation in Krain, der Un-
tersteiermark und in Triest zugunsten
des Slowenischen. Die slowenische
Landbevdlkerung strémte in die Stadte,
um Arbeit in der wachsenden Zahl von
Industrie- und Manufakturbetrieben zu
finden. Die Bevolkerungszahlen von
Laibach (1846 16.000, 1910 46.000)
und insbesondere Triest (1850 70.000,
1914 230.000) vervielfachten sich. Die
Integration ins urbane Umfeld gelang
den Zuzlglern mit Hilfe der von der
slowenischen Nationalbewegung auf-
gebauten slowenischsprachigen Infra-
struktur. In Krain, der Untersteiermark
und in Triest gingen Industrialisierung,
Urbanisierung und Slowenisierung
somit Hand in Hand. Es entstanden
slowenisch sprechende Arbeiter- und
birgerliche Schichten.

In den 1890er Jahren beschleunigte
sich in der Habsburgermonarchie der
Wechsel von der Parteien- zur Mas-
senpolitik, der nach 1873 begonnen
hatte. Nicht nur in der Alpen-Adria-
Region eskalierte die nationale Dif-
ferenzierung. Die christlich-soziale
Slowenische Volkspartei, Nachfol-
gerin der konservativ-klerikalen Alt-
slowenen, verknupfte erfolgreich den
slowenischen Nationalismus mit dem
Katholizismus und entwickelte sich zu
einer Massenpartei, weil sie die sozi-
alen Probleme der Bauern ansprach.
Unternehmer, Bankiers und Geistli-
che aus der christlich-sozialen Bewe-
gung grundeten Genossenschaften,
in denen sich slowenisch sprechende
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Bauern und Gewerbetreibende orga-
nisierten. Diese Genossenschaften
erweiterten und verdichteten das Netz
von slowenischnationalen Organisati-
onen, welches sich uber die Grenzen
der Kronlander erstreckte.

Wie stark die nationalpolitische Dif-
ferenzierung schon vorangeschritten
war, wird besonders deutlich am Bei-
spiel der Sozialdemokraten: Die 1896
in Laibach gegriindete ,Sudslawische
sozialdemokratische Partei“ vertrat
nicht mehr den Internationalismus,
sondern wandte sich nur noch an die
~Slowenische® Arbeiterschaft.

Erst spat im Ersten Weltkrieg, nam-
lich im Sommer 1917, gab die slo-
wenische Nationalbewegung ihren
austroslawisch-trialistischen Kurs auf
und suchte nach neuen politischen
Optionen auferhalb der Habsburger-
monarchie. Ausschlaggebend dafir
waren die starre Haltung des Kaisers
und seiner Regierung, der Vorwurf der
llloyalitat an slowenische Politiker und
an die slowenisch sprechende Bevol-
kerung generell, die Inhaftierung von
slowenischen Geistlichen und Intel-
lektuellen und auch der lange Zeit (bis
zum Herbst 1917) unglnstige Verlauf
des Krieges gegen ltalien. Im Laufe
des Jahres 1918 verfestigte sich die
separatistische Stimmung deutlich,
der endgultige Bruch mit Wien erfolgte
im Sommer dieses Jahres.

Am 29. 10. 1918 proklamierte der
aus den sldslawischen Reichstags-
Abgeordneten bestehende ,National-
rat” den ,Staat der Slowenen, Kroaten
und Serben®. In der Folge setzten sich
die Anhénger der Vereinigung des jun-
gen SHS-Staates mit dem Koénigreich
Serbien durch. In Belgrad rief der
Prinzregent am 1. 12. das ,Konigreich
der Serben, Kroaten und Slowenen®
aus. In der Euphorie Uber den stidsla-
wischen Zusammenschluss vergallen
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die slowenischen und kroatischen De-
legierten, Uber Autonomierechte zu
verhandeln — ein schwerer Fehler, wie
sich erweisen sollte.

Trotz des zentralistischen Staatsauf-
baus und der politischen Dominanz
serbischnationaler Krafte im SHS-K6-
nigreich konnte in den beiden Uberwie-
gend von Slowenen bewohnten ,Ge-
bieten® (oblasti) bzw. ab 1929 in der
sog. ,Drau-Banschaft® die Nationsbil-
dung fortgesetzt, das Ensemble nati-
onalstaatlicher Einrichtungen erweitert
werden. Die schul- und kulturpoli-
tischen Behdrden ebendort handelten
de facto autonom. Die Slowenisierung
der Gesellschaft schritt voran.

1927 wurde Anton KorosSec, flihren-
der Kopf der Slowenischen Volkspartei,
zum Ministerprasidenten des Konig-
reichs berufen — der einzige Nicht-
Serbe, der je dieses Amt auslbte. Mit
seinem Vorhaben, den Staat zu féde-
ralisieren, scheiterte er. Die politischen
Kluften vertieften sich, Zentralisten
und Foderalisten standen einander
unversohnlich gegenuber. Im Janner
1929 |6ste der Monarch das Parla-
ment auf, suspendierte die Verfassung
und errichtete eine Konigsdiktatur. In
den ehemals habsburgischen Landes-
teilen war die Enttduschung Uber die
standige Benachteiligung gegeniber
Alt-Serbien grof3. Die Slowenische
Volkspartei verdffentlichte im Dezem-
ber 1932 die fdéderalistischen ,Slo-
wenischen Punktationen®. Gefordert
wurde darin die Neuordnung Jugosla-
wiens, wobei nationale Selbstverwal-
tungseinheiten finanzielle Selbststan-
digkeit und politische sowie kulturelle
Freiheit haben sollten. Dieses modern
anmutende Konzept stiel3 freilich auf
vollige Ablehnung durch das Regime.

Trotz des Endes der traditionellen
Arbeitsteilung in der Alpen-Adria-Re-
gion, der protektionistischen Handels-
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politiken und der Bevorzugung Alt-
Serbiens durch die staatliche Investi-
tionspolitik entwickelte sich die slowe-
nische Wirtschaft, die ein weit hdheres
Niveau als die Ubrigen Regionaldoko-
nomien Jugoslawiens erreicht hatte,
in der Zwischenkriegszeit vergleichs-
weise gunstig. Die Wirtschaftsstruktur
veranderte sich rasch: Der Anteil der
Landwirtschaft an der erwerbstatigen
Bevdlkerung sank von rund zwei Drit-
tel Anfang der 1920er Jahre auf unter
50% 1941. Der Grofteil der Agrarbe-
volkerung lebte freilich nach wie in
sehr armlichen Verhaltnissen.

Der Uberfall des nationalsozialisti-
schen Deutschland am 6. 4. 1941 hatte
den raschen Zusammenbruch des Ko-
nigreichs Jugoslawien zur Folge. Die
frihere Drau-Banschaft wurde im We-
sentlichen zwischen dem Deutschen
Reich (Oberkrain und Untersteiermark)
und ltalien (Unter- und Innerkrain) auf-
geteilt. Ziel der Besatzungsmachte
war die Germanisierung bzw. Italiani-
sierung der Bevdlkerung, die Auslo-
schung alles Slowenischen. Der rasch
einsetzende Widerstand bremste die
Deportationen nach Deutschland und
schrankte die Wirksamkeit der ,Um-
volkungs“-Maflnahmen wesentlich ein.
Nach der Kapitulation Italiens im Sep-
tember 1943 verscharften die deut-
schen Besatzer die Bekdmpfung der
Partisanen und die Repression der
Bevodlkerung. SS-Verbande verlbten
Massaker an Zivilisten. All dies ver-
mochte nicht zu verhindern, dass sich
der politische und militarische Spiel-
raum der kommunistisch dominierten
,Befreiungsfront” (OF), die in die von
Tito gefihrten ,Partisaneneinheiten
Jugoslawiens® eingegliedert war, stan-
dig erweiterte. Die extreme Brutalitat
des Besatzungsregimes veranlasste
viele Manner und Frauen aus der eher
konservativ eingestellten Landbevdlke-
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rung, der Befreiungsfront beizutreten,
welche nationalpolitische Programma-
tik und Symbolik in den Vordergrund
stellte.

Doch im sudlichen Alpen-Adria-
Raum herrschte nicht nur Krieg, son-
dern auch ein erbitterter und von allen
Seiten gnadenlos gefuhrter Burger-
krieg. Der slowenische Widerstand war
gespalten, fur die burgerlichen Par-
teien war der Fuhrungsanspruch der
KPS inakzeptabel. Die Befreiungsfront
bekampfte nicht nur die Okkupanten,
die Kollaborateure und die angeb-
lichen oder tatsachlichen Helfershel-
fer, sondern auch ihre innenpolitischen
Gegner, ermordete Anhanger des alten
Regimes sowie Reprasentanten der
burgerlichen und klerikalen Elite und
Ubte massiven Druck auf die Bevdlke-
rung aus, die Partisanen zu unterst(t-
zen. Teile des stadtischen Birgertums
und der Bauernschaft zogen die Kolla-
boration mit den Besatzungsméachten
dem (untergeordneten) Zusammen-
wirken mit den Kommunisten vor. Ab
September 1943 ristete die SS die
~Slowenische Landeswehr® aus: Die
Domobranci trugen an der Seite der
Besatzungstruppen offene Gefechte
gegen Partisanenverbande aus. In vie-
len Dorfern in umkampften Gebieten
entstanden ,Dorfwehren® zum Zweck
der Selbstverteidigung: Beide Seiten
warfen den Dorfbewohnern die Unter-
stlitzung der anderen vor, plinderten
und erschossen Geiseln. In der offiziell
proklamierten ,Zeit der Rache” von Mai
1945 bis Februar 1946 wurden Tausen-
de Domobranci, die von den Briten an
die Truppen Titos ausgeliefert worden
waren, massakriert.

Hosler fasst den derzeitigen For-
schungsstand Uber die Opferbilanz
von Krieg und Burgerkrieg zwischen
April 1941 und Februar 1946 zusam-
men: Etwa 90.000 Slowenlnnen (von
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einer Gesamtbevodlkerung der Drau-
Banschaft von 1,15 Mio.) kamen in
dieser Zeit gewaltsam ums Leben oder
gingen ins Exil: ,40.000 infolge des
Krieges und der Okkupation, 50.000
infolge der innerslowenischen Abrech-
nung nach Kriegsende.“ (S. 183)

Das Trauma des Zweiten Weltkriegs
und des Bulrgerkriegs wirkt bis heute
fort und belastet die slowenische Ge-
sellschaft. Der Autor weist darauf hin,
dass in der Geschichtswissenschaft
und der historischen Publizistik Slowe-
niens zwei gegensatzliche Versionen
der Geschichte existieren: die ,Parti-
sanen-Version“ und die ,Domobran-
ci-Version®. Die seit 2004 amtierende
Mitte-Rechts-Regierung versucht, ihre
Sicht der Geschichte politisch zu in-
strumentalisieren.? Differenzierte In-
terpretationen der Geschichte haben
einen schweren Stand.

Das Leitungsgremium der OF der
,Volksbefreiungsrat® (im Juni 1944 von
den Alliierten anerkannt), setzte im
Mai 1945 eine ,nationale Regierung®
ein. Tatsachlicher Machthaber in Slo-
wenien blieb die kommunistische Fih-
rung der OF. Bei den Wahlen zur Kon-
stituierenden Versammlung des neuen
Jugoslawien im November 1945 lagen
nur die Volksfront-Listen aus. Ende
dieses Monats wurde die aus sechs
Republiken bestehende ,Foderative
Volksrepublik  Jugoslawien® prokla-
miert. Slowenien erhielt somit die bis
dahin héchste Form der Eigenstaat-
lichkeit. In der Kultur- und Bildungs-
politik waren die Teilrepubliken auto-
nom. Die Hauptrichtungen der Politik
wurden in Belgrad festgelegt, wobei
an den Entscheidungen einflussreiche
slowenische Kommunisten wie Edvard
Kardelj maRgeblich beteiligt waren.

Mit dem Bruch zwischen Stalin und
Tito 1948 begann der Sonderweg Ju-
goslawiens, und zwar in der Au3enpo-
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litik (keine Satellitenstaats-Rolle inner-
halb des Warschauer Pakts, sondern
Teilnahme an der Bewegung der block-
freien Staaten) und teilweise auch in
der Wirtschaftspolitik (Arbeiterselbst-
verwaltungs-Sozialismus ab 1950).
Der temporéare Bruch mit der Sowjet-
union bedeutete jedoch keine Ent-
stalinisierung — im Gegenteil: Die Kol-
lektivierung der Landwirtschaft wurde
forciert, die politischen Sauberungs-
wellen standen jenen im sowijetisch
kontrollierten Osteuropa nicht nach.
Dass das titoistische Jugoslawien bei
vielen Menschen bereits den Vertrau-
enskredit verspielt hatte, zeigt sich
u. a. an den Auswanderungszahlen:
Allein aus Slowenien emigrierten bis
Anfang der 1960er Jahre mehr als
31.000 Personen, uberwiegend aus
politischen Motiven.

Die im Juni 1950 eingeflhrte Arbei-
terselbstverwaltung implizierte den
Abbau zentraler staatlicher Planung
und die Dezentralisierung der be-
treffenden  Entscheidungsprozesse,
insbesondere auf betriebliche ,Arbei-
terrate”. Die Wirtschaftsreform von
1965 verankerte die ,selbstverwaltete
sozialistische Marktwirtschaft‘. Grof3-
gemeinden und Republiken erhielten
mehr Autonomie und traten verstarkt
als Wirtschaftsakteure auf. Die tat-
séchliche Entscheidungsmacht lag
in dieser Wirtschaftsordnung jedoch
nicht — wie in der Theorie — bei den
Arbeiterraten, sondern bei lokal oder
bundesweit agierenden Betriebsdirek-
toren, die in enger Verbindung mit den
Parteiapparaten standen. Nach sehr
rascher wirtschaftlicher Expansion wa-
ren die Wachstumsraten bereits Mitte
der 1960er Jahre deutlich zurtickge-
gangen. Wie den Planwirtschaften des
RGW gelang auch der ,sozialistischen
Marktwirtschaft Jugoslawiens nur in
Teilbereichen der Ubergang von exten-
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sivem zu intensivem Wirtschaftswachs-
tum. Auf die 6konomische Krise Mitte
der 1970er Jahre reagierte die Staats-
fihrung mit der massiven Aufnahme
von Auslandskrediten. Jahrelang wur-
de ein zu hohes Konsumniveau auf
Pump finanziert. Der wirtschaftliche
Kollaps folgte in den 1980er Jahren.

Slowenien bildete einen Teil des
-wohlhabenden Nordens" Jugoslawi-
ens. Der Strukturwandel zugunsten
der Industrie wurde planmaRig voran-
getrieben, Erzeugnisse der moderni-
sierten Sachgtterproduktion fanden
im Nachkriegsboom im ganzen Land
rasch wachsende Markte. Slowenien
profitierte insbesondere vom hohen
Ausbildungsniveau der Arbeitskraf-
te und den intensiven Westkontak-
ten. Vorzeigeunternehmen wie ,Elan®
und ,Gorenje“ vermochten Marktan-
teile in Westeuropa zu erringen. Mitte
der 1970er Jahre lag das Pro-Kopf-
Einkommen in Slowenien rund dop-
pelt so hoch wie der jugoslawische
Durchschnitt. Sehr bedeutsam war
die 6konomisch motivierte Migration:
Die Auswanderung nach Westeuropa
und Ubersee wurde liberkompensiert
durch Einwanderung aus anderen ju-
goslawischen Teilrepubliken.

Der Anfang vom Ende Jugoslawiens
begann schon mit der Verfassungs-
anderung 1974, setzte diese doch die
Dezentralisierung des politischen Sys-
tems fort. Es wurden so viele Kompe-
tenzen von der Bundesregierung auf
die Republiken Ubertragen, dass das
Land von der Hauptstadt aus gerade-
zu unregierbar wurde. Die akzentuier-
te Foderalisierung hatte jedoch nicht
die beabsichtigte Abschwachung der
Konflikte zwischen den Teilrepubliken
zur Folge: Da von diesen unter den
krisenhaften wirtschaftlichen Bedin-
gungen mehr und mehr die jeweiligen
Partikularinteressen verfochten wur-
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den, verschérften sich die Auseinan-
dersetzungen um die Zahlungen in
den Bundesentwicklungsfonds etc.
weiter. Die zentrifugalen Kréafte gewan-
nen schliel3lich in der zweiten Halfte
der 1980er Jahre die Oberhand, als in
der serbischen Teilrepublik MiloSevic
auf einen radikalen, aggressiven und
gewaltbereiten serbischen Nationalis-
mus setzte und die politischen Eliten
in den anderen Teilrepubliken unter
Druck setzte.

Die Entwicklung, die letztlich in die
Unabhéngigkeit Sloweniens mindete,
wurde also nicht nur von der gesell-
schaftlich-politischen Dynamik in der
slowenischen Teilrepublik, sondern
auch vom Handeln der Bundesregie-
rung in Belgrad und der Fihrung der
serbischen Teilrepublik bestimmt, wo-
bei Letzteres erhebliche Auswirkungen
auf Erstere zeitigte.

Nach dem Tode Titos im Mai 1980
biRten Titoismus, Jugoslawismus und
der Mythos der Befreiungsbewegung
rasch an integrativer Wirkung ein.

Die katastrophale Wirtschaftskrise
Jugoslawiens in der ersten Halfte der
1980er Jahre — stark fallende Realein-
kommen in vielen Teilrepubliken (im
Durchschnitt minus 40% 1980-86!!),
hohe Auslandsverschuldung, galoppie-
rende Inflation, sinkender AufRlenwert
des Dinars, Versorgungsengpasse
— weckte in Slowenien die Beflirch-
tung, dass Uber kurz oder lang auch
der eigene Lebensstandard in Mitlei-
denschaft gezogen wirde. Tatsachlich
verringerten sich in Slowenien in der
zweiten Halfte der 1980er Jahre die
realen Pro-Kopf-Einkommen. Zweifel-
los trug das Scheitern des Selbstver-
waltungs-Sozialismus wesentlich dazu
bei, dass fur wachsende Teile der slo-
wenischen Bevdlkerung der Austritt
aus Jugoslawien zunehmend attraktiv
erschien.
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Im Februar 1987 forderten opposi-
tionelle Intellektuelle in der Zeitschrift
,Nova Revija“ Demokratie und Plura-
lismus in Slowenien. Diese Provoka-
tion wurde nicht mit Repression be-
antwortet. Der ,slowenische Frihling*
begann. Als Schlisselereignis fur die
politische Entwicklung Sloweniens und
das Verhaltnis dieser Teilrepublik zur
Zentralregierung erwies sich die ,Affa-
re Jan3a“. In der Zeitschrift ,Mladina“
Ubten Jan8a — der derzeitige Minister-
prasident Sloweniens — und andere
Journalisten heftige Kritik an der Jugo-
slawischen Volksarmee, die zu einem
Staat im Staat geworden war und im-
mer mehr als eigenstandiger politischer
Akteur auftrat. Jan8a und drei Mitarbei-
ter wurden im Mai 1988 verhaftet und
des Verrats von Staatsgeheimnissen
beschuldigt. Der ,Ausschuss fur die
Wahrung der Menschenrechte®, der die
Angeklagten unterstitzte, wurde rasch
zu einem breiten oppositionellen Sam-
melbecken, seine Sache stiel3 in der
Bevolkerung auf grof3e Unterstitzung.
Der ,Ausschuss® bildete in der Folge
den Ausgangspunkt neuer politischer
Parteien. Unter dem Eindruck der Soli-
darisierung mit den Beschuldigten und
den Massendemonstrationen vollzog
die slowenische KP (ZKS) unter der
Flhrung Milan Ku&ans den Schulter-
schluss mit der oppositionellen Zivilge-
sellschaft. Nach dem Prozess, der mit
hohen Gefangnisstrafen endete, er-
gaben Umfragen erstmals eine (Zwei-
Drittel-)Mehrheit zugunsten der slowe-
nischen Unabhéangigkeit.

In der entscheidenden Frage der An-
derung der jugoslawischen Verfassung
bestanden diametral entgegengesetzte
Auffassungen. Die kroatische und die
slowenische Teilrepublik ebenso wie
die slowenische Opposition forderten
eine Umwandlung Jugoslawiensin eine
Konfdderation souveraner Staaten. Die
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Bundesregierung in Belgrad und die
serbische Teilrepublik hingegen traten
fur eine Starkung der Zentralgewalt ein.
In Serbien hatte MiloSevi¢, seit 1986
Parteichef der serbischen KP, die-
se auf einen radikal-nationalistischen
Kurs gebracht. Die von der serbischen
Flhrung geforderte Zentralisierung
politischer Kompetenzen héatte der ser-
bischen Teilrepublik die Dominanz im
Gesamtstaat gesichert. MiloSevi¢, ab
Mai 1989 Staatsprasident Serbiens,
forderte ganz bewusst und planvoll
latent vorhandene Feindbilder und in-
strumentalisierte sie fir seine Politik.
.Damit war der Weg zu Gewalteskala-
tion und Krieg vorgezeichnet.”® Bereits
Anfang 1989 war die Autonomie des
Kosovo aufgehoben worden. In Slo-
wenien blickte man mit wachsendem
Argwohn auf die Politik der serbischen
Regierung: Die Einrichtung eines bru-
talen und willklrlichen Polizeiregimes
im Kosovo verhiel3 nichts Gutes. Be-
furchtet wurde die Umwandlung Jugo-
slawiens in ein ,Gro3serbien®.
Regierung und Opposition in Lai-
bach stimmten Uberein in Bezug auf
die Prinzipien der Souveranitdt des
slowenischen Volks, des politischen
Pluralismus und freier Wahlen. Im
September 1989 verabschiedete das
Parlament die Verfassungsanderung,
welche das Selbstbestimmungsrecht,
birgerliche Freiheiten, Demokratie
und eine gemischte Wirtschaftsord-
nung beinhaltete. Bei den ersten freien
und demokratischen Wahlen im April
1990 siegte das Oppositionsbiindnis
DEMOS. Die neue Regierung, die der
Christdemokrat Lojze Peterle flihrte,
stellte die Weichen in Richtung auf
ein unabhangiges Slowenien. Bei
der Volksabstimmung Uber die Frage
der Unabhangigkeit stimmten im De-
zember 1990 95% der Wahlerlnnen
(88% aller Wahlberechtigten) fur die
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staatliche Selbststandigkeit.* Zwischen
Dezember 1990 und Februar 1991
fanden Gesprache zwischen dem $Slo-
wenischen Staatsprasidenten Kucan
und dem jugoslawischen Staatsprasi-
dium Uber die Moglichkeit einer Kon-
foderation statt, fihrten aber zu keiner
Einigung. Die Bundesregierung besal
freilich Anfang 1990 kaum noch Ein-
fluss und Handlungsmaéglichkeiten.

Am 25. 6. 1991 proklamierte das
Parlament die Unabhé&ngigkeit Slowe-
niens, womit der Austritt aus der jugo-
slawischen Fdderation de jure und de
facto vollzogen wurde. (Am selben Tag
erklarte auch das Parlament in Agram
die Unabhéngigkeit.) Zwei Tage spéter
setzte die Bundesregierung die Jugo-
slawische Volksarmee in Marsch — ein
letzter Schritt der Selbstkompromittie-
rung. Doch der Widerstand in Slowe-
nien war gut organisiert, und so ging
der Zehn-Tage-Krieg fir die ganz jun-
ge Republik erfolgreich und — v. a. im
Vergleich zu den Vorgéangen in Kroa-
tien, Bosnien und im Kosovo — einiger-
mafen glimpflich aus. Im Janner 1992
erkannte die EU den neuen Staat vol-
kerrechtlich an.

In den ersten sechzehn Jahren er-
wies sich die slowenische Demokratie
als bemerkenswert stabil. Die Regie-
rungswechsel verliefen unspektakular:
Die von 1992 bis 2004 amtierenden
Mitte-Links-Regierungen hielten das
Land auf einem staatlich gesteuerten,
wirtschaftlich erfolgreichen und sozial
abgefederten  Transformationskurs.
Das BIP pro Kopf in KKP stieg nach
Angaben von Eurostat von 62% des
EU-15-Durchschnitts 1995 auf 74%
2005. Mit den Beitritten zur NATO
am 29. 4. 2004 und zur EU am 1. 5.
2004 wurden die wichtigsten aul3en-
politischen Ziele erreicht. Seit Oktober
2004 hat Slowenien eine Mitte-Rechts-
Regierung, die einen starker neoliberal
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ausgerichteten Kurs verfolgt und den
sozialen Ausgleich vernachlassigt.
Joachim Hésler hat eine sehr emp-
fehlenswerte Einfihrung in die Ge-
schichte Sloweniens geschrieben, die
sich auf das Wesentliche konzentriert.
Gerade in Osterreich ist dem Band
grolRe Verbreitung zu winschen, ist
doch Slowenien jenes der Nachbar-
l&nder, Uber das hierzulande der Wis-
sensstand am geringsten ist. Der Re-
zensent hofft sehr, dass der Pustet-
Verlag die Reihe Ost- und Sldosteu-
ropa vervollstdndigen wird, also auch
einschlagige Bande uber Weiliruss-
land, Serbien, Montenegro, Bosnien
und Mazedonien vorlegen wird.
Martin Mailberg

Anmerkungen

' Zur Entwicklung von politischer Offent-
lichkeit und Zivilgesellschaft siehe insbe-
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sondere: Osterreichische Akademie der
Wissenschaften, Die Habsburgermo-
narchie 1848-1918, Band VIII, Politische
Offentlichkeit und Zivilgesellschaft, hrsg.
von Helmut Rumpler und Peter Urba-
nitsch im Auftrag der Kommission fur die
Geschichte der Habsburgermonarchie
(Wien 2006). Vergleiche die Rezension
in diesem Heft.

Siehe dazu: Luthar, Oto; Luthar, Breda,
Historische Darstellung oder/als Vergan-
genheitspolitik? Zur Entstehung einer
radikalen Umdeutung der Kriegs- und
Nachkriegsgeschichte Sloweniens, in:
Zeitgeschichte 33/3 (2006) 135-146.
Steinhoff, Ludwig, Kroatien. Vom Mittel-
alter bis zur Gegenwart (Regensburg,
Miinchen 2001) 207.

Die ablehnende Haltung mancher west-
licher Politiker und Kommentatoren ge-
geniber der staatlichen Unabhangigkeit
Sloweniens selbst nach der Volksabstim-
mung belegt v. a. eines: die Ignoranz und
Arroganz dieser Personen.
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Politische Offentlichkeit in der
Habsburgermonarchie

Rezension von: Osterreichische Akademie
der Wissenschaften, Die Habsburgermo-
narchie 1848-1918, Band VIII, Politische
Offentlichkeit und Zivilgesellschaft, hrsg.

von Helmut Rumpler und Peter Urba-
nitsch im Auftrag der Kommission fiir die
Geschichte der Habsburgermonarchie,
Verlag der Osterreichischen Akademie
der Wissenschaften, Wien 2006, zwei
Teilbande, 1.491+1.338 Seiten, € 308.

Das Erscheinen des ersten Bandes
des Monumentalwerks Uber die Ge-
schichte der Habsburgermonarchie,
der sich mit der ,Wirtschaftlichen Ent-
wicklung® befasst, liegt nun schon 34
Jahre zurlck. Es folgten die Bande
sVverfassung und Rechtswesen® (1975),
,Volker des Reiches” (1980), ,Konfes-
sionen® (1985), ,Bewaffnete Macht®
(1987), ,Internationale Beziehungen®
(1989/93) sowie ,Verfassung und Par-
lamentarismus* (2000).

Im Mittelpunkt des siebenten Bandes
stehen das Ringen um eine geschrie-
bene, der fbderalistischen Struktur
des Gesamtstaates, den nationalen
Zielsetzungen und der sozialen Ent-
wicklung angemessene Reichsverfas-
sung sowie die parlamentarische Ver-
fassungswirklichkeit auf Reichs- und
Landesebene. Die parlamentarische
Arbeit war gepragt von Konflikten, aber
auch von Kompromissen und frucht-
barer legistischer Arbeit. In den Parla-
menten fanden wichtige Lernprozesse
statt, die auf eine langsame Ubernah-
me der Regeln des westeuropaischen
Liberalismus hinausliefen — und dies
gegen den hinhaltenden Widerstand
einer gesellschaftlichen Elite, welche
in Bezug auf eine demokratische Off-
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nung des politischen Systems groRle
Vorbehalte hatte.

Der tatséachliche Prozess der Demo-
kratisierung fand zum Teil in den Par-
lamenten und Landtagen statt, zum
Teil aber auch in gesellschaftlichen
Bereichen jenseits von Verfassungs-
diskussion und Parlamentsarbeit. Die
Politisierung der Massen erfolgte in
politischen und kulturellen Milieus vor
und jenseits der organisierten Politik,
im Milieu von Vereinen, Interessenver-
banden und lokalen Parteiorganisati-
onen. Die lokale Presse belebte diese
Milieus, trieb politische Mobilisierung
und Aufklarung voran. Vereine und Re-
daktionen bildeten Rekrutierungsfelder
fur die Parlamentselite.

Der vorliegende Band VIl bietet
die erste Gesamtdarstellung der poli-
tischen Offentlichkeit in der Habsbur-
germonarchie als Ausdruck zivilgesell-
schaftlicher Aktivitaten, als Instrument
zur Durchsetzung privater Interes-
sen in der Politik, jenseits von Regie-
rung und Parlament, geschutzt durch
Grundrechte und Rechtsstaat.

Schwerpunkte der Darstellung sind
erstens die Organisationsformen der
politischen Offentlichkeit, also Ver-
eine und Interessenverbande als po-
litisierter Teil der Zivilgesellschaft und
politische Parteien als Bindeglieder
zwischen Gesellschaft und Staat, so-
wie zweitens die Presse als Mitge-
stalter und Ausdruck der o6ffentlichen
Meinung. Vereine bildeten oft Vorstu-
fen und Vorfelder der Parteien, haufig
wurden Parteien von Presseorganen
initiiert.

Die Autorlnnen beschranken sich
auf die organisierte, gesetzlich nor-
mierte politische Offentlichkeit. Nicht
naher verfolgt werden die vielfaltigen
spontanen, allgegenwartigen Formen
politischer Offentlichkeit, von den Dis-
kussionen im Kaffeehaus bis zu den
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Karikaturen der Zeitungen.

Einer der beiden Herausgeber, Hel-
mut Rumpler, geht in seiner Einleitung
(,Von der ,biirgerlichen Offentlichkeit’
zur Massendemokratie) der Frage
nach, inwieweit sich in der Habsbur-
germonarchie das liberale Modell der
politischen Offentlichkeit verwirklichen
konnte.

Die Entstehung einer burgerlichen
Offentlichkeit bedeutete fiir den Viel-
vOlkerstaat nicht nur eine Modernisie-
rungschance, sondern auch eine Ge-
fahr: Zivilgesellschaftliche Aktivitaten
verscharften soziale und politische
Konflikte, der Wandel von der konstitu-
tionellen Monarchie zur Massendemo-
kratie (ethno-)nationalistischer Aus-
pragung stellten den Fortbestand der
Habsburgermonarchie in Frage. Exis-
tierte eine politische Offentlichkeit im
Sinne einer kritischen Instanz? Rump-
ler antwortet mit ,Nein, aber ...“. Dem
langen Schatten des Staates entsprach
die Schwache der autonomen gesell-
schaftlichen Gegenwelt. Eine kontrol-
lierende Gegendffentlichkeit kam nicht
zustande. Aber, schrankt der Autor ein,
alle Elemente einer demokratischen
Entwicklung bestanden: Grundrechte,
Rechtsstaat, Rechtsraum fir politische
Opposition, freie Presse, Minderhei-
tenschutz.

Rumpler skizziert, auf verschiedene
theoretische Ansatze zurlckgreifend,
die Entstehung der biirgerlichen Of-
fentlichkeit in einer noch starker auto-
kratisch regierten Monarchie und den
Wandel zur Massendemokratie:

Viele Organisationen der spéateren
politischen  Offentlichkeit wurzelten
schon im Vorméarz. Wahrend der Re-
volution 1848/49 schossen zivilgesell-
schaftliche Aktivitaten aus dem Boden.
Die Vereins- und Pressepolitik des Ne-
oabsolutismus Ubte repressive Tole-
ranz aus. Die liberale politische Offent-
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lichkeit vielfaltigen lie® sich durch die
wirtschaftlichen Reformen zahmen,
das Burgertum zog sich aus der poli-
tischen Offentlichkeit zuriick, zerfiel in
nationale und soziale Fraktionen. In
den liberalen 1860er Jahren erfolgte
ein Abbau der Beschrankungen der
Meinungs- und Pressefreiheit. Doch
die liberalen Gesetze fanden keinen
Widerhall in einer breiten liberalen po-
litischen Offentlichkeit, da eine solche
nicht (mehr) existierte.

Nach 1873 begann der Wechsel von
der Parteien- zur Massenpolitik, in den
1890er Jahren beschleunigte er sich.
Die nachliberalen Massenbewegungen
der Sozialdemokraten, der Christlich-
sozialen und der populistischen Ethno-
Nationalisten waren Ausdruck und Initi-
atoren der Verbreiterung der Basis der
politischen Offentlichkeit zugleich. Der
Wandel vom Parteien- zum Volkspar-
lamentarismus fand also schon vor der
Einfihrung des allgemeinen (Ménner-)
Wahlrechts 1907 statt.

Rumpler resumiert, dass sich auch
in der Habsburgermonarchie eine
Kommunikationsrevolution  ereignet
habe, welche die Wende von der Ara
des Konstitutionalismus zur Mas-
sendemokratie eingeleitet und mitge-
staltet habe. Politische Offentlichkeit
als Aktionsform der Zivilgesellschaft
gab es in allen Phasen des Zeitraums
1848-1918. Die Habsburgermonarchie
ging — wie im wirtschaftlichen und im
verfassungspolitischen Bereich — auch
in der Sphare der medialen Mobilisie-
rung und der Offnung der Gesellschaft
den ,Sonderweg einer konservativen
Modernisierung®. (S 14)

Die elf Kapitel des ersten Teilbandes
(,Vereine, Parteien und Interessen-
verbande als Trager der politischen
Partizipation“) befassen sich u. a. mit
der Pragung der politischen Offent-
lichkeit durch die Ideologien, mit den
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Vereinen, Interessenverbanden und
Parteien in den einzelnen Kronl&ndern
der 6sterreichischen Reichshélfte, mit
den entsprechenden Organisationen,
die auf cisleithanischer bzw. trans-
leithanischer Ebene tatig waren, und
jenen der Nationalitdten der unga-
rischen Reichshalfte. Die Kapitel Gber
die Vereine etc. in den einzelnen Kron-
landern (bzw. eigentlich Gruppen von
Kronlandern), welche von Autorlnnen
aus mehreren Nachfolgestaaten der
Habsburgermonarchie verfasst wur-
den, erlauben es, die unterschiedlich
verlaufenden Prozesse der nationalen
Differenzierung der Zivilgesellschaften
und die Ubergénge von der Parteien-
zur Massendemokratie im Detail zu
verfolgen.

Der zweite Teilband widmet sich der
.Presse als Faktor der politischen Mo-
bilisierung®.

Kurt Paupiés ,Handbuch der &ster-
reichischen Presse®, 1966 erschienen,
war der erste Versuch, die Entwicklung
der offentlichen Meinung von 1848 bis
zur Gegenwart wissenschaftlich dar-
zustellen. Ein Gesamtbild zu entwer-
fen, das die weite Medienlandschaft
der Habsburgermonarchie einschloss,
entzog sich nach Lage der damaligen
Forschung seinen Mdglichkeiten; der
Verfasser musste sich vielmehr bei
seinen Recherchen auf das Gebiet
des heutigen Osterreich beschrénken.
Sein Anspruch war bescheiden: Er
begriff sein Werk als ,notwendige Vor-
arbeit zu einer noch fehlenden Oster-
reichischen Pressegeschichte®.

Wesentlich anspruchsvoller ist die
vorliegende Untersuchung; zwar ist sie
(entsprechend dem programmatischen
Titel der Reihe) auf den Zeitraum 1848
bis 1918 beschrankt, thematisiert aber
nicht allein die deutschdsterreichische
oder deutschsprachige, sondern da-
riber hinaus auch die nichtdeutsche
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Presse der Kronldnder. Diese grenz-
Uberschreitende Perspektive zu er-
offnen, wurde nicht zuletzt durch die
Mitarbeit von Wissenschaftlern aus
den Nachfolgestaaten der Monarchie
ermoglicht.

Grundlage der medialen Entwick-
lung war das Presserecht, das, wie
begriindet angemerkt wird, als ,ange-
wandtes Verfassungsrecht® zu begrei-
fen ist. Zwischen der vormarzlichen
Zensurpraxis Metternichs und der rigo-
rosen Militdrzensur wahrend des Ers-
ten Weltkriegs war das Presserecht
extremen Schwankungen unterworfen:
Ausgehend von einer ungezulgelten
Presse wahrend der Revolution, fihrte
der Weg durch die ,die journalistische
Friedhofsruhe® zur Zeit des Neoabso-
lutismus erst 1862 und 1867 zu einem
moderat liberalen Presserecht, das im
Wesentlichen bis 1914 galt.

Auf diesem, einem schwankenden
und begrenzten Rechtsgrund ent-
wickelte sich das 0sterreichisch-un-
garische Pressewesen — zunachst
in GroRstadten wie Wien, Prag oder
Pest, spater auch infolge zunehmen-
der allgemeiner Bildung, von Urba-
nisierung und Industrialisierung in
kleineren. Nicht weniger als 3.400 Zei-
tungen und Zeitschriften, die zwischen
1848 und 1918 in dreizehn Sprachen
erschienen, wurden im vorliegenden
Band registriert und untersucht. Die,
gemessen an heutigen Verhaltnissen,
unglaubliche Vielfalt an Presseerzeug-
nissen mag verbllffen. Freilich waren
viele von ihnen kurzlebig, weitaus die
meisten Lokal- und Regionalblatter
mit bescheidener Auflage, die wenigs-
ten nach 6konomischen Grundsatzen
gefuhrt; allesamt waren meinungsbil-
dend, stellten bis in die entferntesten
Provinzen des Reiches Offentlichkeit
her, kurz, sie bestimmten einen erheb-
lichen ,Faktor der politischen Mobili-
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sierung“. Sie waren nicht nur Ausdruck
politischer Parteien, sie begunstigten
und begrindeten deren Bildung.

Dass der Uberregionalen, der reichs-
weiten Presse (Neue Freie Presse,
Neues Wiener Tagblatt, Neues Wiener
Journal, Pester Lloyd, Bohemia, Va-
terland, Arbeiter-Zeitung und Reichs-
post) ein eigenes Kapitel eingerdumt
wird, versteht sich, obwohl es zu die-
sen Blattern zum Teil profunde mono-
graphische Untersuchungen gibt. Den
Hauptteil des Buches aber machen die
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Kapitel Uber das nationale Pressewe-
sen der diversen Vdlker und Sprach-
gruppen in der Monarchie aus. Er ist
weniger analytisch gearbeitet als viel-
mehr deskriptiv und, durch die Konzent-
ration auf das Faktische, im héchsten
Male aufschlussreich.
Zusammenfassend lasst sich Uber
dieses Werk sagen: Es Uberzeugt
durch die Fille an Informationen und
Hinweisen auf Sekundarliteratur, die
zweifellos zu weiterfiihrenden Arbeiten
anleiten werden.
Michael Mesch, Eckart Friih
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Politische Okonomie des antiken
Griechenland

Rezension von: Armin Eich, Die poli-
tische Okonomie des antiken Griechen-
land (6. - 3. Jahrhundert v. Chr.), Béhlau

Verlag, K6In-Weimar-Wien 2005, 659

Seiten, € 69,90.

Ein Merkmal dieser Habilitations-
schrift, welche von der philosophischen
Fakultat der Universitat Passau ange-
nommen wurde, ist die breite Anlage.
Das ergibt sich zunachst aus dem
Umfang, dann aus der intensiven Aus-
schdpfung von Literatur und Quellen,
aber auch aus der Methodik. Der Autor
beginnt die Arbeit mit einer ,|deenge-
schichte®, in deren Rahmen er sich mit
den historischen Beitrdgen zur Wirt-
schaft des antiken Griechenland aus-
einandersetzt. Er prasentiert nicht nur
ausfuhrlich die Hypothesen der Auto-
ren, sondern setzt sich eingehend mit
ihnen auseinander.

Die klassischen Konzeptionen

So kritisiert Eich zunachst die ideal-
typische Methodik Webers, speziell am
Beispiel der Stadte, namlich die Unter-
scheidung von ,Konsumenten-*, ,Pro-
duzenten-“ und ,Handlerstadt®, welche
sich fur die antiken griechischen Stad-
te als zu eng erweise. Ebenso wenig
akzeptiert er Webers Beurteilung der
damaligen Geldfunktion, wonach die-
sem die kalkulatorische Potenz gefehlt
habe. Ahnliches gilt fiir Polanyis Ein-
schatzung der antiken Wirtschaft als
eine stereotypisierte Tauschékonomie
ohne interdependente Markte und ge-
winnorientierte Akteure, eine Auffas-
sung, welche durch die Quellen nicht
gedeckt sei.
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Finley gehe in seiner Beurteilung der
Lprimitiven“ antiken Wirtschaft gleich-
falls vom Fehlen rational-kapitalisti-
scher Wirtschaftssubjekte und Uber-
regional integrierter Markte sowie der
Dominanz nichtdkonomischer Werte
aus. Es habe auch kein eigenes gesell-
schaftliches Subsystem ,Okonomie*
existiert. Nach Auffassung des Autors
resultiert dieses Urteil aus einer unzu-
treffenden Einschatzung der moder-
nen Gesellschaft, weil auch dort hau-
fig ©konomisch-rationale mit anders
bestimmten Handlungen verschrankt
seien. Grundsétzlich aber ergabe sich
die Einschéatzung als ,primitiv‘ aus der
Bezugnahme auf die moderne Oko-
nomie, wogegen die antike Wirtschaft
als genuines historisches Objekt zu
behandeln sei.

Uberdies ware auch der dynamische
Aspekt der antiken griechischen Oko-
nomie im Auge zu behalten, der sich
beispielsweise im Prozess der Moneta-
risierung niederschlug. Dennoch blei-
be der Ansatz insofern verdienstvoll,
als er versuche, die Veradnderungen in
diesem System im Vergleich mit den
Bewegungsgesetzen der modernen
Okonomie herauszuarbeiten.

Sehr intensiv setzt sich Eich mit
den einschlagigen Hypothesen Marx’
auseinander. Nach einer allgemeinen
Diskussion uber die Relevanz der
Marx'schen Methodik prasentiert der
Autor dann die spezifische marxisti-
sche Analyse der antiken griechischen
Okonomie. Danach sei diese prinzipiell
eine Subsistenzwirtschaft gewesen,
in welcher jedoch Reichtum durch Ak-
kumulation von Anbauflachen erreicht
werden konnte. Die Arbeit in den La-
tifundien ware von Sklaven verrichtet
worden, welche sozusagen konstantes
Kapital darstellten. In diesem starren
System seien nur erratische Uber-
schusse entstanden, welche an die
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Handler Ubertragen wurden. Diese
strebten zwar auch Geldreichtum an,
aber nur um diesen entweder zu the-
saurieren oder demonstrativ zu kon-
sumieren. Nirgendwo in dieser Kette
sei der Anreiz zur Investition entstan-
den, welche einen dynamischen Geld-
Ware-Geldprozess in Gang gesetzt
hatte. Die entscheidende Schranke
ware in der Sklavenarbeit gelegen, da
nur durch Unselbststandige Mehrwert
anfallen kdnne, andererseits durch die
Léhne eine permanente Nachfrage
nach Gutern der Produzenten gege-
ben sei.

Eichs Einwande gegen dieses Kon-
zept konzentrieren sich abermals da-
rauf, dass die Annahme einer nichtmo-
netaren Subsistenzwirtschaft, in deren
Nischen nur marginale Handler tatig
wurden, nicht zutreffe.

Letztlich zitiert der Autor Silver, der
die Auffassung vertritt, dass in der an-
tiken Wirtschaft sehr wohl die rationale
Entscheidung eine Rolle gespielt habe
und dass viele auf den ersten Blick irra-
tional scheinende Entscheidungen bei
eingehender Analyse in dem Sinne als
durchaus rational eingeschéatzt werden
kdnnen, da sie darauf hinzielten, die
Transaktionskosten zu senken.

Mit Erstaunen registriert man die
Tatsache, dass Eich in seiner Uber-
sicht den flr die moderne wirtschaft-
geschichtliche  Forschung bedeu-
tendsten Okonomen, den Nobelpreis-
trager Douglass C. North, mit keinem
Wort erwahnt. In der von ihm malf3-
geblich beeinflussten Neuen Instituti-
onenokonomie (NIE) spielen zwar die
Transaktionskosten auch eine Rolle,
aber vor allem im Zusammenhang mit
den Institutionen, also den Regeln,
welche das menschliche Verhalten be-
stimmen. Und die Gesamtheit dieser
Regeln, also die Institutionenstruktur
— die Kultur — einer Gesellschaft, cha-
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rakterisiert das Entwicklungsniveau
und die Entwicklungsméglichkeiten
ihnrer Wirtschaft. Eine Theorie, flir die
man Ansatze unter anderem auch bei
Marx und Max Weber findet.

Eine monetire Agrarokonomie

Im empirischen Teil prasentiert Eich
die reiche Gluterpalette, die von der
antiken griechischen Wirtschaft pro-
duziert und gehandelt wurde, die weit
Uber jene einer Subsistenzwirtschaft
hinausging. Der Guteraustausch ent-
wickelte sich vom lokalen Handel
allméhlich zum intraregionalen Aus-
tausch, der sich oft in machtpolitisch
determinierten Raumen vollzog, wie
etwa im Rahmen des attisch-delischen
Seebundes. Er vollzog sich mit stark
fluktuierenden Preisen, die sich aus
den Bedingungen dieser Wirtschaft
ergaben: schwach interdependente
Mérkte, haufige exogene Einflisse so-
wie unsichere Handelsverbindungen.

In diesem Zusammenhang prasen-
tiert der Autor eine Fulle von Daten
Uber Preise, Lohne und sonstige Ein-
kommen, die ein recht umfassendes
Bild Uber die Lebensbedingungen der
antiken griechischen Wirtschaft ver-
mitteln. Selbstverstandlich versuchte
der Staat wiederholt, Preise — mit mehr
oder weniger Erfolg — zu regulieren.

Physische Arbeit oblag in erster Li-
nie Sklaven. Eich unterscheidet zwi-
schen den ,Kaufsklaven”, welche die
Uberwiegende Mehrheit der Arbeits-
krafte bildeten, und ,helotisierten Be-
volkerungsgruppen” — diese meistens
der Ureinwohnerschaft entstammend.
Unterlagen Erstere praktisch dem
Sachenrecht, waren Letztere verhal-
ten, einen bestimmten Ernteertrag zu
leisten. Das dariber hinausgehende
Produkt stand ihnen zur Verfigung.
In Einzelfallen existierten ahnliche Lo-
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sungen auch fiur Kaufsklaven. Hand-
werksarbeit verrichteten neben den
Sklaven Angehdrige der Unterschicht,
zumeist Personen ohne Blrgerrecht.
Freie unselbststandig Erwerbstéatige
existierten, sieht man von Séldnern ab,
praktisch nicht. Freilich gab es Tagléh-
ner, die unregelmalig arbeiteten und
ihre Tatigkeit zumeist als Erganzung
einer unzureichenden Landwirtschaft
betrachteten — man muss diesem Ar-
beitsverhaltnis wohl den Charakter
eines Werkvertrags zuschreiben. Er-
werbsarbeit wurde in der griechischen
Gesellschaft insbesondere als eines
Angehdrigen der Oberschicht unwdr-
dig betrachtet, da es die Méglichkeiten
fur geistige sowie politische und milita-
rische Betatigung beschrankte.

In diesem Zusammenhang verdient
das Kapitel Uber ,Unternehmer und
Kapitalgeber besondere Aufmerk-
samkeit. Durch penible Auswertung
der Quellen gelangt Eich zu dem Er-
gebnis, dass die Latifundien durchaus
ertragsorientiert verwaltet wurden und
sich spatestens im 4. Jahrhundert
eine primitive Buchfihrung entwickelt
hatte. Eine zentrale Rolle kam in der
griechischen Wirtschaft dem Kredit zu.
Dieser wurde tiberwiegend von den rei-
chen Stadtbirgern und Latifundienbe-
sitzern an Unternehmer gewahrt, ohne
dass jene immer offentlich als solche
auftraten. Solche Kredite spielten im
Seehandel eine groRe Rolle, aber
auch fur den Betrieb von Bergwerken
sowie fur die Pacht von Grund und
Boden. Dieses Phanomen entspricht
durchaus auch den Verhaltensweisen
der Latifundienbesitzer im Rémischen
Reich."

Zentrale Bedeutung kommt hier
auch dem Umstand zu, dass im kom-
merziellen Leben bereits Banken eine
Rolle spielten. Mehrere Studien erga-
ben, dass sich diese keineswegs nur
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auf das Wechseln und Aufbewahren
von Geld beschrankten, sondern ei-
nen Teil der Depositen auch als Kre-
dite weitergaben. Freilich geschah das
nur in Munzform. Die Banker gehorten
durchwegs der unteren Gesellschafts-
schicht an — Metoken und Freigelasse-
nen.

Geld kam in der griechischen Wirt-
schaft schon im 6. Jahrhundert vor
Christus in Gebrauch und fihrte all-
mabhlich zu einer durchgehend moneta-
risierten Gesellschaft. Die Entwicklung
erfasste nicht nur den kommerziellen
Bereich, sondern ebenso den staatli-
chen, vor allem den militdrischen. Die
Kriegskosten verschlangen den Lo6-
wenanteil der 6ffentlichen Ausgaben.
Zwar hatten die reichen Burger fur den
Bau, die Ausristung und den Betrieb
der Kriegsschiffe aufzukommen, aber
es fielen Soldzahlungen an Kombat-
tanten, Ruderer und Seeleute an.

Was Eich nicht explizit behandelt,
sich aber aus seinen umfangreichen
Zitationen in anderem Zusammenhang
ergibt, ist das aullerordentlich hoch
entwickelte griechische Rechtssystem.
Diesen Darlegungen ist zu entnehmen,
dass wonhl definierte Eigentumsrechte,
ein differenziertes Zivilrecht wie auch
funktionierende Gerichte existierten,
welchen im kommerziellen Bereich
grole Bedeutung zukam.

Struktur und historische Funktion
der griechischen Wirtschaft

Zweifellos vermittelt die Arbeit Eichs
eine Reihe interessanter und neuer
Einsichten. Verdienstvoll scheint die
Prasentation des umfangreichen Ma-
terials Uber das Ausmal, in dem die
antike griechische Wirtschaft moneta-
risiert war — der Autor pragt hier den
zutreffenden Ausdruck einer ,mone-
tarisierten agrikulturellen Okonomie®.
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Noch bedeutsamer erweist sich die
Erkenntnis des 6konomisch rationalen
Verhaltens dergrundbesitzenden Ober-
schicht, die auf Ertragsmaximierung
gerichtete Verwaltung der Latifundien
auch schon auf Basis einer rudimen-
taren Buchfihrung und das verbreitete
Engagement als Kreditgeber. Ebenso
verdient die Existenz von Banken her-
vorgehoben zu werden, welche die De-
positen als Kredite weitergaben. Glei-
chermallen relevant erweist sich das
relativ hoch entwickelte Rechtswesen.
Alles in Allem wird man sagen kénnen,
dass die antike griechische Wirtschaft
in ihrem Entwicklungsniveau viel ndher
an der rdmischen war, als das bisher
angenommen wurde. Damit dirften die
Ansatze der ,Primitivismustheorien®
tatsachlich in Schwierigkeiten geraten,
und die Auffassung Finleys, der antiken
Welt sei jedes rationale, 6konomische
Denken fremd geblieben, erweist sich
in diesem Sinn als unzutreffend.

Doch gerade in diesem Zusam-
menhang bleibt der Leser unbefrie-
digt. Nach der breiten theoretischen
Einleitung hatte er nun eine zusam-
menfassende Bewertung der antiken
griechischen Wirtschaft erwartet, ihre
Einordnung in die soziodkonomische
Entwicklung Europas, Antwort auf die
Frage, wieso es hier nicht zur Ausfor-
mung einer kapitalistischen Wirtschaft
kommen konnte. Tats&chlich bricht die
sehr umfangreiche Studie relativ ab-
rupt ab.

Und hier fallt wohl die Unkenntnis
sowohl der Neuen Institutionentheorie
wie jene der Autoren, die in diesem Be-
reich publizierten, ins Gewicht. Jones
(1981), North (1988) sowie Landes
(1999) haben sich ja eingehend mit
dieser Frage befasst. Und damit ge-
langt man zu dem Ergebnis, dass Fin-
leys Uberlegungen im weiteren Sinn
doch nicht so falsch waren. Denn den
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antiken Gesellschaften fehlten einige
wesentliche Voraussetzungen zu einer
kapitalistischen, industriellen Entwick-
lung, wie sie im England des 18. Jahr-
hunderts am hochsten entwickelt wa-
ren. Und diese bestanden aus einer
Hochschatzung der Arbeit, welche
die christliche Lehre vermittelt hatte,
aus dem rationalen, empirisch-natur-
wissenschaftlichen Denken, das den
technischen Fortschritt zur ,Routine®
werden liel}, sowie einer egalitaren,
birgerlichen Gesellschaft mit doch
einem héheren Mal} an Rechtssicher-
heit und Freiheit, als sie in der Antike
gewahrleistet waren, aus welcher der
gesellschaftlich anerkannte kapitalisti-
sche Unternehmer herauswuchs. Alle
diese Voraussetzungen hatten sich in
Europa, und nur in Europa, im Lauf
des Mittelalters sowie der friihen Neu-
zeit entwickelt.

Umgekehrt scheint gerade die euro-
paische Antike fur diese Entwicklung
von zentraler Bedeutung gewesen zu
sein, weil sich hier die wesentlichen
Ansatze fir diesen Prozess herausbil-
deten. Eben der individualistische, ver-
antwortungsbereite, freie und initiative
Birger, wissenschaftliches Denken auf
breiterer Basis sowie relevante Ansat-
ze eines Rechtsstaates.

Natdrlich I&sst sich noch eine Reihe
von Kleinigkeiten zu dem Text vermer-
ken, die man in einer Neuauflage be-
ricksichtigen kénnte. Da fallt zunachst
auf, dass kein fremdsprachliches Zitat,
ob franzésisch oder italienisch, tber-
setzt wird. Dasselbe gilt aber auch fir
die meisten altgriechischen Zitate oder
Begriffe. Eich nimmt offenbar an, dass
alle Leser des Griechischen méach-
tig sind. Der Autor ist offensichtlich
Historiker. Er hat sich Okonomische
Kenntnisse angeeignet, doch begeg-
net man oft eigenartigen Ausdrticken.
Da sind solche von Marx inspirierte,
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wie ,Konsumtion oder ,Kapitalver-
wertung®, die in der Fachliteratur nicht
mehr gebrauchlich sind. ,Redistributi-
on“ verwendet er fur alle &ffentlichen
Ausgaben, auch wenn diese einfach
zum Kauf von Leistungen dienen. Der
Einsatz zusatzlicher Arbeitskrafte fihrt
bei ihm zu ,Uberschussnachfrage*
nach Gutern. Da gibt es ,Preisverlau-
fe*, ,Tilgungszinsen“ und Ahnliches
mehr. Wiewohl die Arbeit eine Fllle
durchaus relevanter Daten enthalt, un-
ternimmt der Autor nie den Versuch,
diese systematisch und tabellarisch zu
ordnen.

Dennoch, ein interessantes und
wichtiges Buch, das neue Erkennt-
nisse vermittelt.

Felix Butschek
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" Andreau (1999) 9.

Literatur

Andreau, J., Banking and Business in the
Roman World (Cambridge 1999).

Jones, E. L., The European Miracle. Envi-
ronments, Economies and Geopolitics
in the History of Europe and Asia (Cam-
bridge 1981).

Landes, D. S., The Wealth and Poverty of
Nations (New York — London 1999).

North, D. C., Theorie des institutionellen
Wandels (Tubingen 1988).



33. Jahrgang (2007), Heft 2 Wirtschaft und Gesellschaft

,Wirtschaftswissenschaftliche Tagungen
der Arbeiterkammer Wien*
Reihe Band 10

Steigender Reichtum — Steigende
Ungleichheit?

Vermogensverteilung als Herausforderung
fur die Wirtschaftspolitik

Giinther Chaloupek, Thomas Zotter (Hrsg.)

Vorwort

Holger Stein
Anatomie der Vermdgensverteilung in Deutschland

Anders Klevmarken
The Distribution of Wealth in Sweden, Trends and Contributing Factors

Andrea Brandolini

The Distribution of Wealth in Germany and Sweden: Discussion of the
Papers by Stein and Klevmarken

Edwar N. Wolff

The Distribution of Wealth in the USA, Trends and Contributory Factors

Martin Schirz

Kommentar zum Beitrag von E. Wolff “The Distribution of Wealth in the
USA’ - Anmerkungen zur Aussagefahigkeit eines Vergleichs von
Ginikoeffizienten

Alois Guger, Markus Marterbauer )
Steigende Ungleichheit der Einkommensverteilung in Osterreich?
Christian Beer, Peter Mooslechner, Martin Schiirz, Karin Wagner
Die Bedeutung von Mikrodaten zum Geldvermégen

fur die Geld- und Wirtschaftspolitik: Eine lllustration anhand einer
OeNB-Erhebung zum Geldvermoégen privater Haushalte in Wien
Thomas Zotter

Kommentar zu den Beitragen von Guger, Marterbauer und Beer,
Mooslechner, Schirz und Wagner

Kurt Bayer

Globale Ungleichheit: Status und einige Lésungsvorschlage

Reslimeé
Wien 2006, 178 Seiten, € 25,-.

Bestellungen bei: LexisNexis Verlag ARD Orac,
A-1030 Wien, Marxergasse 25

Tel. 01/534 52-0, Fax 01/534 52-140, e-mail: verlag@lexisnexis.at




Wirtschaft und Gesellschaft 33. Jahrgang (2007), Heft 2

,Wirtschaftswissenschaftliche Tagungen
der Arbeiterkammer Wien*
Reihe Band 11

Aspekte kritischer Okonomie
Gedenkschrift fiir Erwin Weissel

Markus Marterbauer, Martin Schiirz (Hrsg.)

Vorwort

Markus Marterbauer
Arbeitszeitverkirzung: mehr Beschaftigung und Freizeit

Christine Mayrhuber
,Das Preislied auf die Tugend privater Altersvorsorge*

Kurt W. Rothschild
Kapitalismen und Sozialismen

Martin Schirz
Gerechtigkeit in der Eigentiimergesellschaft

Gerhard Senft )
Wirtschaftspolitik in der Ara Dollful3/Schuschnigg

Gunther Tichy
Arbeitslosigkeit und Ungleichheit als Determinanten der
Lebenszufriedenheit

Bibliographie Erwin Weissel

Wien 2007, 97 Seiten, € 15.

Bestellungen bei: LexisNexis Verlag ARD Orac,
A-1030 Wien, Marxergasse 25
Tel. 01/534 52-0, Fax 01/534 52-140, e-mail: verlag@lexisnexis.at




	Wirtschaft und Gesellschaft - 2007 Heft 2
	TitlePage
	Inhalt
	Unsere Autoren
	Warten auf die sieben fetten Jahre
	Korrekturen zu WuG 33/1 (2007)
	Funktionale Einkommensverteilung und aggregierte Nachfrage im Euro-Raum
	Der öffentliche Sektor in der Defensive
	Erbschaften und Vermögensungleichheit in Österreich
	Personenbezogene Gesamtübersicht des österreichischen Arbeitsmarktes nach Beschäftigungsformen
	Advertising
	Bücher
	Plädoyer für eine wirtschaftspolitische Wende
	Eine Alternative zum Neoliberalismus
	Ökonomie und Ökonomik des Klimawandels
	Grenzen des Wachstums
	Kritische Theorien von Finanzsystemen
	Advertising
	Tauschen und täuschen
	Eine Wirtschaftsgeschichte 'Gesamteuropas' im 20. Jahrhundert
	Sloweniens Weg zur Unabhängigkeit
	Politische Öffentlichkeit in der Habsburgermonarchie
	Politische Ökonomie des antiken Griechenland

	Advertising
	Advertising


